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1 Aufgabe und Inhalt des Berichts 


1.1 Berichtsauftrag 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 39. Sitzung am 
7. Juni 1973 folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, dem Deut- 
schen Bundestag bis zum 1. April 1974 einen Er- 
fahrungsbericht über die Ausführung des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte un- 
ter Einbeziehung der Nummern 2 bis 5 des Ent- 
schließungsantrags der Fraktion der CDU/CSU 
zum Agrarbericht 1973 — Drucksache 7/221 — 
vorzulegen." 

Die Nummern 2 bis 5 der erwähnten Drucksache 
7/221 haben folgenden Wortlaut: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

2. darauf hinzuwirken, daß die Beiträge in der 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung für 
mithelfende Familienangehörige auf 50 v. H. 
der Beiträge für landwirtschaftliche Unterneh- 
mer gesenkt werden; 

3. darauf hinzuwirken, daß kriegsbeschädigte 

landwirtschaftliche Unternehmer im Rahmen 
der Krankenversicherung wieder ihren frühe- 
ren Besitzstand erlangen; 

4. darauf hinzuwirken, daß Landwirte, die ständig 
zwischen landwirtschaftlicher und außerland- 
wirtschaftlicher Tätigkeit wechseln, für dau- 
ernd von der Versicherungspflicht in der land- 
wirtschaftlichen Krankenkasse befreit sind; 
sind; 

5. darauf hinzuwirken, daß durch die ausrei- 
chende Bereitstellung gesetzlich abgesicherter 

Bundeszuschüsse für die landwirtschaftliche 

Unfallversicherung sichergestellt wird, daß die 
Jahresarbeitsverdienste als Grundlage der Lei- 
stungen aus der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung angemessen erhöht werden kön- 
nen. " 

Die Bundesregierung hat um Verlängerung der Frist 
für die Abgabe des Berichts bis zum 15. Juni 1974 
gebeten, um auch die vorläufigen Geschäfts- und 
Rechnungsergebnisse der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen für das Jahr 1973 aus werten zu können. 
Der Bericht geht in Teil 3 auf die Nummern 2 bis 5 
des Entschließungsantrages der Fraktion der CDU/ 
CSU ein. 

1.2 Anlaß des Berichts 

Der Deutsche Bundestag hat am 21. Juni 1972 das 
Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte — KVLG) be- 
schlossen. Das Gesetz wurde bei drei Stimmenthal- 
tungen ohne Gegenstimmen durch den Deutschen 


Bundestag verabschiedet. Der Bundesrat hat dem 
Gesetz am 7. Juli 1972 zugestimmt. Das Gesetz 
wurde am 10. August 1972 verkündet und im Bun- 
desgesetzblatt Teil I S. 1433 veröffentlicht. Es ist in 
seinen wesentlichen Teilen am 1. Oktober 1972 in 
Kraft getreten. 

Mit der Einführung der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung der Landwirte ist nach Auffassung des 
Deutschen Bundestages Neuland betreten worden. 
Der Deutsche Bundestag hat den oben wiedergege- 
benen Beschluß gefaßt, um festzustellen, ob organi- 
satorische und strukturelle Schwierigkeiten bei der 
Ausführung des Gesetzes über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte eintreten würden. 

Der Deutsche Bundestag hat mit der Einführung der 
Krankenversicherung der Landwirte folgende Ziele 
verfolgt (vgl. Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung [10. Ausschuß] vom 
16. Juni 1972 zu Drucksache VI/3508); 

— Für die selbständigen Landwirte, ihre Familien- 
angehörigen und die Altenteiler sollte die vor- 
handene Lücke in der sozialen Sicherung ge- 
schlossen werden. 

— Die wirtschaftlichen Risiken der Krankheit soll- 
ten die aktiven Landwirte für sich und ihre Fa- 
milienangehörigen solidarisch tragen. 

— Der Anpassungsprozeß der deutschen Landwirt- 
schaft an die veränderten Strukturen des Ge- 
meinsamen Marktes sollte durch sozialpolitische 
Maßnahmen erleichtert werden. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele wurden alle land- 
wirtschaftlichen Unternehmer, ihre hauptberuflich 
mitarbeitenden Familienangehörigen sowie die Al- 
tenteiler in die Krankenversicherungspflicht einbe- 
zogen. Die soziale Sicherheit dieser Bevölkerungs- 
gruppe ist damit auch im Krankheitsfall gewährlei- 
stet. Die Mittel für die Leistungen an die aktiven 
Landwirte sowie ihre hauptberuflich mitarbeitenden 
Familienangehörigen werden solidarisch durch Bei- 
träge aufgebracht, die nach der Ertragskraft des 
landwirtschaftlichen Unternehmens zu bemessen 
sind. Über die Höhe und die Staffelung der be- 
nötigten Beiträge beschließen die Selbstverwaltungs- 
organe der Krankenkassen. Mit dieser Regelung ist 
sichergestellt, daß auch der wirtschaftlich schwä- 
chere Landwirt für sich und seine Familie vollen 
Krankenversicherungsschutz zu einem seiner finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit entsprechenden Beitrag 
erhält. 

Grundsätzlich erhalten Landwirte nach dem Gesetz 
über die Krankenversicherung der Landwirte die 
gleichen Leistungen, wie sie im Zweiten Buch der 
Reichsversicherungsordnung vorgesehen sind. Kran- 
kengeld und Mutterschaftsgeld als Lohnersatzlei- 
stungen stehen jedoch nur den hauptberuflich mitar- 
beitenden Familienangehörigen zu. Anstelle der 
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Lohnersatzleistungen erhalten landwirtschaftliche 
Unternehmer bei länger dauernder Krankheit Be- 
triebshilfe, um die durch den Ausfall des Betriebs- 
inhabers wegfallende Arbeitskraft zu ersetzen und 
damit die Weiterführung und die Existenz des Be- 
triebes zu sichern. Die Versicherten der Krankenver- 
sicherung der Landwirte erhalten unter Berücksich- 
tigung der für selbständige Landwirte geltenden 
Besonderheiten den gleichen Versicherungsschutz 
wie die bei den sonstigen Trägern der gesetzlichen 
Krankenversicherung versicherte Bevölkerung. Dem 
Wunsch der Landwirte nach sozialer Parität wurde 
damit in vollem Umfang Rechnung getragen. 

Die Leistungsaufwendungen für die Altenteiler wer- 
den durch Mittel des Bundes gedeckt. Während vor 
Schaffung der Krankenversicherung der Landwirte 
Beiträge und Prämien für die Krankenversicherung 
der Altenteiler oder aber die Krankheitskosten 
selbst aus den Erträgen des landwirtschaftlichen Un- 
ternehmens aufgebracht werden mußten, ist durch 
die Übernahme des Leistungsaufwandes durch den 
Bund die Einkommenssituation der aktiven Land- 
wirte verbessert worden. Außerdem ist der Anpas- 
sungsprozeß der deutschen Landwirtschaft an die 
verschärften Wettbewerbsbedingungen des Gemein- 
samen Marktes erleichtert worden. Die Anreizwir- 
kung der Landabgaberente wurde durch den zu- 
sätzlichen kostenfreien Krankenversicherungsschutz 
gesteigert. Älteren Bewirtschaftern von unrentablen 
Klein- oder Mittelbetrieben wurde damit die Be- 
triebsaufgabe erleichtert. Entwicklungsfähige Be- 
triebe erhielten durch Aufstockung mit den freiwer- 
denden Flächen der Klein- und Mittelbetriebe die 
Möglichkeit zur Einkommensverbesserung. 

In der Frage der Organisation der landwirtschaft- 
lichen Krankenversicherung folgte der Gesetzgeber 
den Vorschlägen der Bundesregierung. Träger der 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung wurden 
neunzehn landwirtschaftliche Krankenkassen, die als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts bei den land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften errichtet 
worden sind. Auf Grund der Vorschriften über die 
verwaltungsmäßige Zusammenarbeit der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen, Berufsgenossenschaften 
und Alterskassen entstand eine kostengünstige 
Verwaltung der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung und eine nahtlose Betreuung der Landwirte in 
allen sozialversicherungsrechtlichen Fragen. 

1.3 Grundlagen des Berichts 

Die Vorbereitung des Berichts hat der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung übernommen. Der Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
daher die beteiligten Bundesminister, die Minister 
und Senatoren für Arbeit der Länder, die Minister 
und Senatoren für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten der Länder, die Spitzenverbände der iSozial- 
versicherungsträger, die Verbände der Betroffenen 
und die Gewerkschaften über ihre Erfahrungen bei 
der Anwendung des Gesetzes in den Jahren 1972 
und 1973 befragt. Außerdem wurden der Bundes- 


rechnungshof, das Bundesversicherungsamt, der Ver- 
band der privaten Krankenversicherung e. V., die 
Bundesärztekammer, die Kassenärztliche und die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung sowie die 
Verbände der Sozialversicherungsangestellten und 
-beamten zur Stellungnahme aufgefordert. 

Das Befragungsschema orientierte sich am Aufbau 
des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte. Die Befragten wurden gebeten, insbe- 
sondere zu folgenden Punkten Stellung zu nehmen: 

a) Kreis der versicherten Personen 

Umfang, Abgrenzung und Erfassung 
Auswirkung des Rechts auf Befreiung von der 
Beitragspflicht 

b) Leistungen der Versicherung 
Betriebs- und Haushaltshilfe 

c) Träger der Versicherung, Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen 
Errichtung von Verwaltungsstellen 
Kassenbezirke 

d) Aufbringung der Mittel 
Beitragsmaßstäbe 

Beitragshöhe für Unternehmer, mitarbeitende 
Familienangehörige und Auszubildende 

e) Verhältnis zu Ärzten, Zahnärzten, Krankenhäu- 
sern und Einrichtungen für Betriebs- und Haus- 
haltshilfe 

Abschluß und Weitergeltung von Vereinbarungen 

f) Verwaltungsverfahren der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen 

g) Vereinigung der Landkrankenkassen mit den 
landwirtschaftlichen Krankenkassen 

Stand der Abwicklung (§ 108 KVLG) 

Übernahme der Bediensteten der Landkranken- 
kassen 

h) Sonstige mit der Durchführung des Gesetzes zu- 
sammenhängende Fragen 

Zu den Fragen des Betriebsschemas haben sich die 
angesprochenen Verbände und Stellen eingehend 
geäußert. Auf diesen Stellungnahmen — vor allem 
der Stellungnahme des Bundesverbandes der land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen — beruht der nach- 
folgende Erfahrungsbericht. 

1.4 Ergebnisse des Berichts 

1.41 Zusammenfassende Übersicht 

Durch die Einführung der Krankenversicherung der 
Landwirte wurde eine Lücke im sozialen Sicherungs- 
system der Bevölkerung der Bundesrepublik ge- 
schlossen. Das wird durch die starke Inanspruch- 
nahme der Leistungen bestätigt, die offensichtlich 
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auch auf den vorhanden gewesenen Nachholbedarf 
zurückzuführen ist. 

Die landwirtschaftliche Bevölkerung ist der gesetz- 
lichen Regelung gegenüber aufgeschlossen. Bemer- 
kenswert ist insbesondere die außerordentlich ge- 
ringe Zahl von Befreiungen. 

Die Krankenversicherung der Landwirte wird von 
19 landwirtschaftlichen Krankenkassen durchgeführt, 
die auch bei der zu erwartenden weiteren Abnahme 
der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung vor- 
aussichtlich auf Dauer leistungsfähig sind. Im Jahre 
1973 hatte die landwirtschaftliche Krankenversiche- 
rung durchschnittlich 1 005 939 Versicherte. 

Die derzeit verhältnismäßig ungünstige Altersstruk- 
tur der erwerbstätigen Mitglieder der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen (landwirtschaftliche Un- 
ternehmer und mitarbeitende Familienangehörige) 
wird sich verbessern, da die besonders starke Grup- 
pe der über 55 Jahre alten Landwirte bis 1980 aus 
dem Erwerbsleben ausgeschieden sein wird. 

Die Entscheidung für eine eigenständige landwirt- 
schaftliche Krankenversicherung ermöglicht es, den 
besonderen Bedürfnissen der in der Landwirtschaft 
tätigen Bevölkerung besser gerecht zu werden, wie 
der erfolgreiche Einsatz der Betriebs- und Haus- 
haltshilfe zeigt. 

Die Vereinigung der ehemaligen Landkrankenkas- 
sen mit den neu errichteten landwirtschaftlichen 
Krankenkassen vollzog sich reibungslos. Die Perso- 
nalprobleme, die sich aus dieser Vereinigung erga- 
ben, konnten weitgehend befriedigend gelöst wer- 
den. 

Die Verwaltungsgemeinschaft der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen mit den landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften und Alterskassen hat sich 
bewährt. Sie erleichterte den Beginn der verwal- 


2 Erfahrungsbericht 


2.1 Allgemeines 

Die allgemeinen Bemerkungen der angesprochenen 
Verbände und Stellen zur Einführung der Kran- 
kenversicherung der Landwirte lassen erkennen, daß 
diese gesetzliche Maßnahme ganz überwiegend be- 
grüßt und anerkannt wird. Der Deutsche Bauern- 
verband hebt besonders hervor, daß 

— mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte ein weiterer 
wichtiger Schritt im Bereich der sozialen Siche- 
rung der landwirtschaftlichen Bevölkerung voll- 
zogen wurde, 

— durch die organisatorische Verflechtung mit den 
übrigen Sozialeinrichtungen der Landwirtschaft 
eine soziale Sicherung geschaffen worden ist, die 
es ermöglicht, den versicherten Personenkreis in 
seiner Gesamtheit umfassend zu betreuen und 


tungsmäßigen Durchführung des Gesetzes. Das gilt 
besonders für die Erfassung des versicherten Perso- 
nenkreises. Ferner hat die Verwaltungsgemein- 
schaft zu einer Vereinfachung der Verwaltungsab- 
läufe beigetragen. 

Der Aufwand für jeden Versicherten lag im Jahre 
1973 trotz des Nachholbedarfs und einer derzeit 
noch ungünstigen Altersstruktur unter dem Auf- 
wand je Versicherten bei den anderen Trägern der 
gesetzlichen Krankenversicherung. Die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen wandten 1973 für jeden 
Versicherten (ohne Altenteiler) 1 013 DM und für 
jeden Altenteiler 1 158 DM auf. 

Die Beiträge der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen sind in dem Zeitraum vom 1. Oktober 1972 bis 
zum 31. März 1974 mit rund 19 v. H. (Bundesdurch- 
schnitt) voraussichtlich nicht höher angestiegen als 
die Aufwendungen im Bereich der gesamten gesetz- 
lichen Krankenversicherung. Dieses günstige Ergeb- 
nis ist durch die Übernahme der Leistungsaufwen- 
dungen für die Altenteiler durch den Bund erreicht 
worden. In der Zeit vom 1. Oktober 1972 bis zum 
31. Dezember 1973 hat der Bund hierfür etwa 
465 Millionen DM aufgebracht. 

Grundlegende Novellierungswünsche wurden nicht 
geäußert; es wurden lediglich Anderungswünsche zu 
Einzelfragen vorgetragen (vgl. hierzu Teil 4 des Be- 
richts). 

1.42 Weitere Sachbehandlung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird die Ergebnisse dieses Berichts sorgfältig prü- 
fen. Er wird zu gegebener Zeit ihm notwendig er- 
scheinende Änderungsvorschläge zu dem Gesetz 
über die Krankenversicherung der Landwirte den 
gesetzgebenden Körperschaften unterbreiten. 


dem Schutzbedürfnis der selbständig erwerbs- 
tätigen landwirtschaftlichen Bevölkerung am be- 
sten zu entsprechen, 

— die Entscheidung für die „berufsständische" Lö- 
sung zu leistungsfähigen Risikogemeinschaften 
und zu einer rationellen Verwaltungsorganisa- 
tion geführt habe, 

— die landwirtschaftliche Krankenversicherung die 
in sie gesetzten Erwartungen schon nach kurzer 
Anlaufzeit weitgehend erfüllt habe. 

Auch andere Stellen berichten, daß die landwirt- 
schaftliche Krankenversicherung von den versicher- 
ten Landwirten anerkannt wird. Anlaufschwierig- 
keiten seien inzwischen weitgehend behoben wor- 
den. Die landwirtschaftliche Bevölkerung habe die 
landwirtschaftliche Krankenversicherung überra- 
schend schnell, intensiv und sachkundig angenom- 
men. 
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2.2 Kreis der Versicherten 

Nach dem Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte sind folgende Personengruppen 
pflichtversichert: 

— Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft, de- 
ren Unternehmen eine Existenzgrundlage im 
Sinne des § 1 des Gesetzes über eine Altershilfe 
für Landwirte bildet. 

— Sonstige Unternehmer der Land- und Forstwirt- 
schaft, deren Unternehmen keine Existenzgrund- 
lage im Sinne des § 1 des Gesetzes über eine 
Altershilfe für Landwirte bildet, die ihren Le- 
bensunterhalt aber im wesentlichen aus selbstän- 
diger Tätigkeit als landwirtschaftliche Unterneh- 
mer bestreiten. 

— Mitarbeitende Familienangehörige landwirt- 
schaftlicher Unternehmer, wenn sie das 18. Le- 
bensjahr vollendet haben oder als Auszubil- 
dende in dem landwirtschaftlichen Unternehmen 
tätig -sind. 

— Empfänger von Altersgeld und Landabgabe- 
rente. 

— Sonstige Altenteiler (Personen, die das 65. Le- 
bensjahr vollendet haben und zwischen dem 50. 
und 65. Lebensjahr mindestens 60 Kalender- 
monate landwirtschaftlicher Unternehmer oder 
mitarbeitender Familienangehöriger waren) und 
ihre überlebenden Ehegatten. 

Konkurrenzen zwischen diesen Versicherungsver- 
hältnissen sind dahingehend gelöst worden, daß die 
Versicherung als landwirtschaftlicher Unternehmer 
Vorrang vor der Versicherung als mitarbeitender 
Familienangehöriger und die Versicherung als akti- 
ver Landwirt oder aktiver mitarbeitender Familien- 
angehöriger Vorrang vor der Versicherung als Al- 
tersgeldempfänger oder sonstiger Altenteiler hat. 
Die Regelung folgt insoweit allgemeinen Grundsät- 
zen der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Konkurrenzen mit anderen Pflichtversicherungen 
sind wie folgt geregelt worden: 

— Die Pflichtversicherung bei einem anderen Trä- 
ger der gesetzlichen Krankenversicherung als 
Arbeitnehmer oder Auszubildender geht der 
Pflichtversicherung nach dem Gesetz über eine 
Krankenversicherung der Landwirte vor; ausge- 
nommen hiervon sind lediglich mitarbeitende 
Familienangehörige landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer. 

— Personen, die zugleich eine Rente aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen und Altersgeld 
oder Landabgaberente beziehen, sind in der 
Krankenversicherung der Rentner versichert. 
Eine Versicherung nach dem Gesetz über eine 
Krankenversicherung der Landwirte erfolgt nur, 
wenn in den letzten zwanzig Jahren vor der 
Stellung des Antrages auf Altersgeld oder Land- 
abgaberente kein Beitrag zur gesetzlichen Ren- 
tenversicherung entrichtet wurde und auch nicht 
als entrichtet gilt. 


2.21 Erfassung der Versicherten 

Die vollständige Erfassung des nach dem Gesetz über 
eine Krankenversicherung für Landwirte versicher- 
ten Personenkreises war die wichtigste Aufgabe, 
die bei Inkrafttreten des Gesetzes durch die land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen zu bewältigen war. 
Alle weiteren Verwaltungsabläufe konnten nur rei- 
bungslos funktionieren, wenn der gesamte Mitglie- 
derbestand bekannt war. 

Die Erfassung des Mitgliederbestandes wurde bei 
allen landwirtschaftlichen Alterskassen beredts im 
Frühsommer 1972 durch eine Überprüfung des Mit- 
gliederbestandes der Alterskassen und des Bestan- 
des der Empfänger von Altersgeld und Landabgabe- 
rente vorbereitet. 

Probleme der Anlaufzeit ergaben sich daraus, daß 
landwirtschaftliche Unternehmer, die’ bisher als 
Rentner in der „allgemeinen" Krankenversicherung 
beitragsfrei versichert waren oder die als Kriegsbe- 
schädigte oder -hinterbliebene Anspruch auf freie 
Heilbehandlung nach dem Bundesversorgungsgesetz 
hatten, kein Verständnis dafür aufbrachten, daß sie 
ab 1. Oktober 1972 in der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung pflichtversichert waren und Bei- 
träge entrichten mußten. Das gleiche gilt auch für 
landwirtschaftliche Unternehmer, die als Ange- 
stellte wegen Überschreitens der Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze krankenversicherungsfrei waren und 
nunmehr in der Krankenversicherung der Landwirte 
versicherungspflichtig wurden. Diese Angestellten 
verloren ihren Anspruch auf den Beitragszuschuß 
nach § 405 RVO, wenn sie ihre Versicherung bei 
einem Unternehmen der privaten Krankenversiche- 
rung oder eine freiwillige Versicherung bei einem 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung auf- 
gaben. Außerdem hatten diese Angestellten bei den 
landwirtschaftlichen Krankenkassen keinen Anspruch 
auf Krankengeld. Landwirtschaftliche Unternehme- 
rinnen, die durch ihren Ehegatten, der als Arbeitneh- 
mer tätig war, Ansprüche auf Familienhilfe im Rah- 
men des § 205 RVO hatten, legten keinen Wert auf 
eine Erfassung zur landwirtschaftlichen Krankenver- 
sicherung. Die vorgenannten- Gründe führten dazu, 
daß Erhebungsbogen nicht oder nicht vollständig 
ausgefüllt zurückgesandt wurden. Die Prüfung der 
Versicherungspflicht wurde dadurch nicht unerheb- 
lich erschwert und verzögert. Sie zog sich bis in das 
Jahr 1973 hin. 

2.22 Durchschnittliche Zahl der Versicherten im Jahre 
1973, Altersgliederung am 1. Oktober 1973 

Die durchschnittliche Zahl der Versicherten der 
landwirtschaftlichen Krankenversicherung belief sich 
im Jahre 1973 auf 1 005 939. Hierbei handelt es sich 
um 613 004 landwirtschaftliche Unternehmer und 
mitarbeitende Familienangehörige und um 392 935 
Altenteiler. Die Zahlen weichen von den Voraus- 
schätzungen des Regierungsentwurfs des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte (Bun- 
destagsdrucksache VI/3012) ab. Die Bundesregie- 
rung hatte für 1972 mit 800 000 landwirtschaftlichen 
Unternehmern und mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen sowie 430 000 Altenteilern gerechnet. Gleich- 
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wohl ist es gelungen, Versicherungsträger zu sdiaf- 
fen, die auf Dauer leistungsfähig sind (vgl. Über- 
sicht 4 auf Seiten 12, 13). 

Die Verteilung der Versicherten auf die Versicher- 
tengruppen und die Bundesländer ergibt sich aus 
den Tabellen 1 und 2 des Tabellenanhangs. Tabelle 3 
des Tabellenanhangs gibt eine Altersgliederung der 
pflichtversicherten Unternehmer und Familienange- 
hörigen (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 — 3 KVLG). Diese Tabellen 
beruhen auf Angaben des Bundesverbandes der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen. 

Bin Vergleich mit den anderen Kassenarten ergibt, 
daß die Krankenversicherung der Landwirte infolge 
des Strukturwandels der Landwirtschaft, der in er- 
ster Linie jüngere Landwirte dazu veranlaßt, andere 
Berufe zu wählen, einen ungünstigeren Altersaufbau 
hat als andere Kassenarten (s. Übersicht 1). Außer- 
dem dürften Hofnachfolger häufig bis zur Hofüber- 
nahme eine außerlandwirlschaftliche Beschäftigung 
oder Tätigkeit ausüben. Die Bundesregierung ist 
jedoch — wie bereits in Teil C Nr. 5 der Begrün- 
dung zum Entwurf eines KVLG (Drucksache VI/3012) 
zum Ausdruck gebracht wurde — der Auffassung, 
daß sich die Altersstruktur der erwerbstätigen Mit- 
glieder der landwirtschaftlichen Krankenkassen ver- 
bessern wird, da die besonders starke Gruppe der 
über 55 Jahre alten Landwirte bis 1980 aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden sein wird. 


Übersicht 1 


Altersgliederung in v. H. 

Stand; 1. Oktober 1973 
(Männer und Frauen) 

Alters- 
gliede- 
rung 
der deut- 
schen Be- 
völke- 
rung 
(Männer 
und 

Frauen) 

1. Januar 
1972 *•) 

Altersgruppe 

Landwirt- 

schaft- 

liche 

Kranken- 
versiche- 
rung 
(Unter- 
nehmer 
und mit- 
arbei- 
tende 
Familien- 
ange- 
hörige) *) 

Pflicht- 
mitglie- 
der aller 
Kassen- 
arten 
(ohne 
Renten- 
bezieher 
und -be- 
werber) 

1 

2 

3 

1 4 

unter 15 

0,0 

0,2 



15 bis 25 

10,3 

26,6 

13 

25 bis 35 

13,3 

24,2 

13,8 

35 bis 45 

25,3 

22 

13 

45 bis 55 

26,2 

16,6 

11,3 

55 bis 65 

18,9 

8,9 

11,7 

65 und mehr 

5, '9 

1,4 

— 


•) Quelle; Arbeits- und sozialstatistische Mitteilungen 
4/1974 S. 128 

**) Quelle: Arbeits- und sozialstatistische Mitteilungen 
2/1974 S. 48 


2.23 Befreiungen von der Versicherungspflicht 

Nach der Übergangsregelung in § 94 KVLG hatten 
alle Personen, die mit dem Inkrafttreten des Geset- 
zes über die Krankenversicherung der Landwirte 
versicherungspflichtig wurden, das Recht, ihre Be- 
freiung von der Versicherungspflicht zu beantragen, 
sofern sie bei einem Unternehmen der privaten Kran- 
kenversicherung versichert waren und für sich und 
ihre Angehörigen, für die ihnen nach den Vorschrif- 
ten des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte Familienhllfe zustand, Vertragsleistungen 
erhielten, die der Art nach den Leistungen der 
Krankenhilfe entsprachen. Der Befreiungsantrag 
mußte innerhalb von drei Monaten nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes gestellt werden. Die Befreiung 
ist unwiderruflich. 

Die Bundesregierung hatte angenommen, daß sich 
rund 190 000 erwerbstätige Pflichtmitglieder und 
rund 115 000 Altenteiler von der Versicherungs- 
pflicht in der Krankenversicherung der Landwirte 
befreien lassen würden. Diese Annahmen beruhten 
auf Erfahrungen, die im Bereich der allgemeinen 
Krankenversicherung gemacht wurden. Tatsächlich 
wurden nach Angaben des Bundesverbandes der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen bis 31. Dezem- 
ber 1973 jedoch lediglich 18 445 Personen gemäß 
'§ 94 KVLG von der Versicherungspflicht befreit. 
Das sind rund 1,8 v. H. der Versicherten. 

Nach einer Hochrechnung des Bundesverbandes der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen (auf der Basis 
von neun Krankenkassen) entfallen hiervon auf 


Übersicht 2 


Kleinunternehmer 




(§ 2 Abs. 1 Nr. 2 KVLG) 

740 

= 

4 V. H. 

Landwirtschaftliche Unter- 




nehmer (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 




KVLG) mit einem Einheitswert 




(Flächenwert) 




bis 10 000 DM 

2 770 


15 V. H. 

bis 20000 DM 

3 140 


17 V. H. 

bis 30 000 DM 

2 590 


14 V. H. 

bis 45 000 DM 

2 030 


11 V. H. 

bis 60 000 DM 

1 295 


7 V. H. 

bis 75 000 DM 

553 


3 v.H. 

bis 100 000 DM 

553 

= 

3 v.H. 

über 100 000 DM 

1 109 

= 

6 v.H. 

Mitarbeitende Familien- 




angehörige 




(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG) 

369 

= 

2 v.H. 

Altenteiler 




(§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 KVLG) 

3 320 

= 

18 V. H. 


der Befreiten. 


Nach Angaben des Verbandes der Privaten Kran- 
kenversicherung muß davon ausgegangen werden, 
daß der Bestand von Krankheitskostenversicherun- 


8 





Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2346 


gen der landwirtschaftlichen Bevölkerung bei den 
privaten Krankenversicherern von ca. 560 000 auf 
ca. 40 000 zusammengesdimolzen ist. Der Gesamt- 
bestand der Krankheitskostenversicherungen ver- 
ringerte sich von 5 496 179 Versicherungen am 1. Ja- 
nuar 1972 auf 4 671 193 Versicherungen am 31. De- 
zember 1972. Rund 63 v. H. der Bestandsverluste 
des Jahres 1972 dürften damit durch die Schaffung 
der Krankenversicherung der Landwirte verursacht 
worden sein. Durch die Einführung der Krankenver- 
sicherung der Landwirte erlitt die private Kranken- 
versicherung damit einen Bestandsverlust bei den 
Krankheitskostenversicherungen von ca. 9,5 v. H. 
Inwieweit sich die Schaffung der Krankenversiche- 
rung der Landwirte positiv auf die Bestände an selb- 
ständigen Teil- und Krankentagegeldversicherungen, 
die im Jahre 1972 und im ersten Halbjahr 1973 ge- 
wachsen sind, ausgewirkt hat, kann nur vermutet 
werden. Zahlenangaben liegen hierzu nicht vor. 

Die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft hat mitge- 
teilt, daß die Bestandsverluste der privaten Kran- 
kenversicherung durch Einführung der Krankenver- 
sicherung der Landwirte ohne bedenkliche Auswir- 
kungen auf den sozialen Status der Mitarbeiter in 
der privaten Krankenversicherung geblieben seien. 
Versetzungen und Umsetzungen von Arbeitneh- 
mern seien allerdings vorgekommen. Hierbei hätten 
nicht in allen Fällen die Interessen des Arbeitneh- 
mers in vollem Umfang gewahrt werden können. 
Entlassungen seien nur als seltene Ausnahme vor- 
genommen worden. 

Nach § 4 Abs. 1 KVLG können Befreiungen von der 
Versicherungspflicht auf Antrag ausgesprochen wer- 
den, wenn ein landwirtschaftlicher Unternehmer 
erstmals nach Inkrafttreten des Gesetzes versiche- 
rungspflichtig wird, sein landwirtschaftliches Unter- 
nehmen einen Einheitswert von mindestens 45 000 
DM (ab 1. Januar 1974: 60 000 DM) hat und ver- 
gleichbarer Versicherungsschutz bei einem Unter- 
nehmen der privaten Krankenversicherung besteht. 
Von dieser Befreiungsmöglichkeit haben bis 31. De- 
zember 1973 41 landwirtschaftliche Unternehmer 
Gebrauch gemacht. 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen berichten, 
daß in letzter Zeit von der Versicherungspflicht be- 
freite Landwirte um erneute Aufnahme in die land- 
wirtschaftliche Krankenversicherung bitten. Ähnliche 
Anliegen wurden auch an die Bundesministerien für 
Arbeit und Sozialordnung und für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten herangetragen. Die Befreiung 
ist jedoch nach geltendem Recht unwiderruflich. 

2.24 Auswirkungen der Krankenversicherung der 
Landwirte auf andere Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung 

Uber die Auswirkung der Einführung der Kranken- 
versicherung der Landwirte auf die Arbeiter- und 
Angestelltenersatzkassen liegen konkrete Zahlen 
nur für die Gärtnerkrankenkasse vor. Diese Kasse 
verlor 12 244 Mitglieder an die landwirtschaftlichen 
Krankenkassen. Der Gesetzgeber hat das vorausge- 
sehen und deshalb den Mitgliederkreis der Gärtner- 
krankenkasse neu abgegrenzt. Dadurch konnte der 


Mitgliederbestand durch Neuzugänge inzwischen 
wieder auf den Stand vor dem Inkrafttreten des 
KVLG gebracht werden. 

Innungskrankenkassen und Betriebskrankenkassen 
wurden durch die Krankenversicherung der Land- 
wirte kaum berührt. Es ist lediglich auf geringfügige 
Bestandsverluste bei einzelnen Innungskrankenkas- 
sen hingewiesen worden. 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der Land- 
wirte brachte den Ortskrankenkassen einen Abgang 
von Netto 187 469 Mitgliedern ohne Rentner 
(1,72 V. H.) und einen Zugang von 70 621 Rentnern 
(1,32 V. H.). Der Nettoverlust ergibt sich aus einem 
Zugang von 44 133 Pflichtmitgliedern (bisher bei 
den Landkrankenkassen versicherte Arbeitnehmer) 
und einem Abgang von 231 602 freiwilligen Mit- 
gliedern. Das Bundesergebnis sagt jedoch wenig 
über die Veränderungen bei den betroffenen Kassen 
aus. Wie aus Tabelle 4 des Tabellenanhangs ersicht- 
lich ist, belaufen sich die Verlustquoten an Mitglie- 
dern ohne Rentner auf Landesebene zum Teil auf bis 
zu 5 V. H.; die Rentnerzugänge betragen bis zu 
4 V. H. Die Unterschiede sind bei einzelnen Kassen 
höher. Sie reichen in der allgemeinen Krankenver- 
sicherung bis zu einer Abnahme von 18 v. H. der 
Versicherten und in der Rentnerkrankenversicherung 
bis zu einer Zunahme von knapp 38 v. H. Eindeutig 
nachweisbar ist die gestiegene Rentnerdichte (Rent- 
ner je 100 übrige Versicherte). Sie liegt nunmehr im 
Bundesgebiet bei 50,3 gegenüber 48,8 vor Schaffung 
der Krankenversicherung der Landwirte. 

2.3 Leistungen der Versicherung 

Grundsätzlich sieht das Gesetz über die Kranken- 
yersicherung der Landwirte die gleichen Leistungen 
wie das Zweite Buch der Reichsversicherungsord- 
nung vor. Eine Abweichung besteht nur darin, daß 
landwirtschaftliche Unternehmer im Krankheitsfall 
kein Krankengeld, sondern Betriebs- und Haushalts- 
hilfe (§§ 34 bis 36 KVLG) erhalten. Der Gesetzgeber 
war der Auffassung, daß für den Selbständigen die 
Weiterführung seines Hofes zur Einkommenserhal- 
tung wichtiger sei als die Zubilligung einer auf Ar- 
beitnehmer zugeschnittenen Lohnersatzleistung. Der 
Bericht beschränkt sich wegen der weitgehend gleich- 
lautenden Leistungsvorschriften des KVLG und der 
Reichsversicherungsordnung auf eine Darstellung 
der satzungsmäßigen Mehrleistungen der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen und auf eine Unterrich- 
tung über die Betriebs- und Haushaltshilfe. 

2.31 Leistungsschwerpunkte, Nachholbedarf 

Unmittelbar nach Inkrafttreten des KVLG setzte eine 
starke Inanspruchnahme der Leistungen ein. Hierbei 
sind 

die Krankenhausbehandlung, 
die ärztliche Behandlung und 
die Arzneien und Heilmittel 
schon wegen der kostenmäßigen Auswirkungen be- 
sonders hervorzuheben. Insoweit zeigt sich auch 
in der landwirtschaftlichen Krankenversicherung der 
Trend, der seit längerer Zeit in der allgemeinen 
Krankenversicherung zu beobachten ist. 
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Als besondere Leistungsschwerpunkte sind nach 
übereinstimmenden Berichten der landwirtschaftli' 
chen Krankenkassen die zahnärztliche Behandlung 
und der Zahnersatz zu erwähnen; ferner orthopädi- 
sche und andere Hilfsmittel, wie z. B. Hörgeräte, 
Krankenfahrstühle und orthopädische Schuhe. Hier 
hat offensichtlich ein erheblicher Nachholbedarf Vor- 
gelegen. Ein Nachholbedarf war auch bei zwar not- 
wendigen, aber auf schiebbaren Operationen (z. B. 
Leistenbruch, Struma), die teilweise aus Kosten- 
gründen nicht durchgeführt wurden, festzustellen, 
vermutlich besonders bei den Personen, die entwe- 
der vor dem 1. Oktober 1972 gar nicht oder aber un- 
zureichend krankenversichert waren. Die starke In- 
anspruchnahme der Leistungen beweist, welch große 
Lücke mit dem KVLG geschlossen wurde. Langfri- 
stig wird damit sicherlich eine positive Entwicklung 
des Gesundheitszustandes der landwirtschaftlichen 
Bevölkerung gewährleistet. 

2.32 Leistungsaufwand je Mitglied im Jahre 1973 

Nach den Gesamtergebnissen der Quartalsstatisti- 
ken ergeben sich in der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung für das Jahr 1973 bei einem Ge- 
samtleistungsvolumen von 621 299 405 DM für Mit- 
glieder und von 454 909 350 DM für Altenteiler 
folgende Leistungsschwerpunkte: 


Übersicht 3 


Leistungsart 

Anteil in v. H. an 
den Gesamtausgaben 
aller landwirt- 
schaftlichen 
Krankenkassen 

Mit- 

glieder 

ohne 

Alten- 

teiler 

Alten- 

teiler 

Krankenbehandlung in An- 
stalten 

28,4 

34,3 

Behandlung durch Ärzte .... 

22,0 

21,8 

Arzneien, Heil- und Hilfsmit- 
tel aus Apotheken und von 
anderen Stellen 

20,2 

29,1 

Behandlung durch Zahnärzte 

13,5 

1,7 

Zahnersatz 

6,2 

4,6 

Mutterschaftsvorsorgelei- 
stungen sowie Mutter- 
schaftshilfe, Sach- und Bar- 
leistungen 

3,5 

0,1 

Krankengeld für mitarbeiten- 
de Familienangehörige .... 

0,2 

— 

Maßnahmen zur Früherken- 
nung von Krankheiten und 
sonstige vorbeugende Maß- 
nahmen 

1,2 

0,7 

Betriebs- und Haushaltshilfe 
nach dem KVLG 

1,8 



Sterbegeld 

0,8 

5,6 


Der Leistungsaufwand für 1973 beträgt insgesamt 
durchschnittlich 

1 013,53 DM je Mitglied und 
1 157,72 DM je Altenteiler. 

Diese Zahlen sind niedriger als die durchschnitt- 
lichen Aufwendungen aller Krankenkassen je Ver- 
sicherten im Vorjahr. 1972 gaben alle Kranken- 
kassen je Mitglied (ohne Rentner) 1 036,60 DM und 
je Rentner 1 165,46 DM aus (Quelle: Arbeits- und 
sozialstatistische Mitteilungen 1974 S. 109). Dabei 
muß jedoch berücksichtigt werden, daß die Kran- 
kenversicherung der Landwirte durch Aufwendun- 
gen für Krankengeld sowie Betriebs- und Haus- 
haltshilfe deutlich niedriger belastet ist als die all- 
gemeine Krankenversicherung mit Krankengeld. 

2.33 Ausgestaltung der Leistungen durch die 

Satzungen der einzelnen landwirtschaftlichen 
Krankenkassen 

Das in Abstimmung mit den beteiligten Aufsichts- 
behörden durch den Bundesverband herausgegebene 
Muster der Satzung für die landwirtschaftlichen 
Krankenkassen (s. Anlage 1), das weitgehend über- 
nommen wurde, sieht angemessene, den besonde- 
ren Verhältnissen der landwirtschaftlichen Bevöl- 
kerung entsprechende Mehr- und Ermessensleistun- 
gen vor. Die Rechtsgrundlagen für diese Leistun- 
gen sind nach Darstellung des Bundesverbandes der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen mit denen der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung und der 
Altershilfe für Landwirte so abgestimmt, daß sie 
möglichst nahtlos ineinandergreifen und insgesamt 
für die Versicherten einen hohen Leistungsstand 
gewährleisten. 

2.331 Maßnahmen zur Verhütung von Krankheiten 

Die Satzung der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
kann als Mehrleistung nach § 11 KVLG Maßnahmen 
zur Verhütung von Erkrankungen der einzelnen 
Mitglieder vorsehen (§ 31 der Mustersatzung, An- 
lage 1). In diesem Rahmen werden von den land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen u. a. Heil- und 
Badekuren, Erholungsaufenthalte oder Zuschüsse 
zu diesen Maßnahmen gewährt. Ein vom Bundes- 
verband der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
herausgegebenes Muster für entsprechende Richt- 
linien (s. Anlage 2) wurde von den landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen weitgehend übernommen. 

2.332 Hilfsmittel und Zahnersatz 

Nach § 13 Abs. 1 KVLG umfaßt die ärztliche Be- 
handlung auch Zuschüsse zum Zahnersatz und zu 
Hilfsmitteln oder anstelle von Zuschüssen die Über- 
nahme der gesamten Kosten. 

2.332.1 Hilfsmittel 

Die Mustersatzung sieht vor (vgl. Anlage 1 § 34), 
daß zu den Kosten für Körperersatzstücke, orthopä- 
dische oder andere Hilfsmittel, die erforderlich sind, 
um den Erfolg der Heilbehandlung zu sichern oder 
eine Körperbehinderung auszugleichen, Zuschüsse 
zu gewähren sind, die sich an den Sätzen der land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften orientieren. 
Die Höhe der Zuschüsse bewegt sich zwischen zwei 
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Dritteln bis 100 v. H. der Kosten. Der Stand vom 
1. Januar 1974 zeigt folgendes Bild: 

1 1 Iw. Krankenkassen übernehmen 
1 Iw. Krankenkasse übernimmt 80 v. H. 

7 Iw. Krankenkassen übernehmen 100 v. H. 

der von der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaft zu zahlenden Sätze. 

2.332.2 Zahnersatz 

§ 33 Abs. 1 der Mustersatzung sieht vor, daß von 
den Kosten für Zahnersatz im Rahmen der Richt- 
linien des Bundesausschusses für Ärzte und Kran- 
kenkassen für eine ausreichende, zweckmäßige und 
wirtschaftliche kassenzahnärztliche Versorgung mit 
Zahnersatz und mit Zahnkronen folgende Beträge 
übernommen werden: 

Für herausnehmbaren Zahnersatz zwei Drittel 
der mit der Kassenärztlichen Vereinigung (KZV) 
vereinbarten Gebühren, 

für die Versorgung mit Brücken und Zahnkronen 
ein Betrag von 80 DM je Einheit, 

bei Maßnahmen der Wiederherstellung der Funk- 
tion oder zur Erweiterung eines herausnehmbaren 
Zahnersatzes zwei Drittel der mit der KZV ver- 
einbarten Gebühren und 

bei Maßnahmen zur Wiederherstellung der Funk- 
tion von Brücken und Zahnkronen zwei Drittel 
der Kosten, jedoch nicht mehr als der Zuschuß für 
eine Krone. 

In der Zwischenzeit übernehmen einige landwirt- 
schaftliche Krankenkassen über diesen Rahmen hin- 
aus die gesamten Kosten für herausnehmbaren 
Zahnersatz. Der Stand vom 1. Januar 1974 zeigt 
folgendes Bild; 

9 Iw. Krankenkassen übernehmen Vs 
10 Iw. Krankenkassen übernehmen 100 v. H. 

der mit der Kassenzahnärztlichen Vereinigung ver- 
einbarten Gebühren 

Auch der in der Mustersatzung vorgesehene Zu- 
schuß für Brücken und Zahnkronen ist von mehre- 
ren landwirtschaftlichen Krankenkassen inzwischen 
erhöht worden, zum Teil werden nunmehr Beträge 
bis zu 190 DM gewährt. 

2.333 Genesencfenfürsorge 

Nach § 21 KVLG kann durch Satzung als Mehrlei- 
stung Fürsorge für Genesende, vor allem durch 
Unterbringung in einem Genesendenheim, vorge- 
sehen werden. Hier kommen in erster Linie Heil- 
oder Badekureii sowie Erholungsaufenthalte in Be- 
tracht, die zur Wiederherstellung oder Erhaltung 
der Arbeitsfähigkeit z. B. nach langwierigen Er- 
krankungen dienen (s. Anlage 3). 

2.334 Pauschbetrag in der Mutterschaftshilfe 

Für die im Zusammenhang mit der Entbindung ent- 
stehenden Kosten wird nach § 25 Abs. 1 KVLG ein 
Pauschbetrag von 50 DM gewährt. Dieser Betrag 
kann durch Satzungsbestimmung als Mehrleistung 
bis auf 100 DM erhöht werden (§ 25 Abs. 2 KVLG). 


Alle landwirtschaftlichen Krankenkassen haben 
den Pauschbetrag aufgrund des § 25 Abs. 2 KVLG 
bereits mit Wirkung vom 1. Oktober 1972 erhöht. 
Davon haben 17 landwirtschaftliche Krankenkassen 
den höchstzulässigen Betrag von 100 DM in ihrer 
Satzung vorgesehen, während die beiden übrigen 
Kassen 75 DM zahlen. 

2.335 Kreis der Familienangehörigen für die Familienhiife 
gewährt wird 

2.335.1 Kinder 

Familienhilfe ist nach § 32 Abs. 1 KVLG für die un- 
terhaltsberechtigten Kinder i. S. d. § 205 Abs. 2 RVO 
zu gewähren, soweit diese keinen anderweitigen 
gesetzlichen Anspruch auf entsprechende Leistun- 
gen haben und sich gewöhnlich im Inland aufhalten. 
Nach § 32 Abs. 2 Satz 2 KVLG kann die Satzung 
vorsehen, daß für Kinder über einer bestimmten 
Altersgrenze kein Anspruch auf Familienhilfe be- 
steht. Der Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen hat den landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen empfohlen, in ihre Satzung folgende 
Regelung aufzunehmen: 

,,Für Kinder besteht Anspruch auf Familienhilfe 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres, vorbe- 
haltlich der Sätze 2 bis 4. Anspruch auf Familien- 
hilfe besteht längstens bis zur Vollendung des 
25. Lebensjahres für Kinder, die sich in Schul- 
oder Berufsausbildung befinden oder die ein frei- 
williges soziales Jahr im Sinne des Gesetzes zur 
Förderung des freiwilligen sozialen Jahres lei- 
sten. Im Falle der Unterbrechung oder Verzöge- 
rung der Schul- oder Berufsausbildung durch Er- 
füllung der gesetzlichen Wehr- oder Ersatzdienst- 
pflicht des Kindes besteht Anspruch auf Familien- 
hilfe auch für den der Zeit dieses Dienstes ent- 
sprechenden Zeitraum über das 25. Lebensjahr 
hinaus. Für Kinder, die infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen außerstande sind, sich selbst 
zu unterhalten, besteht Anspruch auf Familien- 
hilfe ohne Altersbegrenzung." 

Alle landwirtschaftlichen Krankenkassen haben 
diese Regelung übernommen. 

2.335.2 Pflegekinder 

Alle landwirtschaftlichen Krankenkassen haben eine 
Regelung getroffen, nach der für Pflegekinder An- 
spruch auf Familienhilfe besteht, wenn sie keinen 
anderweitigen gesetzlichen Anspruch auf entspre- 
chende Leistungen haben, vom Versicherten ganz 
oder überwiegend unterhalten werden und sich ge- 
wöhnlich im Inland aufhalten. 

2.335.3 Sonstige Angehörige 

Nach § 32 Abs. 2 Satz 1 KVLG kann die Satzung 
Familienhilfe auch auf sonstige Angehörige er- 
strecken, die mit dem Versicherten in häuslicher 
Gemeinschaft leben, von ihm ganz oder überwie- 
gend unterhalten werden und sich im Inland aufhal- 
ten. Dieser Anspruch wird nach § 38 Abs. 2 der 
Mustersatzung allerdings davon abhängig gemacht, 
daß solche Personen infolge körperlicher oder gei- 
stiger Gebrechen außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten. Die landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen haben die vorgeschlagene Regelung mit einer 
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Ausnahme übernommen. Drei landwirtschaftliche 
Krankenkassen beschränken den Kreis der sonstigen 
Familienangehörigen auf Verwandte bis höchstens 
zum 3. Grad und auf Verschwägerte bis höchstens 
zum 2. Grad. Eine landwirtschaftliche Krankenkasse 
hat auf die Einschränkung „wenn sie infolge kör- 
perlicher oder geistiger Gebrechen außerstande 
sind, sich selbst zu unterhalten" verzichtet. 

2.336 Mutterschaftsgeld in der Familienhilfe 

Nach § 33 Abs. 2 Satz 2 KVLG wird Familienmutter- 
schaftsgeld als einmalige Leistung in Höhe von 
35 DM gewährt; die Satzung kann diesen Betrag 
bis zu 150 DM erhöhen. Auch hier haben alle land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen eine satzungsmäßi- 
ge Mehrleistung vorgesehen. 17 landwirtschaftliche 
Krankenkassen haben als Familienmutterschafts- 
geld 75 DM festgesetzt, zwei landwirtschaftliche 
Krankenkassen 100 DM, 

2.337 Sterbegeld bei Totgeburten 

Nach § 37 Abs. 1 Satz 2 KVLG kann die Satzung 
bei Totgeburten ein Sterbegeld zubilligen. Alle land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen haben einheitlich in 
ihren Satzungen vorgesehen, Sterbegeld bei Totge- 
burten in Höhe von einem Viertel des nach § 37 
Abs. 1 Satz 1 KVLG zu zahlenden Betrages (im Jahr 
1974 = 234,38 DM) zu gewähren. 

2.338 Betriebs- und Haushaltshilfe 

Die Betriebs- und Haushaltshilfe wurde aufgrund 
der Erfahrungen der Altershilfe in die landwirt- 
schaftliche Krankenversicherung eingeführt. 

Der Gesetzgeber hat den Organen der Selbstver- 
waltung bei der Ausgestaltung der Betriebs- und 
Haushaltshilfe einen weiten Spielraum eingeräumt. 
Die Selbstverwaltung hat diesen ihr in den §§ 34 
und 35 KNLG eröffneten Spielraum voll ausgefüllt. 
Dies ist in Abstimmung der für die drei Zweige der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung geltenden 
Richtlinien der Vorstände und auf der Basis der 
Gemeinsamen Grundsätze (Anlage 4) über die Be- 
triebs- und Haushaltshilfe sowie den Rahmenver- 
einbarungen mit den berufsständischen Organisatio- 
nen über die Mithilfe bei dem Einsatz von Ersatz- 
kräften geschehen. Auf dieser Grundlage führen 
die Träger der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung seit dem 1. Oktober 1972 die Betriebs- und 
Haushaltshilfe durch. 

Für den Berichtszeitraum vom 1. Oktober 1972 bis 
31. Dezember 1973 ist im Bereich der landwirtschaft- 
lichen Krankenversicherung in 14 193 Fällen Be- 
triebs- und Haushaltshilfe gewährt worden. Die 
Zahl der Einsatzfälle im Jahr 1973 belief sich 
auf 13 728. Mit den 40 979 Einsatzfällen in der Al- 
tershilfe für Landwirte und den 1 200 Einsatzfällen 
in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung be- 
trug die Zahl der Einsätze im Rahmen der Betriebs- 
und Haushaltshilfe im Jahr 1973 insgesamt 55 907. 

Die Träger der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung verfügten am 30. September 1973 über 207 
eigene hauptberufliche Ersatzkräfte, Es ist beab- 
sichtigt, diese Zahl im Jahr 1974 um 82 zu erhöhen. 
Zum gleichen Zeitpunkt waren darüber hinaus 1 433 


eigene nebenberufliche Ersatzkräfte tätig. Diese 
Zahl wird sich voraussichtlich 1974 auf 1 860 erhö- 
hen. Außerdem sind 1973 in 33 514 Fällen durch die 
landwirtsdiaftlidien Unternehmer selbstbeschaffte 
Ersatzkräfte eingesetzt worden. 

Die Träger der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung sind gesetzlich ermächtigt, auch Ersatzkräfte 
anderer Einrichtungen gegen Kostenerstattung in 
Anspruch zu nehmen. Sie haben daher mit rd. 250 
anderen Einrichtungen, wie Dorfhelferinnenwerke, 
Betriebshilfsdiensten, berufsständischen und kirch- 
lichen Stellen und Kuratorien der verschiedensten 
Art Verträge über den Einsatz von Ersatzkräften 
dieser Institutionen abgeschlossen. 

Die Aufwendungen für Betriebs- und Haushaltshilfe 
beliefen sich im Bereich der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung für 1973 auf 11, 3 Millionen DM, 
in der Altershilfe für Landwirte auf 33,5 Millionen 
DM und in der landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung auf rd. 1,0 Millionen DM. 

Nach der bisherigen Erfahrung ist damit zu rechnen, 
daß die Betriebs- und Haushaltshilfe auch in der Zu- 
kunft erhebliche soziale und betriebswirtschaftliche 
Bedeutung haben wird. Voraussichtlich wird sich die 
Zahl der Einsatzfälle weiter erhöhen. 

Die vom Gesetzgeber und der Selbstverwaltung ge- 
schaffenen Rechtsgrundlagen haben sich in ihrer 
Vielgestaltigkeit bewährt. Die Verhältnisse der Pra- 
xis sind außerordentlich unterschiedlich. Sie erfor- 
dern den Einsatz betriebswirtschaftlich, technisch 
und kaufmännisch für den Betrieb eines typischen 
landwirtschaftlichen Unternehmens erfahrener, also 
umfassend landwirtschaftlich ausgebildeter Fach- 
kräfte, außerdem zeitlich begrenzte Aushilfen in 
kleineren und mittleren landwirtschaftlichen Be- 
trieben sowie zeitlich und personell differenzierten 
Einsatz in den Betrieben mit den verschiedenartig- 
sten Sonderkulturen. 

2.4 T räger der Versicherung 

2.41 Zuständigkeitsbereiche, Mitgiieder 

Träger der Versicherung sind nach § 44 KVLG die 
bei den landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
errichteten 19 landwirtschaftlichen Krankenkassen. 
Ihre Bezirke stimmen mit denen der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften überein. Die land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen hatten am 1. Ja- 
nuar 1974 insgesamt 987 884 Mitglieder (Unterneh- 
mer, mitarbeitende Familienangehörige, freiwillige 
Mitglieder und Altenteiler), deren Verteilung auf 
die einzelnen Krankenkassen sich aus der folgenden 
Übersicht ergibt. 

Übersicht 4 


Mitglieder 


Schleswig-Holsteinische Landwirt- 
schaftliche Krankenkasse 51 124 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Oldenburg-Bremen 25 770 
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Hannoversche Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 135 136 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Braunschweig 8 125 

Lippische Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 3 207 

Krankenkasse der rheinischen 1 

Landwirtschaft 102 802 

Westfälische Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 75 994 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Hessen-Nassau 52 029 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Darmstadt 21 232 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Rheinhessen-Pfalz 36 972 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

für das Saarland 3 415 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Ober- und Mittelfranken 67 145 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Niederbayern-Oberpfalz 88 343 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Unterfranken 33 520 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Schwaben 55 845 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Oberbayern 64 487 

Badische Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 48 367 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Württemberg 79 306 

Krankenkasse für den Gartenbau 35 065 


2.42 Verwaltungsstellen 

Um eine möglichst ortsnahe Betreuung der Mitglie- 
der zu erreichen, haben die landwirtschaftlichen 
Krankenkassen nach § 45 Abs. 2 KVLG Verwaltungs- 
stellen zu errichten, die auch laufende Verwaltungs- 
aufgaben für die anderen landwirtschaftlichen Sozi- 
alversicherungsträger wahrnehmen. Insgesamt sind 
223 Verwaltungsstellen errichtet worden. Ein Ver- 
zeichnis der Verwaltungsstellen enthält Anlage 5. 
Soweit es sich nicht um ehemalige Landkranken- 
kassen handelt, besteht eine enge Zusammenarbeit 
mit den Kreisgeschäftsführern der Bauernverbände. 
Die Zusammenarbeit beruht auf Vereinbarungen, 
die die Billigung der Aufsichtsbehörden gefunden 
haben. Die Betreuung aller Versicherten ist sicherge- 
stellt. 


2.43 Personal 

Bei der Errichtung der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen ergaben sich erhebliche Personalprobleme. 
Soweit es sich um landwirtschaftliche Krankenkas- 
sen handelte, mit denen keine Landkrankenkassen 
vereinigt wurden, bestanden sie darin, daß kein 
Fachpersonal vorhanden war und wegen der ver- 
hältnismäßig geringen Zeitspanne bis zum Inkraft- 
treten des KVLG auch nicht kurzfristig eingestellt 
werden konnte. Der Bedarf an Personal konnte im 
Laufe des Jahres 1973 weitgehend gedeckt werden. 
Teilweise fehlen jedoch auch heute noch Fachkräfte 
für den mittleren Dienst sowie für die Eingangs- 
gruppen im gehobenen Dienst. 

Am 1. Januar 1974 betrug bei den landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen 

das Personalsoll = 1 645 und 

das Personalist = 1 454 

Bedienstete. Außerdem sind 471 Bedienstete sowohl 
für die landwirtschaftlichen Krankenkassen als auch 
für die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
oder die landwirtschaftlichen Alterskassen tätig. 

Das Personal wurde in der Anlaufphase bis an die 
Grenze der Belastbarkeit eingesetzt. Vielfach ist es 
nur durch zahlreiche Überstunden, Sonn- und Feier- 
tagsarbeit sowie durch Heimarbeit möglich gewe- 
sen, den vom Gesetzgeber erhaltenen Auftrag zu 
erfüllen. 

2.44 Zusammenarbeit mit anderen Versicherungs- 
trägern 

Bei jeder landwirtschaftlichen Krankenkasse besteht 
im Rahmen des § 45 Abs. 1 KVLG eine sehr enge 
Zusammenarbeit mit der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaft und der landwirtschaftlichen 
Alterskasse. Einzelne Arbeitsbereiche der landwirt- 
schaftlichen Krankenkasse sind so weit wie möglich 
in bestehende Abteilungen der Berufsgenossenschaft 
oder der Alterskasse eingegliedert worden. In den 
Rahmen der gemeinsamen Aufgabenerledigung fal- 
len neben der Geschäftsführung der gesamte Bereich 
der Verwaltung mit Personalwesen, Rechts- und Re- 
greßwesen, Kasse, Buchhaltung, EDV, Posteingang, 
Postversand, Druckerei und die gemeinsame Ein- 
satzleitung der Betriebs- und Haushaltshilfe, eine 
aufeinander abgestimmte Leistungsgewährung in 
den alle drei Körperschaften betreffenden Leistungs- 
bereichen, eine weitgehende Katasterabstimmung 
und die Abstimmung der Beitragsmaßstäbe für alle 
drei Träger der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung. 

Die gemeinsame Verwaltung sichert einen hohen 
Rationalisierungseffekt und erhebliche Kostenein- 
sparungen. 

Die Zusammenarbeit mit den übrigen Trägern der 
Krankenversicherung ist gut. Eine besonders enge 
Zusammenarbeit besteht auf dem Gebiet des Ver- 
tragswesens. Teilweise arbeiten die landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen auch in Arbeitsgemeinschaf- 
ten mit, denen u. a. Landesverbände der Orts-, Be- 
triebs- und Innungskrankenkassen angehören. Die 
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landwirtschaftlichen Krankenkassen berichten auch 
von einer überwiegend guten Zusammenarbeit mit 
den Trägern der Rentenversicherung und den Ver- 
sorgungsämtern. 

2.45 Selbstverwaltung 

Die Fragen der Selbstverwaltung in der landwirt- 
schaftlichen Krankenversicherung werden in dem 
Bericht der Bundesregierung über eine Neuordnung 
der Selbstverwaltung gemäß der Entschließung des 
deutschen Bundestages vom 7. Juni 1973 (Druck- 
sache 7/644) behandelt. 


2.5 Meldungen, Aufbringung der Mittel 

2.51 Meldungen 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen bemängeln, 
daß die landwirtschaftlichen Unternehmer ihren Mel- 
deverpflichtungen nach § 61 KVLG teilweise nicht 
oder nur mit erheblicher Verspätung nachkommen. 
Häufig wird festgestellt, daß z. B. die Aufgabe der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit erheblich verspätet 
gemeldet wird, so daß die Krankenkasse das Ende 
der Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
KVLG nicht rechtzeiig erfährt. 

Nach § 61 Abs. 1 KVLG sind die landwirtschaftlichen 
Unternehmer verpflichtet, die Aufnahme und die 
Aufgabe ihrer Tätigkeit binnen 2 Wochen zu mel- 
den. Die Verwaltungsarbeit würde erleichtert, wenn 
auch weitere Tatbestände, die für die Prüfung der 
Versicherungspflicht von Bedeutung sind, inner- 
halb dieser Frist mitgeteilt werden müßten, wie es 
für die Meldung mitarbeitender Familienangehöri- 
ger vorgesehen ist. 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen halten es 
auch für wünschenswert, wenn die übrigen Träger 
der Krankenversicherung verpflichtet würden, den 
Beginn und das Ende einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 RVO 
eines landwirtschaftlichen Unternehmers oder eines 
mitarbeitenden Familienangehörigen mitzuteilen. 
§ 62 Abs. 3 KVLG verpflichtet die übrigen Träger 
der Krankenversicherung nur für die in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 und 5 KVLG bezeichneten Personen zu einer 
entsprechenden Meldung. 

Die Anzeigefrist zur freiwilligen Fortsetzung der 
Mitgliedschaft ist von allen landwirtschaftlichen 
Krankenkassen nach § 5 Abs. 2 Satz 3 KVLG ver- 
längert worden. 18 landwirtschaftliche Krankenkas- 
sen haben in ihrer Satzung die Frist auf zwei, und 
eine landwirtschaftliche Krankenkasse auf drei Mo- 
nate verlängert. 

2.52 Anlauffinanzierung 

Zur Überbrückung von Anlaufschwierigkeiten bei 
der Finanzierung der Krankenversicherung der 
Landwirte wurden den landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen von der Deutschen Siedlungs- und Lan- 
desrentenbank als Darlehen 90 Millionen DM zur 


Verfügung gestellt. Das Darlehen sollte von den 
landwirtschaftlichen Krankenkassen nach dem tat- 
sächlichen Bedarf abgerufen und nur insoweit in 
Anspruch genommen werden können, als die eige- 
nen Einnahmen für die erforderlichen Ausgaben 
nicht ausreichten. Der Bund hatte sich bereit erklärt, 
vom Tage der Auszahlung an bis zum 31. März 
1973 den Zinsendienst, höchstens mit 7,25 v. H. 
p. a., zu übernehmen. Die landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen haben von dem Darlehen 58 232 201 DM 
in Anspruch genommen. Von diesem Betrag konnten 
42 027 201 DM bis zum 31. März 1973 zurückgezahlt 
werden. Der Restbetrag von 16 205 000 DM ist bis 
zum 30. September 1973 getilgt worden. 

2.53 Aufbringung der Beiträge 

2.531 Beiträge der landwirtschaftlichen Unternehmer 

Nach § 64 Abs. 1 KVLG haben die landwirtschaft- 
lichen Unternehmer die Beiträge selbst zu tragen. 
Die Beiträge sind nach Beitragsklassen festzusetzen. 
Die Satzung bestimmt die Beitragsklassen für die 
versicherungspflichtigen landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer nach dem Einheitswert, dem Arbeits- 
bedarf oder einem anderen angemessenen Maßstab. 
Sie muß mindestens fünf, darf aber höchstens zehn 
Beitragsklassen vorsehen. Der Beitrag der höchsten 
Beitragsklasse muß mindestens das Zweieinhalb- 
fache des Beitrages der niedrigsten Beitragsklasse 
betragen, darf jedoch den Vergleichsbeitrag nach 
§ 65 Abs. 2 KVLG nicht übersteigen (§ 65 Abs. 1 
KVLG). Dieser Vergleichsbeitrag ist aus einem 
Zwölftel der für die Krankenversicherung gelten- 
den Jahresarbeitsverdienstgrenze und dem durch- 
schnittlichen allgemeinen Beitragssatz der Orts- 
krankenkassen zu ermitteln, die ihren Sitz im Be- 
zirk der landwirtschaftlichen Krankenkasse haben. 
Der für den 1. Januar festgestellte Vergleichsbei- 
trag gilt bis zum 31. Dezember des jeweiligen Ka- 
ie nd er j ahres. 

Aus den in Tabellen 5 und 6 des Tabellenanhangs 
abgedruckten Beitragsstaffeln der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen für die monatlichen Beiträge 
der landwirtschaftlichen Unternehmer, Stand 1. Ok- 
tober 1972 und 1. Januar 1974, ergeben sich im ein- 
zelnen folgende Daten: 

2.531.1 Maßstab für die Beltragsklasseneinteilung 
(§ 65 Abs. 1 Satz 2 KVLG) 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen wenden ab 
1. Oktober 1972 folgende Beitragsmaßstäbe an: 

16 landwirtschaftliche Krankenkassen 
= Flächenwert in DM, 

2 landwirtschaftliche Krankenkassen 
= Arbeitsbedarf in Arbeitstagen, 

1 landwirtschaftliche Krankenkasse 
= Jahresarbeitswert in DM. 

2.531.2 Zahl der Beitragsklassen (§ 65 Abs. 1 Satz 3 KVLG) 

Die Zahl der Beitragsklassen beträgt bei den land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen: 
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— Zahl der 
landwirtschaftlichen 
Krankenkassen — 


Stand 

1. Oktober 
1972 

Stand 

1. Januar 
1974 

5 Beitragsklassen 

1 

1 

6 Beitragsklassen 

2 

2 

7 Beitragsklassen 

14 

13 

8 Beitragsklassen 

— 

1 

9 Beitragsklassen 

1 

1 

10 Beitragsklassen 

1 

1 


Die Zahl der Beitragsklassen blieb vom 1. Oktober 
1972 bis 31. Dezember 1973 bei allen landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen unverändert. 

Die unterschiedliche Zahl der Beitragsklassen ist in 
erster Linie auf die verschiedenartigen strukturellen 
Verhältnisse in den Bereichen der einzelnen land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen zurückzuführen. Ne- 
ben regionalen Gesichtspunkten spielen bei der Bei- 
tragsfestsetzung die Schichtung nach der Größe der 
landwirtschaftlichen Unternehmen und die Zusam- 
mensetzung des Mitgliederbestandes eine maßgeb- 
liche Rolle. 

2.531.3 Höhe der Beiträge 

Die Beiträge der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen bewegten sich am 1, Januar 1974 in einer Spann- 
breite von 45 DM bis 168,75 DM. Die Beiträge in der 
niedrigsten Beitragsklasse lagen zwischen 45 DM 
und 66 DM, in der höchsten Beitragsklasse zwischen 
129 DM und 168,75 DM. Die mittleren Beiträge be- 
trugen (ohne Berücksichtigung der entsprechenden 
Mitgliederzahlen) zwischen 87 DM und 115,50 DM, 
im Durchschnitt betrugen sie 101,64 DM. Im einzel- 
nen wird auf Tabelle 6 im Tabellenanhang ver- 
wiesen. 

2.531.4 Vergleichsbeitrag (§ 65 Abs. 2 KVLG) 

Unter Berücksichtigung des maßgebenden durch- 
schnittlichen Beitragssatzes der Ortskrankenkassen 
(hier Bundesdurchschnitt am 1. Januar 1972 = 
8,25 V. H., am 1. Januar 1973 = 8,95 v. H., am 1. Ja- 
nuar 1974 = 9,36 V. H.) und eines Zwölftels der für 
die Krankenversicherung geltenden Beitragsbemes- 
sungsgrenze (1972 = 1 575 DM, 1973 = 1 725 DM, 

1974 — 1 875 DM) würde sich ein bundesdurch- 
schnittlicher Vergleichsbeitrag ab 1. Oktober 1972 
von rd. 130 DM, ab 1. Januar 1973 von rd. 154 DM 
und ab 1. Januar 1974 von rd. 175,50 DM ergeben. 
Der ab 1. Januar 1973 mögliche Höchstbeitrag 
wurde erheblich unterschritten. Das bedeutet eine 
Entlastung der landwirtschaftlichen Unternehmer in 
der höchsten Beitragsklasse zu Lasten der landwirt- 
schaftlichen Unternehmer in niedrigeren Beitrags- 
klassen. 


Beitragsübersicht der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen vom 1. Oktober 1972 bis 31. August 1973: 
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Zahl der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen 

Höchstbeitrag 

1 

102,— DM 

3 

117,— DM 

1 

120,— DM 

1 

126,— DM 

6 

129,— DM 

1 

133,50 DM 

6 

1 135,— DM 

Der hieraus (ohne Berücksichtigung der entspre- 
chenden Mitgliederzahl) ermittelte Durchschnitts- 
höchstbeitrag von 127 DM im Jahre 1972 lag um 3 DM 
und vom 1. Januar 1973 bis zum 31. August 1973 
um 27 DM unter dem bundesdurchschnittlichen Ver- 
gleichsbeitrag. 

Höchstbeitrag der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen am 1. Januar 1974: 
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Zahl der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen 

Höchstbeitrag 

3 

129,— DM 

1 

133,50 DM 

3 

135,— DM 

1 

141— DM 

1 

144,— DM 

1 

153,— DM 

1 

156,— DM 

1 

159,— DM 

1 

162,— DM 

1 

164,70 DM 

4 

165,— DM 

1 

168,75 DM 


Der hieraus (ohne Berücksichtigung der entspre- 
chenden Mitgliederzahl) ermittelte Durchschnitts- 
höchstbeitrag von ca. 149 DM liegt um 26,50 DM 
unter dem bundesdurchschnittlichen Vergleichsbei- 
trag. 

Bei der Beurteilung des Durchschnittshöchstbeitra- 
ges, wie auch der übrigen nach Beitragsklassen ab- 
gestuften Beiträge, darf nicht unberücksichtigt blei- 
ben, daß in der Krankenversicherung der Landwirte 
im Gegensatz zur allgemeinen Krankenversicherung 
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die Kosten für die Aufwendungen der Altenteiler 
in vollem Umfang vom Bund getragen werden, wäh- 
rend in der allgemeinen Krankenversicherung die 
Krankenkassen einen erheblichen Eigenanteil zur 
Finanzierung der Krankenversicherung der Rentner 
aufringen müssen. 

2.531.5 Entwicklung der Beiträge 

13 landwirtschaftliche Krankenkassen haben ihre 
Beiträge zum 1. Januar 1974 neu festgesetzt, eine 
landwirtschaftliche Krankenkasse hat bereits zum 
1. September 1973 ihre Beiträge erhöht. Die übrigen 
5 landwirtschaftlichen Krankenkassen sind in der 
Lage gewesen, mit seit 1. Oktober 1972 unveränder- 
ten Beiträgen weiter zu arbeiten, alierdings haben 
davon 3 landwirtschaftliche Krankenkassen eine 
Beitragsneufestsetzung zum 1. März 1974 vorgenom- 
men. Die Beitragserhöhungen vom 1. Oktober 1972 
bis zum 1. Januar 1974 betrugen im Durchschnitt 
rund 19 V. H. 

Dieser Beitragsanstieg entspricht annähernd dem 
Ausgabenanstieg bei den anderen Trägern der ge- 
setzlichen Krankenversicherung. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, daß sich bei den landwirtschaftlichen 
Krankenkassen wegen ihrer besonders gestalteten 
Art der Beitragsbemessung Lohn- und Gehaltserhö- 
hungen nicht beitragssteigernd auswirken. Die Not- 
wendigkeit der Beitragsanpassung zum 1. Januar 
1974 ist auf die Kostenentwicklung zurückzuführen, 
wobei Kostensteigerungen für ärztliche Behandlung, 
für Krankenhauspflege und für Arzneien Hauptur- 
sache sind, 

2.532 Beiträge der freiwillig Versicherten 

Die Beiträge für freiwillig Versicherte setzt die Sat- 
zung nach dem Gesamteinkommen fest (§ 65 Abs. 7 
KVLG). § 57 der Mustersatzung für die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen (s. Anlage 1) sieht je- 
weils in der höchsten Beitragsklasse Einkommen 
über der in der allgemeinen Krankenversicherung 
maßgebenden Beitragsbemessungsgrenze (§ 165 

Abs. 1 Nr. 2 RVO) vor (1974 = 1 875 DM). Die land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen haben das empfoh- 
lene Muster größtenteils unverändert übernommen. 
Zum 1. Januar 1974 wurde alternativ eine Beitrags- 
staffel mit 7 und 9 Beitragsklassen vorgeschlagen. 

2.533 Beitragsrückstände 

Das Beitragssoll der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen für 1973 betrug 

insgesamt 681 356 815 DM, 

das Beitragsist insgesamt 654 157 759 DM. 

Der Unterschiedsbetrag zwischen 
Beitragssoll und Beitragsist be- 
läuft sich insgesamt auf 27 199 056 DM 

- 3,99 V. H. 

Die Beitragsrückstände sind im Hinblick darauf, daß 
es sich um das Anlauf sjahr der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung handelt, gering. Sie sind auf 
die verschiedensten Ursachen zurückzuführen. Die 
landwirtschaftlichen Krankenkassen berichten, daß 


trotz rechtzeitiger Zustellung der Mitgliedsbe- 
scheide die landwirtschaftlichen Unternehmer ihre 
privaten Krankenversicherungsverträge oder die 
freiwillige Mitgliedschaft bei einer gesetzlichen 
Krankenkasse nicht fristgerecht gekündigt und 
eine Doppelzahlung verweigert haben, 

sich durch nachträgliche Feststellung der Versi- 
cherungspflicht bis dahin unklarer und nicht erfaß- 
ter Fälle in der zweiten Jahreshälfte 1973 bei einer 
nicht unerheblichen Zahl von Beitragspflichtigen 
Nachberechnungen für die Zeit ab 1. Oktober 1972 
ergaben, die bis zum 31. Dezember 1973 nicht aus- 
geglichen waren und z. T. in Ratenzahlungen ge- 
tilgt werden, 

aufgrund von verspäteten Abmeldungen, Nichtbe- 
achtung der Meldevorschriften sowie noch nicht 
abgeschlossener Klärung der Kassenzuständigkeit 
Soll-Berichtigungen für das Jahr 1973 erst im 
Jahre 1974 vorgenommen werden können, 

sich Beitragsrückstände bei landwirtschaftlichen 
Unternehmern ergeben haben, die die Abgabe 
ihres landwirtschaftlichen Betriebes noch nicht 
nachgewiesen haben, und bei solchen Versicher- 
ten, die bisher in der Krankenversicherung der 
Rentner beitragsfrei versichert waren oder An- 
spruch auf freie Heilfürsorge nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz hatten und jetzt eine beitrags- 
pflichtige Mitgliedschaft nach dem KVLG nicht 
akzeptieren wollen, 

ein Teil der Beitragsrückstände auf nicht abge- 
schlossenen Widerspruchs- oder Sozialgerichtsver- 
fahren beruht, 

die Zwangsbeitreibung von Rückständen über die 
Gemeinden zu zeitlichen Verzögerungen führt 
und 

vornehmlich bei Pächtern Zwangsvollstreckungs- 
maßnahmen fruchtlos geblieben sind. 

2.54 Umlage der Kosten für besonders aufwendige 
Leistungsfälie 

Nach § 60 Abs. 3 KVLG kann die Satzung des Bun- 
desverbandes der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen vorsehen, daß die Kosten einer landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse für besonders aufwendige Lei- 
stungsfälle ganz oder teilweise auf alle Mitglieds- 
kassen umgelegt werden. Von dieser Ermächtigung 
hat der Bundesverband Gebrauch gemacht. Seit dem 
1. Januar 1973 werden die Aufwendungen gemein- 
sam getragen für: 

a) die Behandlung mit der künstlichen Niere (Dia- 
lyse), 

b) die stationäre Behandlung der Erkrankung an 
Wundstarrkrampf, 

c) die stationäre Behandlung der Bluterkrankheit, 

d) die stationäre Behandlung wegen Organtrans- 
plantationen, 

e) die Behandlung der Phenylketonurie und 

f) andere als unter Buchst, a) bis e) genannten 
Fälle für einen Versicherten oder einen fami- 
lienhilfeberechtigten Angehörigen in einem zu- 
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sammenhängenden Zeitraum von 6 Monaten von 
mehr als 20 000 DM. Ausgleichsfähig ist hier der 
20 000 DM übersteigende Betrag. 

Nach den nunmehr vorliegenden Mitteilungen der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen wurden für das 
Jahr 1973 von den Verbandsmitgliedern rund 3,3 
Millionen DM zum Ausgleich gemeldet. Besonders 
bemerkenswert ist hierbei die Erkrankung eines Blu- 
ters, die allein im Jahre 1973 einen Kostenaufwand 
von über 511 000 DM forderte. An solchen Fällen 
zeigt sich ganz besonders die Notwendigkeit eines 
Ausgleichsverfahrens, das sich nach den vorstehend- 
mitgeteilten Erfahrungen im Bereich der Kranken- 
versicherung der Landwirte als besonders wertvoll 
erweist. 

2.55 Bundesmittel 

Der Bund hat für die Krankenversicherung der Al- 
tenteiler in der Zeit vom 1. Oktober 1972 bis 31. 
Dezember 1973 insgesamt 464 334 293,21 DM auf- 
gebracht. 

Eine über das geltende Recht hinausgehende Bean- 
spruchung des Bundeshaushaltes durch die Kranken- 
versicherung der Landwirte, kann im Finanzplan des 
Bundes nicht aufgefangen werden. Anregungen zur 
Änderung des KVLG können daher seitens der Bun- 
desregierung nicht gefolgt werden, soweit sie Aus- 
wirkungen auf den Bundeshaushalt haben. 


2.6 Verwaltungsverfahren 

Aus den Stellungnahmen der Aufsichtsbehörden 
der landwirtschaftlichen Krankenkassen und der 
Verbände der Betroffenen sowie den Erfahrungen 
der Bundesministerien für Arbeit und Sozialordnung 
und für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten er- 
gibt sich, daß die Erstausstattung der Versicherten 
mit Krankenscheinen aufgrund der Vorarbeiten der 
Kassen im allgemeinen zügig erfolgte. Sonstige Ver- 
waltungsvorgänge erforderten — insbesondere bei 
größeren Kassen, in deren Gebiet keine Landkran- 
kenkassen bestanden hatten — eine längere Bear- 
beitungsdauer. Die Stellungnahmen der Aufsichts- 
behörden lassen jedoch erkennen, daß inzwischen 
bei allen landwirtschaftlichen Krankenkassen eine 
Normalisierung der Bearbeitungsdauer eingetreten 
ist. 

Die Unternehmen der privaten Krankenversicherung 
haben in der Anfangszeit nach Inkrafttreten des Ge- 
setzes über eine zu enge Auslegung der Befrei- 
ungsvorschriften des Gesetzes, über eine verzö- 
gernde Behandlung der Befreiungsanträge und über 
einseitige und unvollständige Aufklärung geklagt. 
Die Aufsichtsbehörden haben die Kassen zur zügi- 
gen Bearbeitung der Befreiungsanträge angehalten, 
über rechtswidriges Verhalten der landwirtschaftli- 
chen Krankenkassen haben die Aufsichtsbehörden 
nicht berichtet. 

Bis zum 31. Dezember 1973 wurden 3 141 Wider- 
sprüche gegen Verwaltungsakte der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen erledigt. 320 Widersprüche 
waren am 1. Januar 1974 noch anhängig. 


In 307 Fällen wurden bis 31. Dezember 1973 Sozial- 
gerichtsverfahren eingeleitet. 252 waren hiervon am 
1. Januar 1974 noch anhängig. 


2.7 Verhältnis zu Ärzten, Zahnärzten und 
Krankenhäusern 

Für die landwirtschaftlichen Krankenkassen gestal- 
tete sich das Verhältnis zu Ärzten, Zahnärzten und 
Krankenhäusern zu Beginn der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung im allgemeinen entsprechend 
der in § 99 KVLG getroffenen Regelung. Danach 
sind die landwirtschaftlichen Krankenkassen in die 
Verträge eingetreten, die bei Inkrafttreten des KVLG 
am 1. Oktober 1972 zwischen den mit ihnen ver- 
einigten Landkrankenkassen oder in den Bezirken, 
in denen keine Landkrankenkassen vorhanden wa- 
ren, zwischen den Ortskrankenkassen und den Kas- 
senärztlichen und kassenzahnärztlichen Vereinigun- 
gen bestanden haben. Lediglich im Verhältnis zu 
zwei Kassenärztlichen Vereinigungen ist es über die 
Anwendbarkeit der Vorschrift des § 99 Abs. 4 KVLG 
zu Meinungsverschiedenheiten gekommen. 

Für das Jahr 1973 sind, soweit nicht für einen Teil 
des Jahres die bisherigen Vertragsregelungen wei- 
tergegolten haben, Honorarvereinbarungen getrof- 
fen worden, die sich im allgemeinen im Rahmen 
der von den Krankenkassen der anderen Kassenar- 
ten geschlossenen Verträge hielten. Vereinzelt ist 
in den Vertragsverhandlungen der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen mit ihren Vertragspartnern 
erwartet worden, daß die landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen als „Unternehmer-Krankenkassen" hö- 
here Vergütungssätze für ärztliche und zahnärzt- 
liche Leistungen vereinbaren, als die Krankenkas- 
sen der anderen Kassenarten, Nicht in allen Kassen- 
bereichen ist es zum Abschluß von Gesamtverträ- 
gen gekommen, so daß in diesen Fällen das gesetz- 
lich vorgesehene Schiedsamtsverfahren erforderlich 
wurde. 

Die Zusammenarbeit der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen mit Ärzten, Zahnärzten und ihren Orga- 
nisationen sowie den Krankenhäusern und ihren 
Trägern gestaltete sich — wie der Bundesverband 
der landwirtschaftlichen Krankenkassen berichtet 
hat — im Rahmen der gesetzlichen und vertraglichen 
Regelungen. 

Mitunter wird Klage darüber geführt, daß nicht alle 
Ärzte gleichmäßig an der kassenärztlichen Versor- 
gung teilnehmen, sondern nur Ersatzkassenmitglie- 
der oder auch nur Privatpatienten behandeln. Da- 
durch wurden vereinzelt nach dem KVLG Versi- 
cherte gezwungen, den bisherigen Arzt zu wechseln, 
wenn sie auf Kassenkosten behandelt werden woll- 
ten oder sich privat behandeln zu lassen. 

In diesem Zusammenhang haben Versicherte dar- 
über Klage geführt, daß ihnen keine Kostenerstat- 
tung für privatärztliche Behandlung gewährt werden 
kann. 
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2.8 Vereinigung der Landkrankenkassen und 
ihrer Verbände mit den landwirtschaftlichen 
Krankenkassen und dem Bundesverband 
der landwirtschaftlichen Krankenkassen 

Mit den 19 landwirtschaftlichen Krankenkassen wur- 
den am 1. Oktober 1972 100 Landkrankenkassen ver- 
einigt. 

2.81 Stand der Vermögensabwicklung 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen, mit denen 
Landkrankenkassen vereinigt wurden, haben nach 
§ 108 KVLG die Geschäfte dieser Landkrankenkas- 
sen abzuwickeln und bis zum 30. September 1974 
für jede Landkrankenkasse für den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes eine Jahresrechnung 
nach den Vorschriften über das Rechnungswesen bei 
den Trägern der Krankenversicherung aufzustellen. 
Das sich nach der Jahresrechnung ergebende Rein- 
vermögen (Überschuß der Aktiva oder der Passiva) 
ist im Verhältnis der aufzunehmenden Mitglieder 
auf die aufnehmenden Träger der Krankenversiche- 
rung aufzuteilen. In § 108 Abs. 3 KVLG wird die 
Möglichkeit eingeräumt, daß die beteiligten Träger 
der Krankenversicherung Näheres, auch Abweichen- 
des von § 108 Abs. 1 und 2 KVLG vereinbaren kön- 
nen. 

Der Bundesverband der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen und der Bundesverband der Ortskran- 
kenkassen haben sich für die beteiligten Kranken- 
kassen geeinigt, die endgültige Zahl der am 1. Okto- 
ber 1972 auf die landwirtschaftlichen Krankenkassen 
oder die Ortskrankenkassen übergegangenen Mit- 
glieder nach dem Kenntnisstand vom 31. Dezember 
1973 festzuschreiben. Aufgrund dieser Zahlen wird 
die vorgeschriebene Aufteilung des Vermögens der 
Landkrankenkassen bis zum 30. September 1974 
durchgeführt werden. 

2.82 Zuflüsse zum Vermögen der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen 

Nach Angabe des Bundesverbandes der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen sind folgende Vermö- 
gen der Landkrankenkassen (vorläufig) auf die 
landwirtschaftlichen Krankenkassen übergegangen: 

Schleswig-Holsteinische Land- 
wirtschaftliche Krankenkasse 2 890 592,11 DM 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Oldenburg-Bremen 3 227 708,15 DM 

Hannoversche Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 25 881 760,32 DM 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Braunschweig 464 612,37 DM 

Lippische Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 765 697,80 DM 

Krankenkasse der rheinischen 

Landwirtschaft 5 012 802,16 DM 

Westfälische Landwirtschaftliche 

Krankenkasse 5 706 250,49 DM 


Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Rheinhessen-Pfalz 10 468, — DM 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Ober- und Mittelfranken 3 058 181,22 DM 

Landwirtscjiaftliche Krankenkasse 

Niederbayern-Oberpfalz 970 908,86 DM 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Schwaben 856 925,17 DM 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

Oberbayern 1 406 916,24 DM 

insgesamt 50 252 822,89 DM 

Inwieweit das von den einzelnen landwirtschaftli- 
chen Krankenkassen übernommene Vermögen der 
ehemaligen Landkrankenkassen durch nach dem 
30. September 1972 noch zu erfüllende Verpflich- 
tungen aufgezehrt wird, wird sich erst bei der zum 
30. September 1974 aufzustellenden Jahresrechnung 
ergeben. 

Die nach § 364 Abs. 1 Satz 2 RVO bei den Trägern 
der Gemeinschaftsaufgaben bis 30. September 1972 
vorhandenen Rücklageguthaben der ehemaligen 
Landkrankenkassen sind nach § 110 KVLG an den 
Bundesverband der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen überwiesen worden. Der Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen hat in den er- 
sten fünf Jahren nach Inkrafttreten des KVLG die 
Rücklage als Sondervermögen für die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen zu verwalten. Die am 
1. Oktober 1972 übernommenen Rücklagengutha- 
ben betragen insgesamt 20 598 940 DM. Dieses Rück- 
lagenguthaben gehört mit zu dem Vermögen, das 
nach § 108 Abs. 2 KVLG auf die Träger der Kran- 
kenversicherung aufzuteilen ist, die Mitglieder der 
ehemaligen Landkrankenkassen aufgenommen ha- 
ben. 

2.83 Gesamtzahl der von den landwirtschaftlichen 
Krankenkassen und dem Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen übernom- 
menen Bediensteten der Landkrankenkassen 

Die landwirtschaftlichen Krankenkassen und der 
Bundesverband der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen haben insgesamt 707 Bedienstete der ehe- 
maligen Landkrankenkassen und ihrer Verbände 
übernommen. Von den Bediensteten der Landkran- 
kenkassen und ihrer Verbände in Besoldungsgruppe 
A 13 oder höher (bzw. in vergleichbaren Vergü- 
tungsgruppen) wurden 66 übernommen. Da in die- 
sen Besoldungs- und Vergütungsgruppen nur 37 
Bedienstete erforderlich waren, entstand hier ein 
Überhang von 29 Bediensteten. 

2.84 Versorgungslasten für frühere Bedienstete der 
Landkrankenkassen und ihrer Verbände 

Die Höhe der Versorgungslasten für frühere Be- 
dienstete der ehemaligen Landkrankenkassen und 
ihrer Verbände betrug im Jahr 1973 6 093 431,84 DM. 
Die Mehrbelastung der Beitragszahler durch die 
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Übernahme dieser Versorgungslasten im Jahre 1973 
läßt sich z. Z. noch nicht exakt ermitteln, da die Ver- 
einbarungen i. S. d. § 107 Abs. 3 und 4 KVLG zwi- 
schen dem Bundesverband der landwirtschaftlichen 
Krankenkassen und dem Bundesverband der Orts- 
krankenkassen erst nach Festschreibung der Mit- 
gliederzahlen abgeschlossen werden können. 


2.9 Sonstiges 

Nach § 95 KVLG erhalten landwirtschaftliche Unter- 
nehmer und mitarbeitende Familienangehörige, die 
am 1. Oktober 1972 bereits als Rentner beitragsfrei 
krankenversichert waren, von dem Träger der ge- 
setzlichen Rentenversicherung einen Zuschuß zum 
Beitrag der landwirtschaftlichen Krankenkasse. Der 
Zuschuß beträgt derzeit 92 DM monatlich. Am 1. Ok- 
tober 1973 gab es 14 633 Zuschußempfänger. Hier- 
von entfielen auf die Arbeiterrentenversicherung 
13 697, auf die Angestelltenversicherung 777 und auf 
die knappschaftliche Rentenversicherung 159. 


3 Stellungnahme zu den Nummern 2 bis 5 des Entschließungsantrags 
der Fraktion der CDU/CSU zum Agrarbericht 1973 — Drucksache 7/221 


3.1 Zu Nummer 2 

Mit betrieblichen Arbeiten vollbeschäftigte Fami- 
lienangehörige, sogenannte „mitarbeitende Fami- 
lienangehörige", befinden sich hauptsächlich in den 
mittleren Betrieben (vgl. Übersicht 8). 

Eine durch die Absenkung der Beiträge für diesen 
Personenkreis entstehende Entlastung kommt allen 
landwirtschaftlichen Unternehmern zugute, in deren 
Betrieben mitarbeitende Familienangehörige be- 
schäftigt sind. Auf Grund der Verteilungs Struktur 
der mitarbeitenden Familienangehörigen werden al- 
lerdings landwirtschaftliche Unternehmer mit mitt- 
leren Betrieben im Vergleich zu landwirtschaftlichen 
Unternehmern mit kleinen Betrieben stärker ent- 
lastet. Diese tragen jedoch zur Finanzierung des 
Beitragsausfalls gleichermaßen bei, wie Unterneh- 
mer mit mittleren und großen Betrieben. 

Die Bundesregierung sieht deshalb in einer Absen- 
kung der Beiträge für mitarbeitende Familienange- 
hörige eine Verschiebung der Beitragsbelastung zu- 
ungusten landwirtschaftlicher Unternehmer mit klei- 
nen Betrieben. Es muß bei dieser Überlegung dar- 
über hinaus noch berücksichtigt werden, daß — wie 
unter Nummer 2.531.4 dargestellt — landwirtschaft- 
liche Unternehmer in den niedrigeren Beitragsklas- 
sen bereits infolge einer nicht vollausgeschöpften 
Intensität des Solidarausgleichs stärker belastet sind 
als landwirtschaftliche Unternehmer in der höchsten 
Beitragsklasse. 


Übersicht 8 

Mit betrieblichen Arbeiten vollbeschäftigte 
Familienangehörige (ohne Ehefrauen) 
in hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben 

Oktober 1972 


Betriebsgrößenklasse 
von . . . bis ... ha 
landwirtschaftlicher 
Nutzfläche 

in 1000 

V. H. 

0 

1 

2 

unter 2 

7,4 

3,3 

2 bis 5 

9,8 

4,3 

5 bis 10 

27,6 

12,2 

10 bis 20 

85,4 

37,8 

20 bis 50 

86,8 

38,5 

50 und mehr 

8,8 

3,9 

zusammen 

225,8 

100,0 


(Quelle; Sonderveröffentlichung des Statistischen Bundes- 
amtes: Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 1972/73) 


3.2 Zu Nummer 3 

Nach dem Bundesversorgungsgesetz sind die An- 
sprüche der Schwerbeschädigten auf Heilbehand- 
lung wegen Nichtschädigungsfolgen und auf Kran- 
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kenbehandlung für ihre Angehörigen sowie die An- 
sprüche der Hinterbliebenen auf Krankenbehand- 
lung ausgeschlossen, wenn und soweit ein Sozial- 
versicherungsträger zu einer entsprechenden Lei- 
stung verpflichtet ist. Dem liegt die Absicht zu- 
grunde, die genannten Leistungen nur bei Vorlie- 
gen einer bestimmten Bedarfslage aus fürsorgeri- 
schen Gründen zu gewähren. Der Versorgungsbe- 
rechtigte wird durch diese Regelung darauf verwie- 
sen, hinsichtlich der Behandlung von Gesundheits- 
störungen, die nicht mit einer Kriegs- oder Wehr- 
dienstbeschädigung Zusammenhängen, die Sozial- 
versicherungsträger vorrangig in Anspruch zu neh- 
men. Dies gilt nunmehr auch für Versorgungsbe- 
rechtigte, die aufgrund des Gesetzes über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte bei einer landwirt- 
schaftlichen Krankenkasse versichert sind. 

Die Frage, ob im Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung der Krankenversicherung der Landwirte Aus- 
nahmeregelungen für Schwerbeschädigte getroffen 
werden sollten, ist im zuständigen Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung eingehend erörtert worden. 
Der Ausschuß hat sich dafür ausgesprochen, Schwer- 
beschädigte in der Krankenversicherung der Land- 
wirte nicht anders zu behandeln als schwerbeschä- 
digte Pflichtversicherte der allgemeinen Kranken- 
versicherung. Dies trägt sowohl dem Grundsatz der 
Gleichbehandlung als auch den Leistungsgrundsät- 
zen, die der Heil- und Krankenbehandlung nach dem 
Bundesversorgungsgesetz zugrunde liegen, Rech- 
nung. 

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß ein Aus- 
schuß der Leistungen für schädigungsbedingte Ge- 
sundheitsstörungen im Bundesversorgungsgesetz 
nicht vorgesehen ist. 

Sofern die in Betracht kommenden Landwirte Aus- 
gleichs- oder Elternrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz bezogen haben, waren sie vor Einfüh- 
rung der Krankenversicherungspflicht gegenüber 
anderen, schon immer pflichtversichert gewesenen 
Versorgungsberechtigten im Vorteil, weil bei der 
Festlegung der nach dem geltenden Anrechnungs- 
system maßgeblichen Freibeträge und Einkommens- 
grenzen pauschal unterstellt wurde, daß alle Berech- 
tigte mit Erwerbseinkünften Beiträge zu einer Kran- 
kenversicherung zu leisten haben. Die damit ver- 
bundene Besserstellung schwerbeschädigter Land- 
wirte erschien nur im Hinblick auf die getroffene 
Pauschalregelung vertretbar. Gründe, die eine Son- 
derbehandlung von Landwirten bei der Rentenfest- 
setzung hinsichtlich der inzwischen eingetretenen 
Beitragspflicht zur Krankenversicherung rechtferti- 
gen könnten, sind nicht vorhanden. Ausnahmerege- 
lungen für diesen Personenkreis sind daher auch auf 
versorgungsrechtlichem Gebiet nicht möglich, weil 
sie gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung ver- 
stoßen würden. 

Die Bundesregierung bemüht sich jedoch, die durch 
die Einführung der Krankenversicherung der Land- 
wirte den Schwerkriegsbeschädigten Landwirten 
und den Kriegerwitwen entstandene Beitragsbela- 
stung durch eine Änderung der Verordnung zur 
Durchführung des § 33 des Bundesversorgungsge- 


setzes zu berücksichtigen: Ein hierzu vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung bereits erar- 
beiteter Referentenentwurf sieht vor, der Beitrags- 
belastung der betroffenen Landwirte pauschal durdi 
einen Abschlag vom Wert der Arbeitsleistung, der 
eine Verringerung des auf die Rente anzurechnen- 
den Einkommens und eine entsprechende Erhöhung 
der Versorgungsbezüge bewirkt, Rechnung zu tra- 
gen. 

Dem Deutschen Bundestag liegt der Entwurf eines 
von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ge- 
setzes zur Änderung des Gesetzes über die Kran- 
kenversicherung der Landwirte (Drucksache 7/1162) 
vor. Nach diesem Gesetzentwurf soll der Bund für 
schwerbeschädigte Landwirte und Kriegerwitwen 
den Beitrag zur Krankenversicherung der Landwirte 
in Höhe des Betrages übernehmen, der freiwillig 
und privatversicherten Rentnern nach § 381 Abs. 4 
RVO als Beitragszuschuß zu ihrer Krankenversiche- 
rung gezahlt wird. Der Gesetzentwurf versucht also, 
die Frage der Beitragsentlastung der Schwerkriegs- 
beschädigten Landwirte auf andere Weise zu lösen 
als durch Wiederherstellung des sogenannten frü- 
heren Besitzstandes, der in Nummer 3 des Entschlie- 
ßungsantrages der Fraktion der CDU/CSU zum 
Agrarbericht 1973 angesprochen ist. Es wird daher 
davon abgesehen, zu dem Gesetzentwurf in diesem 
Bericht Stellung zu nehmen. Die Bundesregierung 
wird ihre Auffassung zu dem Gesetzentwurf bei 
seiner parlamentarischen Beratung darlegen. 

3.3 Zu Nummer 4 

Die Bundesregierung hat Bedenken dagegen, land- 
wirtschaftliche Unternehmer, die abwechselnd land- 
wirtschaftlich und außerlandwirtschaftlich tätig sind, 
von der Versicherungspflicht in der landwirtschaft- 
lichen Krankenversicherung zu befreien. Diese Per- 
sonen wären während einer Beschäftigung außerhalb 
ihres landwirtschaftlichen Unternehmens in aller 
Regel versicherungspflichtig nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 
oder 2 RVO. Ihr Krankenversicherungsschutz würde 
jedoch mit der Aufgabe dieser Beschäftigung ent- 
fallen, es sei denn, sie würden sich freiwillig weiter- 
versichern. Damit könnte der sozialpolitisch uner- 
wünschte Fall eintreten, daß sie ohne Krankenver- 
sicherungsschutz sind, obwohl ihre landwirtschaft- 
liche Unternehmereigenschaft grundsätzlich der Ver- 
sicherungspflicht unterliegt. 

Einen entgegengesetzten Änderungsvorschlag des 
Bundesverbandes der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen zur Frage der Versicherungspflicht und Kas- 
senzuständigkeit von landwirtschaftlichen Unterneh- 
mern, die vorübergehend eine nach § 165 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 RVO versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung ausüben, enthält der Bericht in Teil 4 unter 
Nummer 4.34. 

3.4 Zu Nummer 5 

Der Deutsche Bundestag hatte die Bundesregierung 
ersucht, im Rahmen des Erfahrungsberichts über die 
Ausführung des Gesetzes über die Krankenver- 
sicherung der Landwirte auch darüber zu berichten, 
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ob sie bereit sei, darauf hinzuwirken, daß durch die 
ausreichende Bereitstellung gesetzlich abgesicherter 
Bundeszuschüsse für die landwirtschaftliche Unfall- 
versicherung sichergestellt wird, daß die Jahresar- 
beitsverdienste als Grundlage der Leistungen aus 
der landwirtschaftlichen Unfallversicherung ange- 
messen erhöht werden können. 

Die Bundesregierung ist hierzu der Auffassung, daß 
eine gesetzliche Absicherung der Bundeszuschüsse 
zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung nicht an- 
gebracht erscheint. Bei diesen Mitteln handelt es 
sich nicht um Zuschüsse für Sozialversicherungsträ- 
ger, sondern um Mittel, mit deren Hilfe durch eine 


Senkung der Beiträge zur Unfallversicherung die 
landwirtschaftlichen Unternehmer von Betriebsko- 
sten entlastet werden. Die Ausgestaltung dieser Ein- 
kommenshilfen muß flexibel bleiben, um eine Anpas- 
sung an die jeweilige Situation der Landwirtschaft 
vornehmen zu können. Außerdem begegnet eine 
Festschreibung der Bundeszuschüsse im 3. Buch der 
Reichs Versicherungsordnung rechtspolitischen Be- 
denken, da es sich nicht um eine Sozialleistung, son- 
dern um eine Einkommenshilfe handelt. 

Im übrigen wird sich die Bundesregierung bemühen, 
diese Einkommenshilfen an die jeweilige agrarpoli- 
tische Situation anzupassen. 


4 Anregungen zur Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 


Die diesem Erfahrungsbericht zugrunde liegenden 
Stellungnahmen enthielten mehrere Novellierungs- 
vorschläge. Eine abschließende Prüfung aller Anre- 
gungen war der Bundesregierung in der kurzen zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. Die Bun- 
desregierung beschränkt sich daher auf eine Unter- 
richtung über die wesentlichen Änderungs wünsche 
und Anregungen. Auch ohne eingehende Prüfung 
dieser Änderungswünsche kann schon jetzt gesagt 
werden, daß Wünsche nach einer grundsätzlichen 
Umgestaltung des Gesetzes nicht vorgetragen wur- 
den. 


4.1 Kreis der Versicherten 

4.11 Ehegatten iandwirtschaftlicher Unternehmer, die 
im landwirtschaftlichen Unternehmen mit 
Arbeitsvertrag beschäftigt sind 

Der Ehegatte eines landwirtschaftlichen Unterneh- 
mers zählt nicht zu den nach § 2 Abs. 3 KVLG ver- 
sicherungspflichtigen mitarbeitenden Familienange- 
hörigen, und zwar auch dann nicht, wenn er bei 
seinem Ehegatten aufgrund eines Arbeitsyertrages 
beschäftigt wird. In diesen Fällen besteht vielmehr 
Versicherungspflicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
RVO in der allgemeinen Krankenversicherung. 

Von den betroffenen Ehegatten wird gefordert, daß 
sie den mitarbeitenden Familienangehörigen i. S. d. 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG gleichgestellt werden und die 
Pflichtversicherung von der landwirtschaftlichen 
Krankenkasse durchgeführt wird. 

4.12 Mitarbeitende Familienangehörige i. S. des § 2 
Abs. 1 Nr. 3 KVLG 

Mitarbeitende Familienangehörige eines landwirt- 
schaftlichen Unternehmers sind nur dann nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3 KVLG krankenversicherungspflichtig, 
wenn sie das 18. Lebensjahr vollendet haben, es sei 
denn, sie sind als Auszubildende im landwirtschaft- 


lichen Unternehmen beschäftigt. Soweit ein mitar- 
beitender Familienangehöriger, der mit Arbeitsver- 
trag im landwirtschaftlichen Unternehmen beschäf- 
tigt ist und das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat, ist er nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 RVO ver- 
sicherungspflichtig in der allgemeinen Krankenver- 
sicherung. 

Die Betroffenen kritisieren, daß in diesen Fällen 
eine nichtlandwirtschaftliche Krankenkasse zustän- 
dig ist, zumal mit Vollendung des 18. Lebensjahres 
ein Kassenwechsel zur landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse stattfindet. 

4.13 Auslegung des § 2 Abs. 3 Satz 2 KVLG 

Sofern beide Ehegatten als mitarbeitende Familien- 
angehörige im landwirtschaftlichen Betrieb beschäf- 
tigt sind, unterliegt nur derjenige Ehegatte der Ver- 
sicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG, der 
überwiegend in dem Unternehmen arbeitet. Hier- 
durch soll eine Versicherungspflicht für beide Ehe- 
gatten und im Zusammenhang damit eine doppelte 
Beitragsbelastung des Betriebes vermieden werden. 
Es sind Zweifel aufgetreten, ob damit nicht nur die 
Versicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG, 
sondern auch die nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
RVO ausgeschlossen ist. Deshalb wird eine Klar- 
stellung im Gesetz gewünscht, wonach in einem sol- 
chen Fall die Versicherungspflicht nach § 165 Abs. 1 
Nr. 1 oder 2 RVO nicht eintritt. 

4.14 Versicherungspflicht der Schwerkriegsbeschädig- 
ten landwirtschaftlichen Unternehmer 

Schwerkriegsbeschädigte landwirtschaftliche Unter- 
nehmer haben wegen der Einbeziehung in die 
Pflichtversicherung keinen Anspruch auf freie Heil- 
behandlung nach dem Bundesversorgungsgesetz für 
Gesundheitsstörungen, die nicht Folge einer Schä- 
digung sind. Sie wünschen die Wiederherstellung 
ihrer früheren Ansprüche. 


21 



Drucksache 7/2346 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


4.15 Versicherungspflicht landwirtschaftlicher Unter- 
nehmer, die zugleich höherverdienende Ange- 
stelle sind 

Landwirtschaftliche Unternehmer, die zugleich An- 
gestellte mit einem über der Versicherungspflicht- 
grenze in der allgemeinen Krankenversicherung lie- 
genden Gehalt sind, unterliegen der Versicherungs- 
pflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG. Sie erhalten kein 
Krankengeld und auch keinen Arbeitgeberzuschuß 
nach § 405 RVO zu ihrer landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung. Diese Personen regen deshalb an, 
sie entweder von der Versicherungspflicht nach dem 
KVLG freizustellen oder ihnen Anspruch auf den 
Beitragszuschuß nach § 405 RVO zu ihrer landwirt- 
schaftlichen Krankenversicherung einzuräumen. 


4.2 Leistungen der Versicherung 

4.21 Sterbegeld 

Nach § 37 KVLG ist beim Tode eines Versicherten 
oder eines Angehörigen, für den ihm im Zeitpunkt 
des Todes Familienhilfe zustand, Sterbegeld in Höhe 
von einem Vierundzwanzigstel der nach § 165 Abs. 1 
Nr. 2 RVO maßgebenden Jahresarbeitsverdienst- 
grenze zu zahlen. Demnach beträgt das Sterbegeld 
im Jahr 1974 937,50 DM. Dieser Betrag kann durch 
die Satzung nicht erhöht werden. Er wird als zu 
niedrig empfunden, zumal in der allgemeinen Kran- 
kenversicherung das Sterbegeld im Jahre 1974 bis 
zu 2 500 DM betragen kann. 

Bei einer Verdoppelung des Sterbegeldbetrages 
nach § 37 KVLG wäre dem Bund im Jahre 1973 ein 
Mehraufwand in der Krankenversicherung der Al- 
tenteiler von 26,4 Millionen DM entstanden. 

4.22 Leistungsansprüche nach dem Ausscheiden 
aus der Versicherungspflicht 

Grundsätzlich bestehen Leistungsansprüche in der 
gesetzlichen Krankenversicherung nur während der 
Mitgliedschaft. Eine dem § 214 Abs. 1 bis 3 RVO 
entsprechende Vorschrift, nach der Versicherte der 
allgemeinen Krankenversicherung bis zu 3 Wochen 
nach dem Ausscheiden wegen Erwerbslosigkeit noch 
Leistungsansprüche geltend machen können, ist im 
KVLG nicht enthalten. Da aber nach dem KVLG 
grundsätzlich die gleichen Leistungen wie nach dem 
Zweiten Buch der RVO gewährt werden sollen, 
wäre es für den Kreis der mitarbeitenden Familien- 
angehörigen von Bedeutung, wenn eine dem § 214 
Abs. 1 bis 3 RVO entsprechende Vorschrift in das 
KVLG übernommen würde. 

4.23 Krankengeld anstelle von Betriebs- und Haus- 
haltshilfe 

Der Bundesverband der Nebenerwerbslandwirte 
hält eine alternative Zubilligung von Krankengeld 
anstelle der Betriebs- und Haushaltshilfe für wün- 
schenswert. 


4.3 Meldung, Mitgliedschaft, Versicherungs- 
konkurrenz und Kassenzuständigkeit 

4.31 Meldung der versicherungspflichtig gewordenen 
Personen, für die vorher Anspruch auf 
Familienhilfe bestand 

Nach § 62 Abs. 3 KVLG haben die Träger der Kran- 
kenversicherung der zuständigen Krankenkasse mit- 
zuteilen, daß eine der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 
bezeichneten Personen nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften versicherungspflichtig geworden ist. 
Die Meldepflicht ist nicht auf Personen erstreckt, für 
die vorher Anspruch auf Familienhilfe bestand. Der 
Bundesrechnungshof hat angeregt zu prüfen, ob eine 
den Bedürfnissen der Praxis entsprechende Rege- 
lung gefunden werden kann. 

4.32 Versicherungskonkurrenz zwischen der Kranken- 
versicherung der Rentner und § 49 KVLG 

In § 3 Nr. 2 KVLG ist u. a. die Versicherungskon- 
kurrenz zwischen einer Versicherung nach § 165 
Abs. 1 Nr. 3, § 315 a RVO im Verhältnis zu § 2 
Abs. 1 Nr. 4 KVLG geregelt. Es sollte allerdings 
geprüft werden, ob auch eine Konkurrenzregelung 
zwischen der Versicherungspflicht nach § 165 Abs. 1 
Nr. 3 und der formalen Mitgliedschaft nach § 49 
KVLG erforderlich ist. 


4.33 Auswirkungen des Antrags auf eine der in § 2 
Abs. 1 Nr. 4 KVLG genannten Leistungen auf 
eine bestehende freiwillige Versicherung nach 
§§ 5 und 6 KVLG 

Nach § 49 Abs. 3 KVLG geht eine freiwillige Ver- 
sicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung 
der formalen Mitgliedschaft als Antragsteller für 
eine der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 KVLG genannten Lei- 
stungen (Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld, Landab- 
gaberente) vor. Diese freiwillig Versicherten erhal- 
ten, wenn ihnen die genannten Leistungen bewilligt 
werden, im Gegensatz zu den formalen Mitgliedern, 
die vom Beginn der Leistung an gezahlten Beiträge 
nicht zurück; ihnen steht auch kein Beitragszuschuß 
(§ 381 Abs. 4 RVO) wie den freiwillig Versicherten 
Rentnern in der allgemeinen Krankenversicherung 
zu. 

4.34 Versicherungskonkurrenz zwischen der allge- 
meinen Krankenversicherung und der LKV nach 
§ 3 Satz 1 KVLG für „Versicherungs-Pendler“ 

Nach § 3 Satz 1 KVLG ist in der Krankenversiche- 
rung der Landwirte nicht versichert, wer nach ande- 
ren gesetzlichen Vorschriften für den Fall der Krank- 
heit versicherungspflichtig ist. Deshalb ergibt sich 
bei landwirtschaftlichen Unternehmern, die vorüber- 
gehend einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
nachgehen sowie für Auszubildende, die während 
der Ausbildung im elterlichen Betrieb für eine be- 
stimmte Zeit eine sog. Fremdlehre absolvieren, für 
die Dauer einer solchen Beschäftigung die Zustän- 
digkeit der allgemeinen Krankenversicherung. 
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Es kommt vielfach vor, daß landwirtschaftliche Un- 
ternehmer während des Winterhalbjahres eine Be- 
schäftigung als Arbeitnehmer aufnehmen (z. B. in 
Großforsten). Je nach Witterungsverhältnissen wird^ 
diese Beschäftigung oft, mehrfach in kürzeren Zeit- 
abständen, unterbrochen, so daß sich die Kassenzu- 
ständigkeit wiederholt ändert. 

Um einen ständigen Kassenwechsel für diese Perso- 
nen zu vermeiden, schlägt der Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen vor, die Kas- 
senzuständigkeit so zu regeln, daß die landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen für sie auch bei Auf- 
nahme einer an sich nach § 165 Abs. 1 Nr. 1 oder 2' 
RVO versicherungspflichtigen Beschäftigung zustän- 
dig bliebe. 

4.35 Versicherungskonkurrenz zwischen der Kranken- 
versicherung der Rentner und der Kranken- 
versicherung der Landwirte 

Haben Personen i. S. d. § 165 Abs. 1 Nr. 3, § 315 a 
RVO, § 19 Abs. 1 RKG eine Rente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung beantragt, oder sind sie 
Bezieher einer solchen Rente, so unterliegen sie nur 
dann der Versicherungspflicht nach dem KVLG, 
wenn für sie in den letzten 20 Jahren vor Beantra- 
gung einer Leistung i. S. d. § 2 Abs. 1 Nr. 4 KVLG 
kein Beitrag zur gesetzlichen Rentenversicherung 
entriditet wurde oder als entrichtet gilt. Sind jedoch 
in dem 20-Jahres-Zeitraum Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung entrichtet worden, oder gelten 
sie als entrichtet, so sind diese Personen in der 
Krankenversicherung der Rentner versichert. Diese 
Regelung ergibt sich aus § 3 Satz 2 Nr. 2 KVLG. 

Der Bundesverband der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen berichtet, daß die Prüfung, ob Beiträge 
zur Rentenversicherung entrichtet wurden, den land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen Schwierigkeiten be- 
reitet. Er regt an, zu prüfen, ob alle Antragsteller 
und Bezieher von Altersgeld, vorzeitigem Alters- 
geld und Landabgaberente in der landwirtschaftli- 
chen Krankenversicherung versichert werden soll- 
ten. Eine derartige Regelung hätte den Bundeshaus- 
halt im Jahre 1973 zusätzlich mit etwa 19 Millionen 
DM belastet. 


4.4 Beiträge 

4.41 Vergleichsbeitrag i. S. des § 65 Abs. 2 KVLG 

Die Beiträge für landwirtschaftliche Unternehmer 
werden nach § 65 Abs. 1 KVLG nach Beitragsklassen 
festgesetzt. Der Beitrag der höchsten Beitragsklasse 
darf den sich aus § 65 Abs. 2 KVLG ergebenden Ver- 
gleichsbeitrag (Durchschnittshöchstbeitrag der Orts- 
krankenkassen im Bezirk der landwirtschaftlichen 
Krankenkasse) nicht übersteigen. Nach § 65 Abs. 2 
Satz 3 KVLG gilt der für den 1. Januar ermittelte 
Vergleichsbeitrag bis zum 31. Dezember des jewei- 
ligen Kalenderjahres. Änderungen des allgemeinen 
Beitragssatzes der maßgebenden Ortskrankenkassen 
bleiben damit während des ganzen Kalenderjahrs 
unberücksichtigt. 


Der Bundesverband der landwirtschaftlichen Kran- 
kenkassen regt an, bereits im Laufe des Jahres die 
von den Ortskrankenkassen vorgenommenen Bei- 
tragserhöhungen zu berücksichtigen. 

4.42 Beitragszuschuß nach § 94 KVLG 

Nach § 94 Abs. 4 KVLG erhalten die von der Ver- 
sicherungspflicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 KVLG 
Befreiten auf ihren Antrag von der zuständigen 
landwirtschaftlichen Krankenkasse einen Zuschuß zu 
ihrem Krankenversicherungsbeitrag, wenn sie nach- 
weisen, daß sie bei einem Krankenversicherungs- 
unternehmen versichert sind. Personen, die sich 
bereits vor dem 1. Oktober 1972 nach § 173 a RVO 
von der Versicherungspflicht in der Krankenver- 
sicherung der Rentner befreien ließen, und nach dem 
Inkrafttreten des KVLG nach § 94 Abs. 1 KVLG von 
der Versicherungspflicht als Altenteiler befreit wor- 
den sind, erhalten auf Antrag sowohl den Beitrags- 
zuschuß des Rentenversicherungsträgers nach § 381 
Abs. 4 RVO wie auch den Beitragszuschuß nach § 94 
Abs. 4 KVLG. Diese doppelte Zuschußgewährung 
dürfte nicht gewollt sein. 

4.43 Hinterbliebene von Personen, die nach § 2 
Abs. 1 Nr. 4 KVLG versichert waren 

Nach § 64 Abs. 1 Satz 2 KVLG haben Personen, die 
Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld oder Landabgabe- 
rente beantragt haben, die Beiträge bis zum Beginn 
der Leistungen selbst zu tragen. Diese Vorschrift 
entspricht insoweit § 381 Abs. 3 RVO. Allerdings 
sind dort einige Personenkreise von der Beitrags- 
zahlung ausgenommen, z. B. Witwen und Waisen 
eines Rentners. 

Die betroffenen Personen sehen es als Härte an, 
daß im § 64 Abs. 1 Satz 2 KVLG ausnahmslos Bei- 
tragspflicht vorgesehen ist und wünschen eine An- 
passung an das Recht der allgemeinen Krankenver- 
sicherung. 

4.44 Beiträge für die Durchführung der Kranken- 
versicherung der Arbeitslosen 

Bezieher von Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe 
oder Unterhaltsgeld sind nach § 155 AEG für den 
Fall der Krankheit versichert. Die Beiträge werden 
von der Bundesanstalt für Arbeit aufgebracht. Sie 
werden nach dem Beitragssatz berechnet, der für 
Versicherte mit sofortigem Anspruch auf Kranken- 
geld gilt (§ 157 Abs. 2 AFG). Im KVLG ist keine 
Möglichkeit zur Festsetzung eines Beitragssatzes für 
Versicherte mit sofortigem Anspruch auf Kranken- 
geld vorgesehen. Deshalb ist zwischen der Bundes- 
anstalt für Arbeit und dem Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen eine Verein- 
barung über die Höhe des Beitrags am 22. Mai 1973 
abgeschlossen worden. Diese Vereinbarung gilt für 
die Zeit vom 1. Oktober 1972 bis 31. Dezember 1974. 

4.45 Beitragshöhe 

Der Deutsche Bauernverband ist der Auffassung, daß 
die Beitragshöhe bei vielen Betrieben die Grenze 
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der Belastbarkeit erreicht hat. Er schlägt vor, nach 
Wegen zu einer Beitragsentlastung zu suchen. Er 
regt weiter an, der Bund möge die Verwaltungsko- 
sten für die Krankenversicherung der Altenteiler 
übernehmen. 

4.46 Beltragszuschuß für aktive Landwirte, die eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
beziehen 

Es ist angeregt worden, den in § 95 KVLG vorgese- 
henen Zuschuß auch den Landwirten zuzubilligen, 
die nach Inkrafttreten des KVLG Rentner geworden 
sind. 


4.5 Sonstiges 

4.51 Ersatzanspruch gegen den Bund nach §31 KVLG 

Bei Mutterschaft zahlt der Bund den landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen nach § 31 Abs. 1 KVLG für 
jeden Leistungsfall nach § 27 KVLG einen Pausch- 
betrag von 400 DM. Diese Vorschrift entspricht dem 
§ 200 d RVO, allerdings mit dem Unterschied, daß in 
der allgemeinen Krankenversicherung den Kranken- 
kassen der Pauschbetrag von 400 DM auch für die 
Leistungsfälle nach § 200 a RVO zusteht, dem der 
in § 31 Abs. 1 KVLG nicht genannte § 28 KVLG weit- 
gehend entspricht. Davon sind insbesondere die 
Mutterschaftsfälle der mitarbeitenden Familienange- 
hörigen ohne Arbeitsvertrag betroffen. Dies wird als 
Benachteiligung der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen gegenüber den anderen Krankenversiche- 
rungsträgern angesehen. 

4.52 Einführung eines Versichertenausweises Jn der 
gesetzlichen Krankenversicherung 

Für Versicherte von Orts-, Betriebs- und Innungs- 
krankenkassen sowie von Ersatzkassen ist die Ein- 


führung eines Versichertenausweises aufgrund der 
Ermächtigungsnorm der §§ 319, 516 a RVO i. d. F. 
des § 83 Nrn. 37 und 62 KVLG vorgesehen. Eine 
entsprechende Vorschrift ist im KVLG nicht enthal- 
ten. 

4.53 Ausschuß für Angelegenheiten der in der Land- 
wirtschaft beschäftigten Versicherten 

(§ 414 i RVO) 

Der Deutsche Bauernverband regt an, diese Aus- 
schüsse um Vertreter der landwirtschaftlichen Ar- 
beitgeber zu erweitern. 

4.54 Zuständigkeitsbereich der Schleswig-Holsteini- 
schen landwirtschaftlichen Krankenkasse 

Für die Bundesländer Schleswig-Holstein und Ham- 
burg ist eine landwirtschaftliche Krankenkasse zu- 
ständig. Diese Kasse unterliegt, weil sich ihr Zustän- 
digkeitsbereich über mehrere Bundesländer er- 
streckt, der Aufsicht des Bundesversicherungsamtes. 
Der Sozialminister des Landes Schleswig-Holstein 
hat angeregt, den Zuständigkeitsbereich der Kasse 
auf das Land Schleswig-Holstein zu beschränken 
und die Kasse entsprechend der für Berlin geltenden 
Regelung (§ 44 Abs. 4 KVLG) mit der Durchführung 
der landwirtschaftlichen Krankenversicherung im 
Bundesland Hamburg zu beauftragen. 

4.55 Versicherungszuständigkeit für Arbeitnehmer 
der Land- und Forstwirtschaft 

Der Niedersächsische Minister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten hat angeregt, den landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen die Krankenversiche- 
rung der Arbeitnehmer der Land- und Forstwirt- 
schaft zu übertragen. Er erwartet hiervon eine Er- 
leichterung der Durchführung der Zusatzversorgung 
für Arbeitnehmer der Land- und Forstwirtschaft. 
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5 Anhang 

5.1 Tabellen 

Tabelle 1 


Verteilung der Versicherten auf die Versichertengruppen 

— Jahresdurchschnitt 1973 — 



Versichertengruppe 

Männer 

Frauen 

1 zusammen 

1. 

Landwirtschaftliche Unternehmer 
{§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG) 

444 358 

36 847 

481 205 

2. 

Landwirtschaftliche Mitunternehmer 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG) 

3 921 

1 086 

5 007 

3. 

Landwirtschaftliche Kleinunternehmer 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 2 KVLG) 

3 422 

1 036 

4 458 

4. 

Mitarbeitende Familienangehörige ohne Arbeitsvertrag 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG) 

59 535 

26 475 

86 010 

5. 

Mitarbeitende Familienangehörige mit Arbeitsvertrag 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG) 

15 226 

5 968 

21 194 

6. 

Auszubildende Familienangehörige 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG) 

7 485 

2 109 

9 594 

7. 

Bewerber für Altersgeld und Landabgaberente 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 4 i. V. m. § 49 KVLG) 

3 798 

2 348 

6 146 

8. 

Bezieher von Altersgeld und Landabgaberente 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 4 KVLG) 

217 900 

164 292 

382 192 

9. 

Sonstige Altenteiler 
(§ 2 Abs, 1 Nr. 5 KVLG) 

2 208 

2 389 

4 597 

10. 

Krankenversicherte Arbeitslose 

133 

14 

147 

11. 

Freiwillige Mitglieder 

4 104 

1 285 

5 389 


insgesamt 

762 090 

243 849 

1 005 939 
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Tabelle 2 


Verteilung der Versicherten auf die Bundesländer 

— Jahresdurchschnitt 1973 — 


Bundesland 

Landwirt- 

schaftliche 

Unternehmer 

Mitarbeitende 
Familien- 
angehörige und 
Auszubildende 

Freiwillige 
Mitglieder und 
Arbeitslose 

Altenteiler 
und Bewerber 
für Altersgeld 
und Land- 
abgaberente 

Schleswig-Holstein 

27 707 

6 053 

565 

18 786 

Hamburg 

2 135 

614 

20 

1 454 

Niedersachsen 

86 184 

23 512 

840 

71 465 

Bremen 

471 

111 

15 

493 

Nordrhein-Westfalen 

68 352 

16 495 

1 801 

54 470 

Hessen 

34 327 

8 965 

300 

30 739 

Rheinland-Pfalz 

39 531 

7 264 

734 

46 597 

Baden- Württemberg 

68 395 

11 980 

417 

54 161 

Bayern 

160 866 

41 235 

830 

113 594 

Saarland 

2 399 

497 

7 

1 050 

Berlin 

303 

12 

7 

126 

insgesamt 

490 670 

116 798 

5 536 

392 935 
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Tabelle 3 


Altersgliederung der pflichtversicherten landwirtschaftlichen Unternehmer 
und mitarbeitenden Familienangehörigen 

— Stand: 1. Oktober 1973 — 


Alter in Jahren 

männlich 

weiblich 

zusammen 

Zahl 

1 V. H. 

Zahl 

1 V. H. 

Zahl 

1 V. H. 

unter 15 

203 

0,04 

68 

0,09 

271 

0,05 

15 bis unter 25 

48 437 

9,19 

13 653 

18,40 

62 090 

10,32 

25 bis unter 35 

73 226 

13,89 

6 847 

9,23 

80 073 

13,31 

35 bis unter 45 

141 275 

26,79 

10 725 

14,45 

152 000 

25,27 

45 bis unter 55 

136 857 

25,95 

21 031 

28,34 

157 888 

26,25 

55 bis unter 60 

40 261 

7,63 

8 477 

11,42 

48 738 

8,10 

60 bis unter 65 

57 006 

10,81 

7 987 

10,76 

64 993 

10,80 

65 und älter 

30 064 

5,70 

5414 

7,31 

35 478 

5,90 








insgesamt 

527 329 

100 

74 202 

100 

501 531 

100 
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Tabelle 4 

Zu- und Abgänge von Versicherten bei den Ortskrankenkassen 
aufgrund des KVLG 


1 Zugänge | 

Abgänge 

Bereich 

Pflidit- 

Freiwillige 


Pflicht- 

Freiwillige 



mitglieder 

Mitglieder i 


mitglieder 

Mitglieder 



1 1 

1 2 

1 3 i 

1 4 

1 5 

1 6 

Schleswig-Holstein 

7 614 

1 863 

12 101 

1 457 

6 513 

1 378 

Hamburg 

— 

— 

— 

126 

468 

164 

Niedersachsen 

27 188 

6 372 

49 563 

923 

12 364 

4 166 

Bremen 

462 

79 

468 

— 

666 

278 

Nordrhein 

8 136 

2 013 

8 152 

418 

5 426 

939 

Westfalen 

13 015 

3 457 

22 342 

472 

6 613 

1 575 

Hessen 

— 

— 

— 

1 576 

26 342 

4 995 

Bayern 

11 143 

3 992 

16 343 

11 438 

118 588 

13 946 

Rheinland-Pfalz 

778 

134 

827 

2 351 

20 410 

3 940 

Baden-Württemberg *) 







Teilbereich 1 

— 

— 

— 

2 526 

22 631 

3 397 

Teilbereich 2 

— 

— 

— 

2 772 

27 644 

4 227 

Saarland 

— 

— 

— 

114 

1 726 

148 

Berlin 

— 

— 

— 

30 

121 

22 

Bund 

68 336 

17 910 

109 796 

24 203 

249 512 

39 175 


*) Teilbereich 1 = Regierungsbezirke Stuttgart und Karlsruhe 
Teilbereich 2 = Regierungsbezirke Freiburg und Tübingen 
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Tabelle 4 


Saldo 


Spalten 1, 2, 

4, 5 

1 Spalten 3 und 6 

absolut 1 

*') 

absolut 1 

•") 

7 1 

8 

1 9 1 

10 

1 507 

0,36 

10 723 

4,61 

594— 

0 , 21 — 

164— 

0 , 10 — 

20 273 

1,91 

45 397 

7,76 

125— 

0 , 08 — 

190 

0,24 

4 305 

0,33 

7 213 

1,12 

9 387 

0,87 

20 767 

4,13 

27 918— 

2 , 69 — 

4 995— 

1 , 03 — 

114 891— 

5 , 11 — 

2 397 

0,24 

21 849— 

3 , 53 — 

3 113— 

0 , 96 — 

25 157— 

2 , 08 — 

3 397— 

0 , 67 — 

30 416— 

3 , 92 — 

4 227— 

1 , 32 — 

1 840— 

0 , 80 — 

148— 

0 , 16 — 

151— 

0 , 03 — 

22— 

0 , 01 — 

187 469— 

1 , 72 — 

70 621 

1,32 


**) in V. H. der Mitglieder ohne Rentner vom 1. September 1972 
***) in V. H. der Rentner vom 1. September 1972 

Quelle: Bundesverband der Ortskrankenkassen 
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Tabelle 5 


Verzeichnis der Beitragsklassen der landwirtschaftlichen Krankenkassen 

(in DM) 


Krankenkasse 

Beitragsklasse 

1 1 2 1 3 1 4 

Schleswig-Holsteinische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Arbeitsbedarf in Arbeitstagen) 

51 DM 

(bis 50) 

87 DM 

(51 bis 100) 

102 DM 

(101 bis 300) 

114 DM 

(301 bis 500) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Oldenburg-Bremen 

{Arbeitsbedarf in Arbeitstagen) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

69 DM 

(bis 200) 

99 DM 

(201 bis 300) 

120 DM 

(301 bis 400) 

Hannoversche 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächen wert in DM) 

51 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

69 DM 

(bis 5 000) 

87 DM 

(5 001 bis 15 000) 

102 DM 

(15 001 bis 25 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Braunschweig 

{Flächenwert in DM) 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

69 DM 

(2 001 bis 5 000) 

90 DM 

(5 001 bis 15 000) 

108 DM 

(15 001 bis 25 000) 

Lippische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächenwert in DM) 

51 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

75 DM 

(bis 6 999) 

93 DM 

(7 000 bis 11 999) 

105 DM 

(12 000 bis 17 999) 

Krankenkasse der rheinischen 
Landwirtschaft 

(Flächen wert in DM) 

51 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

75 DM 

• (bis 5 000) 

96 DM 

(5 001 bis 10 000) ! 

108 DM 

(10 001 bis 20 000) 

Westfälische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächen wert in DM) 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

75 DM 

(bis 6 999) 

93 DM 

(7 000 bis 11 999) 

105 DM 

(12 000 bis 17 999) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Hessen-Nassau 

{Flächenwert in DM) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

66 DM 

(bis 6 000) 

84 DM 

(6 001 bis 12 000) 

99 DM 

(12 001 bis 20 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Darmstadt 

{Flächenwert in DM) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

66 DM 

(bis 6 000) 

84 DM 

(6 001 bis 10 000) 

99 DM 

(10 001 bis 18 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Rheinhessen-Pfalz 

(Flächenwert in DM) 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

66 DM 

(bis 7 000) 

84 DM 

(7 001 bis 12 000) 

99 DM 

(12 001 bis 18 000) 
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Tabelle 5 


für die monatlichen Beiträge der landwirtschaftlichen Unternehmer 
Stand: 1. Oktober 1972 




Beitragsk 

lasse 

5 

6 

7 

1 8 

9 

1 10 

123 DM 

(501 bis 1 000) 

129 DM 

(über 1 000) 





129 DM 

(401 bis 500) 

132 DM 

(501 bis 600) 

135 DM 

(über 600) 




111 DM 

(25 001 bis 35 000) 

120 DM ' 

(35 001 bis 45 000) 

129 DM 

(über 45 000) 




117 DM 

(25 001 bis 35 000) 

123 DM 

(35 001 bis 45 000) 

129 DM 

(über 45 000) 




120 DM 

(18 000 bis 24 999) 

129 DM 

(25 000 bis 34 999) 

135 DM 

(über 35 000) 




120 DM 

(20 001 bis 35 000) 

129 DM 

(35 001 bis 45 000) 

135 DM 

(über 45 000) 




120 DM 

(18 000 bis 24 999) 

129 DM 

(25 000 bis 34 999) 

135 DM 

(über 35 000) 

! 



114 DM 

(20 001 bis 30 000) 

120 DM 

(30 001 bis 40 000) 

126 DM 

(über 40 000) 




114 DM 

(18 001 bis 30 000) 

123 DM 

(30 001 bis 45 000) 

129 DM 

(über 45 000) 




114 DM 

(18 001 bis 28 000) 

129 DM 

(28 001 bis 40 000) 

135 DM 

(über 40 000) 
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Krankenkasse 

Beitragsklasse 

1 1 2 1 3 1 4 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
für das Saarland 

(Flächenwert in DM) 

54 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

72 DM 

(bis 5 000) 

87 DM 

(5 001 bis 10 000) 

102 DM 

(10 001 bis 17 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Ober- und Mittelfranken 

(Flächenwert in DM) 

39 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

51 DM 

(bis 6 000) 

57 DM 

(6 001 bis 8 000) 

63 DM 

(8 001 bis 10 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Niederbayern-Oberpfalz 

(Flächenwert in DM) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

1 

69 DM 

(bis 6 000) 

1 

87 DM 

(6 001 bis 10 000) 

99 DM 

(10 001 bis 18 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Unterfranken 

(Flächenwert in DM) 

39 DM 

(bis 5 000) 

45 DM 

(5 001 bis 8 000) 

1 

54 DM 

(8 001 bis 12 000) 

63 DM 

(12 001 bis 16 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Schwaben 

(Flächenwert in DM) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

57 DM 

(4 500 bis 6 000) 

69 DM 

(6 001 bis 12 000) 

81 DM 

(12 001 bis 20 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Oberbayern 

(Flächenwert in DM) 

48 DM 

(bis 5 000) 

1 

66 DM 

(5 001 bis 10 000) 

81 DM 

(10 001 bis 20 000) 

96 DM 

(20 001 bis 30 000) 

Badische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächenwert in DM) 

1 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

69 DM 

(bis 5 000) 

87 DM 

(5 000,01 bis 9 000) 

105 DM 

(9000,01 bis 15 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Württemberg 

(Flächenwert in DM) 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmerj 

72 DM 

(bis 5 000) 

90 DM 

(5 001 bis 9 000) 

108 DM 

(9 001 bis 15 000) 

Krankenkasse für den Gartenbau 

(Jahresarbeitswert in DM) 

48 DM 

(bis 3 000) 

1 

69 DM 

(3 001 bis 5 000) 

90 DM 

(5 001 bis 10 000) 

1 

111 DM 

(10 001 bis 20 000) 
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Beitragsklasse 

5 

6 

1 7 

8 

9 

10 

114 DM 

(17 001 bis 28 000) 

126 DM 

(28 001 bis 45 000) 

135 DM 

(über 45 000) 




69 DM 

(10 001 bis 12 000) 

76,50 DM 
(12 001 bis 16 000) 

86,50 DM 
(16 001 bis 22 000) 

94,50 DM 
(22 001 bis 30 000) 

102 DM 

(über 30 000) 


111 DM 

(18 001 bis 30 000) 

114 DM 

(30 001 bis 45 000) 

117 DM 

(über 45 000) 




^ 72 DM 

(16 001 bis 20 000) 

81 DM 

(20 001 bis 23 000) 

90 DM 

(23 001 bis 26 000) 

99 DM 

(26 001 bis 28 000) 

108 DM 

(28 001 bis 30 000) 

117 DM 

(über 30 000) 

93 DM 

(20 001 bis 30 000) 

105 DM 

(30 001 bis 45 000) 

117 DM 

(über 45 000) 

1 




108 DM 

(30 001 bis 45 000) 

120 DM 

(über 45 000) 





117 DM 

(15 000,01—25 000) 

129 DM 

(25 000,01—45 000) 

133,50 DM 
(über 45 000) 




120 DM 

(15 001 bis 25 000) 

126 DM 

(25 001 bis 45 000) 

129 DM 

(über 45 000) 




129 DM 

(über 20 000) 

1 
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Tabelle 6 

Verzeichnis der Beitragsklassen der landwirtschaftlichen Krankenkassen 

(in DM) 

Krankenkasse 

Beitragsklasse 

1 1 2 1 3 1 4 

Schleswig-Holsteinische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Arbeitsbedarf in Arbeitstagen) 

60 DM 

(bis 50) 

99 DM 

(51 bis 100) 

123 DM 

(101 bis 300) 

141 DM 

(301 bis 500) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Oldenburg-Bremen 

(Arbeitsbedarf in Arbeitstagen) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

69 DM 

(bis 200) 

99 DM 

(201 bis 300) 

120 DM 

(301 bis 400) 

Hannoversche 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächenwert in DM) 

66 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

87 DM 

(bis 5 000) 

111 DM 

(5 001 bis 15 000) 

129 DM 

(15 001 bis 25 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Braun schweig 

(Flächenwert in DM) 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

69 DM 

(2 001 bis 5 000) 

90 DM 

(5 001 bis 15 000) 

108 DM 

(15 001 bis 25 000) 

Lippische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächenwert in DM) 

57 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

90 DM 

(bis 6 999) 

114 DM 

(7 000 bis 11 999) 

129 DM 

(12 000 bis 17 999) 

Krankenkasse der rheinischen 
Landwirtschaft 

(Flächenwert in DM) 

61,20 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

90 DM 

(bis 5 000) 

115,20 DM 
(5 001 bis 10 000) 

129,60 DM 
(10 001 bis 20 000) 

Westfälische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächenwert in DM) 

57 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

90 DM 

(bis 6 999) 

114 DM 

(7 000 bis 11 999) 

129 DM 

(12 000 bis 17 999) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Hessen-Nassau 

(Flächenwert in DM) 

57 DM 

(landwirtschaft- ' 
liehe Klein- 
unternehmer) 

78 DM 

(bis 6 000) 

99 DM 

(6 001 bis 12 000) 

120 DM 

(12 001 bis 20 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Darmstadt 

(Flächenwert in DM) 

45 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 1 

66 DM 

(bis 6 000) 

84 DM 

(6 001 bis 10 000) 

99 DM 

(10 001 bis 18 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Rheinhessen-Pfalz 

(Flächenwert in DM) 

54 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

75 DM 

(bis 7 000) 

96 DM 

(7 001 bis 12 000) 

114 DM 

(12 001 bis 18 000) 
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Tabelle 6 

für die monatlichen Beiträge der landwirtschaftlichen Unternehmer 

Stand: 1. Januar 1974 


Beitragsklasse 

5 1 

1 6 

1 7 

1 8 1 

1 9 

1 10 

150 DM 

(501 bis 1 000) 

156 DM 

(über 1 000) 



1 


129 DM 

(401 bis 500) 

132 DM 

(501 bis 600) 

135 DM 

(über 600) 




141 DM 

(25 001 bis 35 000) 

153 DM 

(35 001 bis 45 000) 

165 DM 

(über 45 000) 




117 DM 

(25 001 bis 35 000) 

123 DM 

(35 001 bis 45 000) 

129 DM 

(über 45 000) 




147 DM 

(18 000 bis 24 999) 

159 DM 

(25 000 bis 34 999) 

165 DM 

(35 000 bis 44 999) 

168,75 DM 
(ab 45 000) 



144 DM 

(20 001 bis 35 000) 

154,80 DM 
(35 001 bis 45 000) 

162 DM 

(über 45 000) 




147 DM 

(18 000 bis 24 999) 

159 DM 

(25 000 bis 34 999) 

164,70 DM 
(über 35 000) 




135 DM 

(20 001 bis 30 000) 

144 DM 

(30 001 bis 40 000) 

153 DM 

(über 40 000) 




114 DM 

(18 001 bis 30 000) 

123 DM 

(30 001 bis 45 000) 

129 DM 

(über 45 000) 





132 DM 

(18 001 bis 28 000) 


150 DM 

(28 001 bis 40 000) 


165 DM 
(über 40000) 
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Krankenkasse 

Beitragsklasse 

1 1 2 1 3 1 4 

Landwirts diaftli die Krankenkasse 
für das Saarland 

(Flädienwert in DM) 

54 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

*72 DM 
(bis 5 000) 

87 DM 

(5 001 bis 10 000) 

102 DM 

(10 001 bis 17 000) 

Landwirtsdiaftlidie Krankenkasse 
Ober- und Mittelfranken 

(Flädienwert in DM) 

46,50 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

70,50 DM 
(bis 6 000) 

79,50 DM 
(6 001 bis 8 000) 

88,50 DM 
(8 001 bis 10 000) 

Landwirtsdiaftlidie Krankenkasse 
Niederbayern-Oberpfalz 

(Flädienwert in DM) 

48 DM 

(bis 4 000 
bzw. 5 000) 

69 DM 

(5 000 bis 6 000) 

87 DM 

(6 001 bis 10 000) 

99 DM 

(10 001 bis 18 000) 

Landwirtsdiaftlidie Krankenkasse 
Unterfranken 

(Flädienwert in DM) 

63 DM 

(bis 5 000) 

75 DM 

(5 001 bis 8 000) 

87 DM 

(8 001 bis 12 000) 

99 DM 

(12 001 bis 16 000) 

Landwirtsdiaftlidie Krankenkasse 
Schwaben 

(Flächenwert in DM) 

54 DM 

(bis 4 500) ^ 

69 DM 

(4 501 bis 6 000) 

81 DM 

(6 001 bis 12 000) 

93 DM 

(12 001 bis 20 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Oberbayern 

(Flächenwert in DM) 

57 DM 

(bis 5 000) ^ 

78 DM 

(5 001 bis 10 000) 

96 DM 

(10 001 bis 20 000) ^ 

114 DM 

(20 001 bis 30 000) 

Badische 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 

(Flächenwert in DM) 

60 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

84 DM 

(bis 5 000) 

102 DM 

(5 001 bis 9 000) 

120 DM 

(9 001 bis 15 000) 

Landwirtschaftliche Krankenkasse 
Württemberg 

(Flächenwert in DM) 

48 DM 

(landwirtschaft- 
liche Klein- 
unternehmer) 

78 DM 

(bis 5 000) 

99 DM 

(5 001 bis 9 000) 

117 DM 

(9 001 bis 15 000) 

Krankenkasse für den Gartenbau 

(Jahresarbeitswert in DM) 

48 DM 

(bis 3 000) 

69 DM 

(3 001 bis 5 000) 

90 DM 

(5 001 bis 10 000) 

111 DM 

(10 001 bis 20 000) 
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Beitrags klasse 


135 DM 


(17 001 bis 28 000) (28 001 bis 45 000) (über 45 000) 


97,50 DM 106,50 DM 115,50 DM 124,50 DM 133,50 DM 

(10 001 bis 12 000) (12 001 bis 16 000) (16 001 bis 22 000) (22 001 bis 30 000) (über 30 000) 


120 DM 


132 DM 


141 DM 


(18 001 bis 30 000) (30 001 bis 45 000) (über 45 000) 


111 dm 123 DM 132 DM 141 DM 150 DM 159 DM 

(16 001 bis 20 000) (20 001 bis 23 000) (23 001 bis 26 000) (26 001 bis 28 000) (28 001 bis 30 000) (über 30 000) 


105 DM 


117 DM 


135 DM 


(20 001 bis 30 000) (30 001 bis 45 000) (über 45 000) 


126 DM 


144 DM 


(30 001 bis 45 000) (über 45 000) 


135 DM 


153 DM 


165 DM 


(15 001 bis 25 000) (25 001 bis 45 000) (über 45 000) 


135 DM 


150 DM 


165 DM 


(15 001 bis 25 000) (25 001 bis 45 000) (über 45 000) 


129 DM 
(über 20 000) 
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5.2 Anlagen 

Anlage 1 


Muster 

einer 

Satzung für die landwirtschaftlichen Krankenkassen *) 


Abkürzungen 


AFG 

Bundesgesetzbl, 

GAL 

KVLG 

Reichsgesetzbl, 

RVO 

SVwG 


Arbeitsförderungsgesetz 
Bundesgesetzblatt 
Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte 

Gesetz über die Krankenver- 
sicherung der Landwirte 
Reichsgesetzblatt 
Reichsversicherungsordnung 
Selbstverwaltungsgesetz 


INHALT 


L 

Allgemeines 

§§ 1 bis 6 

IL 

Versicherter Personenkreis 

§§ 7 bis 11 

IIL 

Verfassung 

§ 12 


1. 

Organe der Selbstverwaltung 
a) Gemeinsame Bestimmungen 

§§ 13 bis 17 



b) Vertreterversammlung 

§§ 18 bis 22 



c) Vorstand 

§§23 und 24 


2, 

Geschäftsführer 

§§ 25 bis 27 


3. 

Ortsvertrauensleute 

§28 

IV. 

Leistungen 



1. 

Allgemeines 

§29 


2. 

Maßnahmen zur Früherkennung und 
Verhütung von Krankheiten 

§§ 30 und 31 


3. 

Krankenhilfe 

§§ 32 bis 35 


4. 

Mutterschaftshilfe 

§§36 und 37 


5, 

Familienhilfe 

§§ 38 bis 40 


6. 

Betriebs- und Haushaltshilfe 

§§ 41 bis 44 


7. 

Sterbegeld 

§§45 und 46 


8. 

Gemeinsame Vorschriften 

§§47 bis 49 

V. 

Mitgliedschaft und Meldungen 



1. 

Mitgliedschaft 

§§ 50 bis 52 


2, 

Meldungen 

§53 

VL 

Aufbringung der Mittel 

§§ 54 bis 62 

VIL 

Verfahren, Strafen, Geldbußen und Zwangs- 
geld 

§§ 63 bis 65 

VIIL 

Schlußbestimmungen 

§§66 und 67 
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I. Allgemeines 

§ 1 

Namer Rechtsnatur 

(1) Die Krankenkasse führt den Namen . . . land- 
wirtschaftliche Krankenkasse . . , Sie ist edne/bun- 
desunmittelbare / landesunmittelbare / Körperschaft 
des öffentlichen Rechts (§ 44 Abs. 2, § 53 Abs. 2 
Nr. 1 KVLG). 

(2) Die Krankenkasse führt ein Dienstsiegel nach 
Maßgabe der/landesrechtlichen/bundesrechtlichen/ 
Bestimmungen. 

§ 2 

Sitz der Krankenkasse und der Verwaltungsstellen 


soweit nicht die Zuständigkeit der Kankenkasse für 
den Gartenbau gegeben ist. 

§ 5 

örtliche Zuständigkeit, Bezirk 

(1) Der örtliche Zuständigkeitsbereich der Kran- 

kenkasse erstreckt sich auf den Bezirk der , . . land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft ... (§ 44 

Abs. 1 und § 53 Abs. 2 Nr. 2 KVLG). 

(2) Der örtliche Zuständigkeitsbereich der Ver- 
waltungsstellen erstreckt sich für 

1, die Verwaltungsstelle . . . auf/den Kreis . . ./die 
Kreise ... 

2. die Verwaltungsstelle . . . auf/den Kreis . . ./die 
Kreise ... 


(1) Die Krankenkasse hat ihren Sitz in . . . (§53 
Abs. 2 Nr. 1 KVLG). 

(2) Die Krankenkasse/errichtet/unterhält/Verwal-' 
tungsstellen in . . . (§ 45 Abs. 2, § 53 Abs. 2 Nr. 9 
KVLG). 


3. die Verwaltungsstelle 
Kreise . . . 

4. die Verwaltungsstelle 
Kreise . . . 

(§ 53 Abs. 2 Nr. 9 KVLG). 


auf/den Kreis . . ./die 
auf/den Kreis . . ./die 


§ 3 

Zweck und Aufgaben 

Die Krankenkasse ist Träger der Krankenver- 
sicherung für Landwirte nach den Vorschriften des 
Gesetzes über die Krankenversicherung der Land- 
wirte (§ 44 Abs. 1 KVLG). Sie gewährt unter den 
gesetzlich bestimmten Voraussetzungen 

1. Maßnahmen zur Früherkennung und Verhütung 
von Krankheiten (§§ 8 bis 11 KVLG, §§ 30 und 31 
der Satzung), 

2. Krankenhilfe (§§ 12 bis 21 KVLG, §§ 32 bis 35 
der Satzung), 

3. Mutterschaftshilfe (§§ 22 bis 31 KVLG, §§ 36 und 
37 der Satzung), 

4. Familienhilfe (§§ 32 und 33 KVLG, §§ 38 bis 40 
der Satzung), 

5. Betriebs- und Haushaltshilfe (§§ 34 bis 36 KVLG, 
§§ 41 bis 44 der Satzung), 

6. Sterbegeld (§ 37 KVLG, §§45 und 46 der Sat- 
zung). 

§ 4 

Sachliche Zuständigkeit 

Die Krankenkasse ist sachlich zuständig für die 

in den §§ 2 bis 6 KVLG, § 20 Abs. 3 KVLG in 
Verbindung mit § 183 Abs. 6 RVO, § 50 KVLG 
in Verbindung mit § 209 a Abs, 1 Satz 1 und 
Abs. 2 Satz 1 RVO, § 96 KVLG und § 155 AFG 
genannten Personen, 

in den §§ 46 und 49 KVLG genannten Mitglieder 
sowie 

in § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 KVLG genannten Un- 
ternehmen, 


§ 6 

Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr (§ 82 Nr. 1 
KVLG, § 164 RVO). 


IL Versicherter Personenkreis 

§ 7 

Versicherungspflicht 

(1) Bei der Krankenkasse sind kraft Gesetzes ver- 
sichert 

1. Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft ein- 
schließlich des Wein-, Obst-, Gemüse- und Gar- 
tenbaus sowie der Teichwirtschaft und der Fisch- 
zucht (landwirtschaftliche Unternehmer), deren 
Unternehmen, unabhängig vom jeweiligen Un- 
ternehmer, eine auf Bodenbewirtschaftung beru- 
hende Existenzgrundlage bildet, 

2. Personen, die ihren Lebensunterhalt, abgesehen 
von geringfügigen Nebeneinkünften, aus selb- 
ständiger Tätigkeit als landwirtschaftliche Unter- 
nehmer bestreiten, ohne daß das Unternehmen 
eine Existenzgrundlage im Sinne der Nummer 1 
bildet; als geringfügig gelten Nebeneinkünfte, 
die im Kalenderjahr ein Viertel der für Jahres- 
bezüge in der Rentenversicherung der Arbeiter 
geltenden Beitragsbemessungsgrenze nicht über- 
steigen, 

3. mitarbeitende Familienangehörige eines land- 
wirtschaftlichen Unternehmers, wenn sie -das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, oder 
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wenn sie als Auszubildende in dem landwirt- 
sdiaftlidien Unternehmen beschäftigt sind, 

4. Personen, welche die Voraussetzungen für den 
Bezug von Altersgeld, vorzeitigem Altersgeld 
oder Landabgaberente erfüllen und diese Lei- 
stungen beantragt haben und 

5. Personen, die das fünfundsechzigste Lebensjahr 
vollendet haben und während der letzten fünf- 
zehn Jahre vor Vollendung des fünfundsechzig- 
sten Lebensjahres mindestens sechzig Kalender- 
monate als landwirtschaftliche Unternehmer nach 
den Nummern 1 oder 2 oder als mitarbeitende 
Familienangehörige nach Nummer 3 tätig waren 
sowie die überlebenden Ehegatten dieser Perso- 
nen, 

sofern sie nicht nach § 3 KVLG nach anderen gesetz- 
lichen Vorschriften für den Fall der Krankheit ver- 
sicherungspflichtig sind (§ 2 Abs. 1 KVLG). 

(2) Die Versicherungspflicht der Arbeitslosen rich- 
tet sich nach den Vorschriften des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes. 

(3) Voraussetzung der Versicherung für die in 
Absatz 1 Nummer 3 bezeichneten Personen ist, daß 
sie nicht nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 versichert 
sind, für die in Absatz 1 Nummer 4 bezeichneten 
Personen, daß sie nicht nach Absatz 1 Nummer 2 
oder 3 versichert sind, und für die in Absatz 1 Num- 
mer 5 bezeichneten Personen, daß sie nicht nach Ab- 
satz 1 Nummern 1 bis 4 versichert sind (§ 2 Abs. 4 
KVLG). 

§ 8 

Landwirtschaftliche Unternehmer 

(1) Landwirtschaftliche Unternehmer sind alle 
Unternehmer der Land- und Forstwirtschaft ein- 
schließlich des Wein-, Obst-, Gemüse- und Garten- 
baus sowie der Teichwirtschaft und der Fischzucht, 
deren landwirtschaftliches Unternehmen unabhängig 
vom jeweiligen Unternehmer eine auf Bodenbewirt- 
schaftung beruhende Existenzgrundlage bildet und 
für deren Rechnung das Unternehmen geht (§ 2 
Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 KVLG). 

(2) Eine Existenzgrundlage ist insbesondere ge- 
geben, wenn der Einheitswert oder der Arbeitsbe- 
darf des Unternehmens die von der Vertreter Ver- 
sammlung der ... landwirtschaftlichen Alterskasse 
... im Einvernehmen mit dem Gesamtverband der 
landwirtschaftlichen Alterskassen festgesetzte Min- 
desthöhe erreicht oder überschreitet (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 
KVLG, § 1 Abs. 4 GAL). 

§ 9 

Mitarbeitende Familienangehörige 

Mitarbeitende Familienangehörige sind Ver- 
wandte bis zum dritten Grade und Verschwägerte 
bis zum zweiten Grade sowie Pflegekinder (Perso- 
nen, mit denen der Unternehmer oder sein Ehegatte 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer be- 
rechnetes Band verbunden ist, sofern er sie in sei- 


nen Haushalt aufgenommen hat) und an Kindes 
Statt angenommene Kinder eines landwirtschaft- 
lichen Unternehmers oder seines Ehegatten, die in 
seinem landwirtschaftlichen Unternehmen haupt- 
beruflich tätig sind. Sind beide Ehegatten mitarbei- 
tende Familienangehörige, so ist nur derjenige ver- 
sicherungspflichtig, der überwiegend in dem land- 
wirtschaftlichen Unternehmen tätig ist (§ 2 Abs. 3 
KVLG). 

§ 10 

Freiwillige Weiterversicherung 

(1) Personen, die aus der Versicherungspflicht 
ausscheiden und während der vorausgegangenen 
zwölf Monate mindestens sechsundzwanzig Wochen 
oder unmittelbar vorher mindestens sechs Wochen 
versichert waren, können ihre Versicherung freiwil- 
lig fortsetzen (§ 5 Abs. 1 KVLG). 

(2) Die freiwillige Fortsetzung der Versicherung 
ist der Krankenkasse binnen / zweier / Monate nach 
Beendigung der Mitgliedschaft anzuzeigen. Der An- 
zeige steht es gleich, wenn in diesen Monaten der 
Beitrag gezahlt wird (§ 5 Abs. 2 KVLG). 

§ 11 

Freiwilliger Beitritt 

(1) Der Versicherung können freiwillig beitreten 

1, der überlebende und der geschiedene Ehegatte 
eines Versicherten und 

2. Kinder eines Versicherten, für die der Anspruch 
auf Familienhilfe erlischt 

(§ 6 Abs. 1 KVLG). Der Beitritt ist binnen zweier 
Monate nach dem Tode des Versicherten oder nach 
Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils oder 
nach dem Erlöschen des Anspruchs auf Familienhilfe 
bei der Krankenkasse zu beantragen. Dem Antrag 
steht es gleich, wenn in diesen Monaten der Beitrag 
gezahlt wird (§ 6 Abs. 2 KVLG). Wird die Ehe auf- 
gehoben oder für nichtig erklärt, so gelten die 
Sätze 1 bis 3 entsprechend (§ 6 Abs. 3 KVLG). 

(2) Der Versicherung können binnen dreier Mo- 
nate nach Inkrafttreten des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte Personen bei- 
treten, die bei Inkrafttreten des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte nach § 27 GAL 
beitragspflichtig sind (§ 96 KVLG). 


III. Verfassung 

§ 12 

Allgemeines 

Die Aufgaben der Krankenkasse werden durch- 
geführt: 

von den Organen der Selbstverwaltung 
(Vertreterversammlung und Vorstand 

— §§ 18 bis 22 der Satzimg - — 

— §§23 und 24 der Satzung — ). 
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von dem Geschäftsführer 

— §§25 bis 27 der Satzung — und 

von den Ortsvertrauensleuten 

— § 28 der Satzung — . 


1. Organe der Selbstverwaltung 
a) Gemeinsame Bestimmungen 

§ 13 

Zusammensetzung der Organe der Selbstverwaltung 

(1) Organe der Selbstverwaltung der Kranken- 
kasse sind die Organe der Selbstverwaltung der . . . 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft ... (§ 52 
Abs. 1 Satz 1 KVLG). In Angelegenheiten des Ge- 
setzes über die Krankenversicherung der Landwirte 
wirken nicht mit 

a) die Vertreter der Arbeitnehmer in den Organen 
der Selbstverwaltung der . . . landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft ... (§ 52 Abs. 1 Satz 2 
KVLG) und 

b) die Mitglieder der Organe der Selbstverwaltung 
der Krankenkasse, die nicht nach dem Gesetz 
über die Krankenversicherung der Landwirte 
versichert sind, es sei denn, es handelt sich um 
die in § 3 Abs. 4 SVwG genannten Beauftragten. 
An ihre Stelle treten die Stellvertreter, die nach 
dem Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte versichert sind (§ 102 Abs. 1 KVLG). 

(2) Die Organe der Selbstverwaltung der ... 

landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft . . . wer- 
den durch die Berufung weiterer Mitglieder aus 
dem Kreis der nach dem Gesetz über die Kranken- 
versicherung der Landwirte Versicherten um ein 
Drittel ihrer satzungsmäßigen Mitgliederzahl er- 
weitert. § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 SVwG gelten inso- 
weit nicht. Die hinzutretenden Mitglieder wirken 
nur in Angelegenheiten des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte mit (§ 102 

Abs. 2 KVLG). 

§ 14 

Zusammensetzung der Widerspruchsstelle 

Die Widerspruchsstelle besteht aus dem Ge- 
schäftsführer oder seinem Beauftragten als Vorsit- 
zenden und aus zwei Mitgliedern, die verschiedenen 
Gruppen / des Vorstandes / der Organe der Selbst- 
verwaltung / angehören. Für jedes Mitglied ist ein 
Stellvertreter zur Vertretung im Verhinderungsfall 
zu wählen (§ 53 Abs. 2 Nr. 10 KVLG). 

§ 15 

Vorsitz 

Ist ein Vertreter der Arbeitnehmer Vorsitzender 
eines Organs der Selbstverwaltung der . . . land- 


wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft . . ., so ist Vor- 
sitzender des gleichen Organs der Selbstverwaltung 
der Krankenkasse der erste stellvertretende Vorsit- 
zende des Organs der Selbstverwaltung der Berufs- 
genossenschaft und stellvertretender Vorsitzender 
des Organs der Selbstverwaltung der Krankenkasse 
der zweite stellvertretende Vorsitzende des Organs 
der Selbstverwaltung der Berufsgenossenschaft. Ent- 
sprechendes gilt, wenn ein Vertreter der Arbeit- 
nehmer erster stellvertretender Vorsitzender eines 
Organs der Berufsgenossenschaft ist. 

§ 16 

Amtsdauer 

Die Amtsdauer der Organe der Krankenkasse ent- 
spricht der Amtsdauer der Organe der . . . land- 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft . . . (§ 82 Nr. 1 
KVLG, § 6 Abs. 1 SVwG). 

§ 17 

Ehrenämter 

(1) Das Amt der Mitglieder der Organe ist ein 
Ehrenamt; ihre Tätigkeit in Ausübung dieses Amtes 
begründet kein Dienstverhältnis zur Krankenkasse. 
Stellvertreter haben für die Zeit, in der sie die Mit- 
glieder vertreten, deren Rechte und Pflichten {§ 82 
Nr. 1 KVLG, § 5 Abs. 1 SVwG). 

(2) Die Krankenkasse erstattet den Mitgliedern 
der Organe ihre baren Auslagen. Die Auslagen des 
Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzen- 
den eines Organs für ihre Tätigkeit außerhalb der 
Sitzungen können mit einem Pauschbetrag abgegol- 
ten werden (§ 82 Nr. 1 KVLG, § 5 Abs. 3 SVwG). 

(3) Den Mitgliedern der Organe kann ein Pausch- 
betrag für Zeitverlust zugebilligt werden (§ 82 Nr. 1 
KVLG, § 5 Abs. 4 Satz 3 SVwG). 

(4) Die Vertreterversammlung setzt auf Vor- 
schlag des Vorstandes die Pauschbeträge nach den 
Absätzen 2 und 3 fest. Sie kann auch feste Sätze 
für den Ersatz barer Auslagen beschließen (§ 82 
Nr. 1 KVLG, § 5 Abs. 5 Satz 1 und 2 SVwG). 


b) Vertreterversammlung 
§ 18 

Aufgaben 

Die Vertreterversammlung hat folgende Aufga- 
ben: 

1. Beschlußfassung über Änderung der Satzung 
(§ 53 Abs. 2 Nr. 12 KVLG), 

2. Beschlußfassung über die Geschäftsordnung für 
die Vertreterversammlung (§ 82 Nr. 1 KVLG, 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 SVwG), 
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3. Zustimmung zu der Geschäftsordnung für den 
Vorstand (§ 82 Nr. 1 KVLG, § 4 Abs. 1 Satz 2 
SVwG), 

4. Beschlußfassung über die Dienstordnung der 
Angestellten der Krankenkasse (§ 82 Nr. 1 
KVLG, §§ 978, 690 RVO), 

5. Feststellung des Haushaltsplanes {§ 53 Abs. 2 
Nr. 7 KVLG), 

6. Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung 
(§ 53 Abs. 2 Nr. 8 KVLG), 

7. Entlastung des Vorstandes und des Geschäfts- 
führers, 

8. Festsetzung der Entschädigung der in §§ 17 
und 28 der Satzung bezeichneten Personen für 
ihre ehrenamtliche Tätigkeit auf Vorschlag des 
Vorstandes, 

9. Festsetzung des Betrages der Mahngebühren 
auf Vorschlag des Vorstandes {§ 82 Nr. 1 KVLG, 
§ 28 Abs. 2 RVO, § 62 der Satzung), ^) 

10. Beschlußfassung über Anträge von Mitgliedern 
der Vertreterversammlung nach näherer Be- 
stimmung der Geschäftsordnung, 

11. Erfüllung sonstiger der Vertreterversammlung 
durch Gesetz oder Satzung zugewiesener Auf- 
gaben. 

§ 19 

Haushaltsplan, Prüfung und Abnahme 
der Jahresredinung 

(1) Der Vorstand hat der Vertreterversammlung 
jährlich den Entwurf eines Haushaltsplanes vorzu- 
legen, der die für das Geschäftsjahr zu erwartenden 
Einnahmen und Ausgaben zum Ausgleich zu brin- 
gen hat. Er soll vor Beginn des Geschäftsjahres vor- 
gelegt werden. Der Haushaltsplan kann auch für 
zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, aufge- 
stellt werden. 

(2) Die Jahresrechnung wird jährlich durch die 
Vertreterversammlung geprüft und abgenommen. 
Sie muß vorher durch einen Ausschuß der Ver- 
treterversammlung (Rechnungsprüfungsausschuß) 
vorgeprüft werden. Der Rechnungsprüfungs aus- 
schuß ist befugt, hierzu die Bücher, Bestandsver- 
zeichnisse, Rechnungsbelege und andere Unterlagen 
der Krankenkasse einzusehen. 

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuß besteht aus / 
zwei / drei / Mitgliedern, von denen je eines der 
Gruppe der Selbständigen ohne fremde Arbeits- 
kräfte / , / und / der Gruppe der Arbeitgeber / und 
der. nach § 102 Abs. 3 KVLG gebildeten Gruppe/ 
angehören soll. Er wird von der Vertreterversamm- 
lung gewählt. Für jedes Mitglied ist ein Stellver- 
treter zur Vertretung im Verhinderungsfall zu wäh- 
len. 


3 wenn der Vorstand den Betrag der Mahngebühren 
festsetzen soll (§ 24 Abs. 2 Nr. 7 zweite Alternative) 
entfällt § 18 Nr. 9 


§ 20 

Art der Beschlußfassung 

(1) Die Beschlüsse der Vertreterversammlung 
werden, soweit durch Gesetz oder Satzung nichts 
Abweichendes bestimmt ist, mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleich- 
heit wird die Abstimmung nach erneuter Beratung 
wiederholt. Ergibt sich die Stimmengleichheit bei 
einer schriftlichen Abstimmung, wird über die An- 
gelegenheit in der nächsten Sitzung der Vertreter- 
versammlung beraten und erneut abgestimmt. 
Kommt auch bei einer zweiten Abstimmung eine 
Mehrheit nicht zustande, so gilt der Antrag als ab- 
gelehnt (§ 53 Abs. 2 Nr. 6, § 82 Nr. 1 KVLG, § 4 
Abs. 5 SVwG). 

(2) Die Vertreterversammlung kann nach näherer 
Bestimmung ihrer Geschäftsordnung in folgenden 
Fällen schriftlich abstimmen: 

1. Angleichung von Bestimmungen der Kranken- 
kasse an geänderte gesetzliche Grundlagen, 

2. Angelegenheiten, in denen in einer Sitzung der 
Vertreterversammlung oder einer ihrer Aus- 
schüsse bereits eine grundsätzliche Übereinstim- 
mung erzielt worden ist, 

3. Angleichung des Haushaltsplanes an Änderun- 
gen des Beitrages und redaktionelle Änderungen 
von Beschlüssen der Vertreterversammlung oder 
einer ihrer Ausschüsse, soweit sie nicht einem 
Erledigungsausschuß übertragen sind. 

Wenn mindestens ein Fünftel der Mitglieder der 
Vertreterversammlung der schriftlichen Abstim- 
mung widerspricht, ist über die Angelegenheit in 
der nächsten Sitzung der Vertreterversammlung zu 
beraten und abzustimmen (§ 53 Abs. 2 Nr. 6, § 82 
Nr. 1 KVLG, § 4 Abs. 3 SVwG). 

§ 21 

Beschlußfassung über Satzungsänderungen 

(1) Bei einer Satzungsänderung ist die Vertreter- 
versammlung nur beschlußfähig, wenn sie gemäß 
der Geschäftsordnung einberufen ist und mindestens 
zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Die Sat- 
zungsänderung ist angenommen, wenn / mehr als 
die Hälfte der Organmitglieder / mindestens zwei 
Drittel der Anwesenden / dafür stimmen. 

(2) Ist die Vertreterversammlung nicht beschluß- 
fähig, so kann in einer neuen Sitzung ohne Rück- 
sicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder über 
die Satzungsänderung abgestimmt werden, wenn 
hierauf in der Einladung ausdrücklich hingewiesen 
und die Einladung allen Mitgliedern rechtzeitig zu- 
gesandt worden ist. In diesem Fall ist die Satzungs- 
änderung angenommen, wenn mindestens zwei Drit- 
tel der Anwesenden dafür stimmt. 
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§ 22 

Vertretung der Krankenkasse 
gegenüber dem Vorstand 

Die Vertretung der Krankenkasse gegenüber dem 
Vorstand nehmen der Vorsitzende und der stellver- 
tretende Vorsitzende der Vertreterversammlung 
gemeinsam wahr. 

c) Vorstand 
§ 23 

V ertr etungsbef ugnis , W illenserklärung 

(1) Der Vorstand vertritt — unbeschadet der 
§§22 und 26 der Satzung — die Krankenkasse ge- 
richtlich und außergerichtlich. Er hat die Stellung 
eines gesetzlichen Vertreters (§ 82 Nr. 1 KVLG, § 13 
Abs. 1 SVwG). 

(2) Die Krankenkasse wird vorbehaltlich der 
§§ 22 und 26 der Satzung gerichtlich und außer- 
gerichtlich auch durch den Vorsitzenden und im 
Fall seiner Verhinderung durch den stellvertreten- 
den Vorsitzenden des Vorstandes vertreten. Die 
Verhinderung braucht nicht nachgewiesen zu wer- 
den. 

(3) Der Vorstand kann die Vertretungsbefugnis 
der Krankenkasse im Einzelfall auf andere Vor- 
standsmitglieder übertragen. 

(4) Willenserklärungen werden im Namen der 
Krankenkasse abgegeben. Soweit es sich um schrift- 
liche Willenserklärungen handelt, sollen der Ver- 
tretungsberechtigte oder die Vertretungsberechtig- 
ten der Bezeichnung der Krankenkasse ihren Fami- 
liennamen beifügen. Der stellvertretende Vorsit- 
zende zeichnet im Falle des Abs. 2 mit dem Zu- 
satz „In Vertretung" — „I. V.". 

§ 24 

Aufgaben 

(1) Der Vorstand verwaltet die Krankenkasse, 
soweit Gesetz oder Satzung nichts anderes bestim- 
men. 

(2) Er hat insbesondere folgende Aufgaben; 

1. Wahl von Mitgliedern und deren Stellvertre- 
tern zur Vertreterversammlung des Bundesver- 
bandes der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
(§ 103 Abs. 1 und 3 KVLG), 

2. Beschlußfassung über die Geschäftsordnung des 
Vorstandes (§ 82 Nr. 1 KVLG, § 4 Abs. 1 
Satz 1 SVwG), 

3. Einstellung, Anstellung, Beförderung, Entlas- 
sung und Versetzung in den Ruhestand von Be- 
diensteten mit Ausnahme der in § 26 Abs. 2 
Buchstabe b bezeichneten Bediensteten (§ 82 
Nr. 1 KVLG, §§ 978, 698 RVO), 

4. Beschlußfassung über Disziplinarmaßnahmen 
nach Maßgabe der Dienstordnung (§ 82 Nr. 1 
KVLG, §§ 978, 699 RVO), 


5. Abschluß und Änderungen von Verträgen mit 
Vereinigungen oder Verbänden von Heilbe- 
rufen, mit Kranken- und Heilanstalten sowie mit 
Lieferanten, soweit nicht der Bundesverband 
der landwirtschaftlichen Krankenkassen zustän- 
dig oder bevollmächtigt ist, 

6. Vorschlag für die Festsetzung der Entschädi- 
gung der in §§ 17 und 28 der Satzung bezeich- 
neten Personen für ihre ehrenamtliche Tätig- 
keit (§ 17, § 18 Nr. 8 der Satzung), 

7. / Vorschlag für die Festsetzung des Betrages der 
Mahngebühren (§18 Nr. 9 der Satzung) / Fest- 
setzung des Betrages der Mahngebühren (§ 82 
Nr. 1 KVLG, § 28 Abs. 2 RVO, § 62 der Sat- 
zung) /, *) 

8. Verhängung von Geldbußen und Zwangsgeld 
gemäß §§80 und 81 KVLG, soweit sie nicht dem 
Geschäftsführer übertragen worden sind, 

9. Aufstellung von Richtlinien für 

a) Maßnahmen der Krankheitsverhütung (§11 
KVLG, § 31 der Satzung) und 

b) die Gewährung von Genesendenfürsorge 
(§ 21 KVLG, § 35 der Satzung), 

10. Beschlußfassung über die Grundsätze für die 
Anlage des Vermögens, 

11. Beschlußfassung über den Erwerb, die Be- 
lastung oder die Veräußerung von Grundstük- 
ken, 

12. Aufstellung eines Jahresberichtes zur Vorlage 
an die Vertreterversammlung und Veröffent- 
lichung des Jahresberichtes, 

13. Beschlußfassung über Anträge von Mitgliedern 
des Vorstandes. 


2. Geschäftsführer 

§ 25 

Stellung 

(1) Der Geschäftsführer der Krankenkasse ist 
der Geschäftsführer der . . . landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaft ... (§52 Abs. 2 KVLG). Er führt 
die Dienstbezeichnung „Direktor der . . . landwirt- 
schaftlichen Krankenkasse . . .". 

(2) Der Geschäftsführer, im Behinderungsfall sein 
Stellvertreter, gehört dem Vorstand mit beratender 
Stimme an (§ 82 Nr. 1 KVLG, § 15 Abs. 3 SVwG). 

§ 26 

Aufgaben 

(1) Der Geschäftsführer, in dessen Behinderungs- 
fall sein Stellvertreter, führt hauptamtlich die lau- 


*) wenn die Vertreterversammlung den Betrag der Mahn- 
gebühren festsetzen soll (§ 18 Nr. 9) entfällt die 
zweite Alternative. 
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fenden Verwaltungsgesdiäfte der Krankenkasse; in- 
soweit vertritt er die Krankenkasse gerichtlich und 
außergerichtlich (§ 82 Nr. 1 KVLG, § 15 Abs. 4 
SVwG), 

(2) Zu den laufenden Verwaltungsgeschäften ge- 
hören auch: 

a) Leitung und Beaufsichtigung des gesamten Dien- 
stes der Krankenkasse, 

b) Anstellung und Entlassung von Angestellten zur 
vorübergehenden Beschäftigung oder auf Probe 
(§ 24 Abs. 2 Nr. 3 der Satzung) sowie Anstellung, 
Eingruppierung und Beendigung des Arbeitsver- 
hältnisses von Angestellten bis Vergütungs- 
gruppe V c des Bundes-Angestelltentarifvertra- 
ges und von Arbeitern, 

c) Feststellung und Gewährung der gesetzlichen 
und satzungsmäßigen Leistungen und 

d) Verhängung von Geldbußen und Zwangsgeld ge- 
mäß §§ 80 bis 82 KVLG, soweit sie dem Ge- 
schäftsführer übertragen worden sind. 

(3) Der Vorstand kann den Geschäftsführer mit 
der Erledigung weiterer Geschäfte beauftragen. 

§ 27 

Willenserklärung 

(1) Bei schriftlicher Abgabe einer Willenserklä- 
rung durch den Geschäftsführer innerhalb seines 
Aufgabenbereichs nach § 26 der Satzung fügt er der 
Bezeichnung der Krankenkasse die Bezeichnung 
„Der Geschäftsführer" sowie seinen Familiennamen 
als Unterschrift bei. Dies gilt im Behinderungsfall 
entsprechend für den stellvertretenden Geschäfts- 
führer mit der Maßgabe, daß er bei der Unterschrift 
auf das Vertretungsverhältnis verweist („In Ver- 
tretung" — „I. V."). Beauftragte zeichnen mit dem 
Zusatz „Im Aufträge" — „1. A.". 

(2) Soweit der Geschäftsführer, im Behinderungs- 
fall sein Stellvertreter, innerhalb des Aufgabenbe- 
reichs des Vorstandes in dessen Auftrag handelt, 
fügt er der Bezeichnung der Krankenkasse die Be- 
zeichnung „Der Vorstand" und seinen Familien- 
namen als Unterschrift mit der Maßgabe bei, daß 
er auf das Auftragsverhältnis verweist („Im Auf- 
träge" — „1. A."). 


3. Ortsvertrauensleute 

§ 28 

Stellung und Aufgaben 

Die Krankenkasse kann einzelnen Mitgliedern 
mit deren Zustimmung für örtliche Bezirke insbe- 
sondere die Annahme von Meldungen und Anträ- 
gen sowie die Beratung der Versicherten übertra- 
gen — • Ortsvertrauensleute — (§ 45 Abs. 3 KVLG). 


IV. Leistungen 


1. Allgemeines 
§ 29 

Arten der Leistungen 

Leistungen der Versicherung sind nach Maßgabe 

der gesetzlichen Vorschriften und der nachfolgen- 
den Bestimmungen der Satzung 

1. Maßnahmen zur Früherkennung und Verhütung 
von Krankheiten (§ 7 Nr. 1 KVLG, §§ 30 und 31 
der Satzung), 

2. Krankenhilfe (§ 7 Nr. 2 KVLG, §§ 32 bis 35 der 
Satzung) , 

3. Mutterschaftshilfe (§ 7 Nr. 3 KVLG, §§ 36 und 
37 der Satzung), 

4. Familienhilfe (§ 7 Nr. 4 KVLG, §§ 38 bis 40 der 
Satzung), 

5. Betriebs- und Haushaltshilfe (§ 7 Nr. 5 KVLG, 
§§41 bis 44 der Satzung) und 

6. Sterbegeld (§ 7 Nr. 6 KVLG, §§45 und 46 der 
Satzung) . 


2. Maßnahmen zur Früherkennung 
und Verhütung von Krankheiten 


§ 30 

Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten 

Als Maßnahmen zur Früherkennung von Krank- 
heiten gewährt die Krankenkasse 

1. Untersuchungen von Kindern zur Früherkennung 
von Krankheiten, die eine normale körperliche 
oder geistige Entwicklung in besonderem Maße 
gefährden, bis zur Vollendung des vierten 
Lebensjahres (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 KVLG), 

2. Untersuchungen von Frauen zur Früherkennung 
von Krebserkrankungen vom Beginn des drei- 
ßigsten Lebensjahres an einmal jährlich (§ 8 
Abs. 1 Nr. 2 KVLG), 

3. Untersuchungen von Männern zur Früherken- 
nung von Krebserkrankungen vom Beginn des 
fünfundvierzigsten Lebensjahres an einmal jähr- 
lich (§ 8 Abs. 1 Nr. 3 KVLG) sowie 

4. weitere Maßnahmen i. S. d. § 9 KVLG zur Früh- 
erkennung von Krankheiten. 


§ 31 

Maßnahmen zur Verhütung von Krankheiten 

Nach den vom Vorstand aufgestellten Richtlinien 
gewährt die Krankenkasse als Mehrleistung Maß- 
nahmen zur Verhütung von Erkrankungen der ein- 
zelnen Mitglieder, insbesondere Heil- oder Bade- 
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kuren, Erholungsaufenthalte oder Zuschüsse zu die- 
sen Maßnahmen, sowie Schutzimpfungen und Zu- 
schüsse zu den Kosten für kieferorthopädische Be- 
handlung (§ 11 KVLG). 


3. Krankenhilfe 


a) Regelleistungen der Krankenhilfe 
§ 32 

Maßnahmen der Krankenhilfe 

(1) Als Regelleistungen der Krankenhilfe ge- 
währt die Krankenkasse 

1. Krankenpflege (§13 KVLG), 

2. Prämienrückgewähr für nicht in Anspruch ge- 
nommene ärztliche Behandlung (§ 15 KVLG), 

3. Krankenhauspflege (§ 17 KVLG), 

4. Hauspflege (§18 KVLG) und 

5. Krankengeld (§§ 19 und 20 KVLG). 

(2) Die Prämie nach Abs. 1 Nr. 2 wird nach Ab- 
lauf des Kalenderjahres gezahlt. 

§ 33 

Kostenübernahme bei Zahnersatz 

(1) Von den Kosten für Zahnersatz werden im 
Rahmen der Richtlinien des Bundesausschusses der 
Zahnärzte und Krankenkassen für eine ausrei- 
chende, zweckmäßige und wirtschaftliche kassen- 
zahnärztliche Versorgung mit Zahnersatz und mit 
Zahnkronen übernommen 

1. für herausnehmbaren Zahnersatz zwei Drittel 
der mit der Kassenzahnärztlichen Vereinigung 
vereinbarten Gebühren, 

2. für die Versorgung mit Brücken und Zahnkronen 
ein Betrag von 80 Deutsche Mark je Einheit, 

3. bei Maßnahmen zur Wiederherstellung der Funk- 
tion oder zur Erweiterung eines herausnehm- 
baren Zahnersatzes zwei Drittel der mit der 
Kassenzahnärztlichen Vereinigung vereinbarten 
Gebühren und 

4. bei Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Funktion von Brücken und Zahnkronen zwei 
Drittel der Kosten, jedoch nicht mehr als den 
Zuschuß für eine Krone. 

(2) Soweit für die in Absatz 1 genannten Lei- 
stungen keine Gebührenvereinbarung besteht, wer- 
den die vom Vorstand anerkannten Gebührensätze 
zugrunde gelegt. 

(3) Auf den Zuschuß werden Leistungen nach an- 
deren Vorschriften angerechnet, soweit sie mit dem 


Zuschuß der Krankenkasse die für die Bemessung 
des Zuschusses der Krankenkasse maßgebenden Ge- 
samtkosten übersteigen. 

§ 34' 

Kostenübemahme bei Körperersatzstücken, 
orthopädischen und anderen Hilfsmitteln 

(1) Von den Kosten für Körperersatzstücke, or- 
thopädische und andere Hilfsmittel, die erforderlich 
sind, um den Erfolg der Heilbehandlung zu sichern 
oder eine Körperbehinderung auszugleichen, werden 
zwei Drittel der von der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaft zu zahlenden Sätze übernom- 
men. 

(2) Auf den Zuschuß werden Leistungen nach an- 
deren Vorschriften angerechnet, soweit sie mit dem 
Zuschuß der Krankenkasse die für die Bemessung 
des Zuschusses der Krankenkasse maßgebenden 
Gesamtkosten übersteigen. 


b) Mehrleistungen der Kranke nhilfe 
§ 35 

Fürsorge für Genesende 

Als Mehrleistung der Krankenhilfe gewährt die 
Krankenkasse Fürsorge für Genesende, namentlich 
durch Unterbringung in einem Genesungsheim (§ 21 
KVLG). 


4. Mutterschaftshilfe 
§ 36 

Regelleistungen der Mutterschaftshilfe 

Als Regelleistungen der Mutterschaftshilfe ge- 
währt die Krankenkasse 

1. ärztliche Betreuung und Hilfe sowie Hebammen- 
hilfe (§ 23 KVLG), 

2. Versorgung mit Arznei-, Verbands- und Heil- 
mitteln (§ 24 KVLG), 

3. Pauschalbeträge für die im Zusammenhang mit 
der Entbindung stehenden Aufwendungen (§ 25 
KVLG), 

4. Pflege in einer Entbindungs- oder Kranken- 
anstalt sowie Hilfe und Wartung durch Pflegerin- 
nen (§ 26 KVLG) und 

5. Mutterschaftsgeld (§§ 27 bis 29 KVLG). 

§ 37 

Mehrleistungen der Muttersdiaftshilfe 

Der Pauschbetrag für die im Zusammenhang mit 
der Entbindung stehenden Aufwendungen wird auf 
hundert Deutsche Mark erhöht (§ 25 Abs. 2 KVLG). 
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5. FamilienhiUe 
§ 38 

Berechtigter Personenkreis 

(1) Die Versicherten haben Anspruch auf Fami- 
lienhilfe für den unterhaltsberechtigten Ehegatten 
und die unterhaltsberechtigten Kinder, soweit diese 
nicht anderweitig einen gesetzlichen Anspruch auf 
entsprechende Leistungen haben und sich gewöhn- 
lich im Inland aufhalten (§ 32 Abs. 1 KVLG). Satz 1 
gilt für Pflegekinder entsprechend, wenn sie von 
dem Versicherten ganz oder überwiegend unterhal- 
ten werden. 

(2) Die Familienhilfe erstreckt sich auf die son- 
stigen Angehörigen, die mit dem Versicherten in 
häuslicher Gemeinschaft leben und von ihm ganz 
oder überwiegend unterhalten werden und sich im 
Inland aufhalten, wenn sie infolge körperlicher oder 
geistiger Gebrechen außerstande sind, sich selbst zu 
unterhalten (§ 32 Abs. 2 Satz 1 KVLG). 

(3) Für Kinder besteht Anspruch auf Familien- 
hilfe bis zur Vollendung des achtzehnten Lebensjah- 
res, vorbehaltlich der Sätze 2 bis 4. Anspruch auf 
Familienhilfe besteht längstens bis zur Vollendung 
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres für Kinder, 
die sich in Schul- oder Berufsausbildung befinden 
oder die ein freiwilliges soziales Jahr im Sinne des 
Gesetzes zur Förderung des freiwilligen sozialen 
Jahres leisten. Im Falle der Unterbrechung oder 
Verzögerung der Schul- oder Berufsausbildung 
durch Erfüllung der gesetzlichen Wehr- oder Ersatz- 
dienstpflicht des Kindes besteht Anspruch auf Fami- 
lienhilfe auch für den der Zeit dieses Dienstes ent- 
sprechenden Zeitraum über das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr hinaus. Für Kinder, die infolge körper- 
licher oder geistiger Gebrechen außerstande sind, 
sich selbst zu unterhalten, besteht Anspruch auf 
Familienhilfe ohne Altersbegrenzung (§ 32 Abs. 2 
Satz 2 KVLG). 

§ 39 

Regelleistungen der Familienhilfe 

(1) Als Regelleistungen der Familienhilfe ge- 
währt die Krankenkasse 

1. Maßnahmen zur Früherkennung und Verhütung 
von Krankheiten, 

2. Krankenhilfe und 

3. Mutterschaftshilfe 
(§ 33 Abs. 1 KVLG). 

(2) Die Leistungen der Familienhilfe werden, mit 
Ausnahme des Mutterschaftsgeldes, unter den glei- 
chen Voraussetzungen und im gleichen Umfang wie 
für Versicherte gewährt (§ 33 Abs. 2 KVLG). Kran- 
kengeld wird nicht gezahlt. 

§ 40 

Mehrleistungen der Familienhilfe 

Das Mutterschaftsgeld wird auf fünfundsiebzig 
Deutsche Mark erhöht (§ 33 Abs. 2 Satz 2 KVLG). 


6. Betriebs- und Haushaltshilfe 

§ 41 

Regelleistungen der Betriebshilfe 

Als Regelleistung gewährt die Krankenkasse Be- 
triebshilfe während der Krankenhauspflege des ver- 
sicherten landwirtschaftlichen Unternehmers für 
längstens drei Monate, wenn die Krankenhauspflege 
länger als zwei Wochen gedauert hat und in dem 
Unternehmen keine Arbeitnehmer und keine mit- 
arbeitenden versicherungspflichtigen Familienange- 
hörigen ständig beschäftigt werden. Die Kranken- 
kasse kann Betriebshilfe auch während der ersten 
zwei Wochen der Krankenhauspflege gewähren, 
wenn dies besondere Verhältnisse im Unternehmen 
erfordern (§ 34 Abs. 1 KVLG). 

§ 42 

Mehrleistungen der Betriebshilfe 

(1) Als Mehrleistung der Betriebshilfe gewährt 
die Krankenkasse Betriebshilfe, wenn 

1. eine Vorbeugungs- oder Genesungskur durchge- 
führt wird und 

2, während der Schwangerschaft und bis zum Ab- 
lauf von 8 Wochen nach der Entbindung, nach 
Früh- und Mehrlingsgeburten bis zum Ablauf 
von 12 Wochen nach der Entbindung nach ärzt- 
lichem Zeugnis Leben oder Gesundheit von Mut- 
ter oder Kind bei Fortsetzung der Tätigkeit im 
landwirtschaftlichen Unternehmen gefährdet ist 

(§ 34 Abs. 2 Nr. 1 und 2 KVLG). 

Die Mehrleistung nach Nr. 1 wird in der Regel 
bis zur Dauer von vier Wochen, die Mehrleistung 
nach Nr. 2 in der Regel bis zur Dauer von 6 Wochen 
gewährt. 

(2) Die Betriebshilfe wird erstreckt auf 

1. den Ehegatten des versicherten landwirtschaft- 
lichen Unternehmers, 

2. die versicherten mitarbeitenden Familienangehö- 
rigen, sofern sie Aufgaben des versicherten land- 
wirtschaftlichen Unternehmers oder seines Ehe- 
gatten ständig wahrnehmen, 

3. Unternehmen, in denen Arbeitnehmer oder mit- 
arbeitende Familienangehörige ständig beschäf- 
tigt werden/, sofern deren Zahl . . . nicht über- 
steigt/ 

(§ 34 Abs. 3 KVLG). 


§ 43 

Mehrleistungen durch Haushaltshilfe 

(1) Als Mehrleistung gewährt die Krankenkasse 
Haushaltshilfe, wenn dem versicherten landwirt- 
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schaftlichen Unternehmer oder seinem Ehegatten 
wegen Krankheit, Mutterschaft oder einer Vorbeu- 
gungs- oder Genesungskur die Weiterführung des 
Haushaltes nicht möglich und diese auf andere 
Weise nicht sicherzustellen ist, sofern nicht nach 
§ 42 der Satzung Betriebshilfe gewährt wird.(§ 35 
KVLG). 

(2) Die Haushaltshilfe wird unter den gleichen 
Voraussetzungen und im gleichen Umfang gewährt 
wie die Betriebshilfe. 

§ 44 

Ersatzkräfte 

Als Betriebs- oder Haushaltshilfe wird eine Er- 
satzkraft gestellt. Kann eine Ersatzkraft nicht ge- 
stellt werden oder besteht Grund, von der Gestel- 
lung einer Ersatzkraft abzusehen, so erstattet die 
Krankenkasse die Kosten für eine selbstbeschaffte 
betriebsfremde Ersatzkraft in angemessener Höhe 
(§ 36 KVLG). 


7. Sterbegeld 
§ 45 

Regelleistungen des Sterbegeldes 

Beim Tod des Versicherten oder eines Angehöri- 
gen, für den ihm im Zeitpunkt des Todes Familien- 
hilfe zustand, wird als Regelleistung ein Sterbe- 
geld gewährt (§ 37 KVLG). 

§ 46 

Mehrleistungen des Sterbegeldes 

Bei Totgeburten wird ein Sterbegeld als Mehr- 
leistung in Höhe von einem Viertel des nach § 37 
Abs. 1 Satz 1 KVLG zu zahlenden Betrages gewährt. 


8. Gemeinsame Vorschriften 

§ 47 

Entstehung des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die Leistungen entsteht mit 
dem Beginn der Mitgliedschaft (§ 38 Abs. 1 KVLG). 

(2) Für Versicherungsfälle, die bereits einge- 
treten sind, können durch Satzungsänderungen die 
Leistungen erhöht, nicht aber herabgesetzt werden 
(§ 38 Abs. 2 KVLG). 

§ 48 

Ruhen des Anspruchs 

Für das Ruhen des Anspruchs auf Maßnahmen zur 
Früherkennung von Krankheiten, auf Krankenhilfe 
und Mutterschaftshilfe gelten die §§20 Abs. 4 und 


Abs. 5 KVLG in Verbindung mit § 216 Abs. 3 RVO, 
§ 30 Abs. 2 KVLG und § 42 KVLG. 

§ 49 

Versagung des Krankengeldes 

(1) Das Krankengeld wird Mitgliedern ganz 
oder teilweise für die Dauer einer Krankheit ver- 
sagt, die sie sich vorsätzlich zugezogen haben (§ 20 
Abs. 5 KVLG in Verbindung mit § 192 Abs. 1 RVO). 

(2) Befolgt ein Versicherter trotz schriftlichen 
Hinweises auf die Folgen die Vorladung zum Ver- 
trauensarzt ohne wichtigen Grund nicht, so kann ihm 
die Krankenkasse das Krankengeld ganz oder teil- 
weise auf Zeit versagen (§ 20 Abs. 5 KVLG in Ver- 
bindung mit § 192 Abs. 2 RVO). 


V. Mitgliedschaft und Meldungen 


1. Mitgliedschaft 

§ 50 

Kreis der Mitglieder 

(1) Mitglieder der Krankenkasse sind 

1. die in § 7 der Satzung genannten Versicherten, 

2. die freiwillig Weiterversicherten (§ 10 der Sat- 
zung) und 

3. die der Versicherung freiwillig Beigetretenen 
(§ 11 der Satzung). 

(2) Als Mitglieder gelten ferner Personen, die 
Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld oder Landabgabe- 
rente beantragt haben, ohne die Voraussetzungen 
für den Bezug dieser Leistungen zu erfüllen, sofern 
sie nicht nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
krankenversichert sind (§ 49 Abs. 1 Satz 1 und 
Abs. 3 KVLG). 

§ 51 

Beginn der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft beginnt 

1. für die landwirtschaftlichen Unternehmer im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG mit dem Tage 
der Aufnahme der Tätigkeit als landwirtschaft- 
licher Unternehmer (§ 47 Nr. 1 KVLG, § 7 Abs. 1 
Nr. 1, § 50 Abs. 1 der Satzung), 

2. für die landwirtschaftlichen Unternehmer im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 2 KVLG und die in § 2 
Abs. 1 Nr. 5 KVLG genannten Versicherten mit 
dem Tage der Aufnahme in das Mitgliederver- 
zeichnis (§ 47 Nr. 2 KVLG, § 7 Abs. 1 Nrn. 2 
und 5, § 50 Abs. 1 der Satzung), 

3. für die mitarbeitenden Familienangehörigen im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3 KVLG mit dem Tage 
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der Aufnahme der Tätigkeit als mitarbeitender 
Familienangehöriger (§ 47 Nr. 3 KVLG, § 7 Abs. 1 
Nr. 3, § 50 Abs. 1 der Satzung), 

4. für die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 KVLG bezeichneten 
Versicherten mit dem Tage der Stellung des An- 
trages auf Altersgeld, vorzeitiges Altersgeld 
oder Landabgaberente (§ 47 Nr. 4 KVLG, § 7 
Abs. 1 Nr. 4, § 50 Abs. 1 der Satzung), 

5. für alle in § 2 Abs. 1 KVLG bezeichneten Ver- 
sicherten / außerdem / mit dem Zeitpunkt, zu dem 
ihre Mitgliedschaft als Versicherungspflichtige 
bei einem anderen Träger der Krankenversiche- 
rung endet (§ 47 Nr. 5 KVLG), 

6. für Personen, die der Versicherung nach § 6 
KVLG freiwillig beigetreten sind, mit dem Tode 
des Versicherten oder mit dem Eintritt der 
Rechtskraft des Urteils, durch das die Ehe ge- 
schieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt 
worden ist, oder mit dem Erlöschen des An- 
spruchs auf Familienhilfe (§ 47 Nr. 6 KVLG, § 11 
Abs. 1, § 50 Abs. 1 der Satzung, 

7. für Personen, die der Versicherung nach § 96 
KVLG freiwillig beigetreten sind, mit dem Ersten 
des auf die Antragstellung folgenden Monats 
(§ 96 Abs. 2 KVLG, § 11 Abs. 2 und § 50 Abs. 1 
der Satzung), es sei denn, daß ein späterer Be- 
ginn der Mitgliedschaft nach § 176 a Abs. 2 RVO 
erklärt wird und 

8. für Personen, die Altersgeld, vorzeitiges Alters- 
geld oder Landabgaberente beantragt haben, 
ohne die Voraussetzungen für den Bezug dieser 
Leistungen zu erfüllen mit dem Tage der Antrag- 
stellung, für Arbeitslose nach den Vorschriften 
des Arbeitsförderungsgesetzes (§ 49 Abs. 2 Satz 1 
KVLG, § 50 Abs. 2 der Satzung). 

§ 52 

Beendigung der Mitgliedschaft 

Die Mitgliedschaft endet 

1. mit dem Tode des Versicherten (§ 48 Nr. 1 
KVLG), 

2. mit dem Tage der Aufgabe der Tätigkeit als 
landwirtschaftlicher Unternehmer (§ 48 Nr. 2 
KVLG), 

3. mit dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem der 
landwirtschaftliche Unternehmer, dessen Unter- 
nehmen keine Existenzgrundlage im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KVLG (§ 8 der Satzung) bildet, 
mehr als geringfügige Nebeneinkünfte hat (§ 48 
Nr. 3 KVLG), 

4. mit dem Tage der Aufgabe der hauptberuflichen 
Tätigkeit als mitarbeitender Familienangehöri- 
ger (§ 48 Nr. 4 KVLG), 

5. mit dem Tage, an dem der Bescheid über den 
Entzug des Altersgeldes, des vorzeitigen Alters- 
geldes oder der Landabgaberente unanfechtbar 
geworden ist (§ 48 Nr. 5 KVLG), 


6. mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherte als 
Versicherungspflichtiger Mitglied eines anderen 
Trägers der Krankenversicherung wird (§ 48 
Nr. 6 KVLG), 

7. mit dem Ende des Kalendermonats, in dem der 
freiwillig Versicherte den Austritt erklärt (§ 48 
Nr. 7 KVLG), 

8. mit dem Ende des letzten Zahltages, wenn der 
freiwillig Versicherte für drei aufeinanderfol- 
gende Monate die fälligen Beiträge trotz Mah- 
nung und rechtzeitigen Hinweises auf die Folgen 
nicht entrichtet hat (§ 48 Nr. 8 KVLG), 

9. für Personen im Sinne des § 51 Nr. 8 der Sat- 
zung mit dem Ablauf des Kalendermonats, in 
dem der Bescheid über die Ablehnung des An- 
trages unanfechtbar geworden ist, sowie für 
Arbeitslose nach den Vorschriften des Arbeits- 
förderungsgesetzes (§ 49 Abs. 2 Satz 2 KVLG). 


2. Meldungen 


§ 53 

(1) Versicherungspflichtige landwirtschaftliche 
Unternehmer haben die Aufnahme und die Aufgabe 
der Tätigkeit als landwirtschaftlicher Unternehmer 
binnen zweier Wochen der Krankenkasse zu mel- 
den (§ 61 Abs. 1 KVLG). 

(2) Die landwirtschaftlichen Unternehmer haben 
vorbehaltlich einer auf Grund von § 317 Abs. 2 
RVO getroffenen abweichenden Regelung die Auf- 
nahme und die Aufgabe der Tätigkeit der bei ihnen 
mitarbeitenden versicherungspflichtigen Familien- 
angehörigen binnen zweier Wochen der Kranken- 
kasse zu melden (§61 Abs. 2 KVLG). 

(3) Personen, die Altersgeld, vorzeitiges Alters- 
geld oder Landabgaberente beantragen, haben mit 
dem Antrag eine Meldung für die Krankenkasse 
einzureichen (§61 Abs. 3 Satz 1 KVLG). 

(4) Personen im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 5 KVLG 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 5 der Satzung) sollen sich bei der 
Krankenkasse melden (§ 61 Abs. 4 KVLG). 

(5) Die Versicherten und die landwirtschaftlichen 
Unternehmer, bei denen versicherungspflichtige 
Familienangehörige mitarbeiten, haben der Kran- 
kenkasse die zur Durchführung der Versicherung 
und der der Krankenkasse übertragenen Aufgaben 
erforderlichen Angaben zu machen. Sie haben die 
Unterlagen, aus denen die für die Versicherung und 
die Erhebung der Beiträge maßgebenden Tatsachen 
hervorgehen, der Krankenkasse oder deren Beauf- 
tragten zur Einsicht vorzulegen. Entstehen der Kran- 
kenkasse durch eine Verletzung der Pflichten nach 
Satz 2 bare Auslagen, so kann sie diese Kosten dem 
Verpflichteten auferlegen (§61 Abs. 5 KVLG). 
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VL Aufbringung der Mittel 

§ 54 

Die Mittel für die landwirtschaftliche Kranken- 
versicherung werden durch Beiträge und durch Zu- 
schüsse des Bundes aufgebracht (§ 63 Abs. 1 KVLG). 

§ 55 

Beitragsmaßstab 

(1) Bei der Berechnung der Beiträge ist von der 
landwirtschaftlich genutzten Fläche und dem durch- 
schnittlichen Hektarsatz (Hektarwert) in der Ge- 
meinde / , höchstens jedoch 2 000 DM,/ auszuge- 
hen (Flächenwert). Für die forstwirtschaftlich ge- 
nutzte Fläche ist ein Hektarsatz von 100 DM zu- 
grunde zu legen. / Die auf andere Weise genutzten 
Flächen werden durch Vervielfältigung mit einem 
ihrem durchschnittlichen Ertrag entsprechenden Mul- 
tiplikator zur landwirtschaftlich genutzten Fläche 
ins Verhältnis gesetzt und sodann den sich aus 
Satz 1 und 2 ergebenden Werten hinzugerechnet. 
Der Multiplikator für die mit Sonderkulturen ge- 
nutzte Fläche richtet sich nach der Ertragslage; er 
beträgt mindestens . . . und höchstens . . . Innerhalb 
dieser Grenzen wird er vom Vorstand festgesetzt. 
Der Multiplikator für die mit Teichwirtschaft und 
Fischzucht genutzte Fläche beträgt bei Forellen 3 
und bei Karpfen 1. Der Multiplikator für Unterglas- 
kulturen beträgt 10. /Der Multiplikator für durch 
Schafhaltung genutzte Flächen beträgt / 0,25 / 0,50. / 
/ Für die auf andere Weise genutzte Fläche (Sonder- 
kulturen, Teichwirtschaft und Fischzucht sowie Un- 
terglaskulturen und Schafhaltung) ist der hierfür 
festgesetzte Einheitswert zugrunde zu legen. / 

(2) Weicht der nach Absatz 1 ermittelte Wert / um 
mehr als 20 v. H. / wesentlich / von dem für das 
Unternehmen tatsächlich festgestellten und nachge- 
wiesenen Einheitswert ab, kann auf Antrag eine 
Berichtigung auf den tatsächlichen Einheitswert er- 
folgen. Als Einheitswert wird der für die Erhebung 
der Grundsteuer maßgebende Einheitswert zu- 
grunde gelegt. Dabei bleibt der Wert für die Wohn- 
gebäude (Wohnungswert) außer Ansatz, wenn er 
im Einheitswertbescheid ausgewiesen ist. In den 
Fällen der Mindestbewertung nach § 33 des Bewer- 
tungsgesetzes vom 16. Oktober 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1035), zuletzt geändert durch das Ein- 
heitswertanpassungsgesetz vom 22. Juli 1970 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1118), ist der ungekürzte Hektar- 
satz maßgebend. Zugepachtete Flächen sind mit 
ihrem Hektarsatz (Hektarwert) dem Einheitswert 
der Eigentumsflächen hinzuzurechnen; verpachtete 
Flächen sind mit ihrem Hektarsatz (Hektarwert) von 
dem Einheitswert der Eigentumsflächen abzuziehen. 

(3) Macht der Beitragspflichtige trotz Aufforde- 
rung der Krankenkasse die für die Festsetzung des 
Einheitswertes erforderlichen Angaben nicht oder 
nicht rechtzeitig, so kann der Beitrag bis zur ord- 
nungsmäßigen Meldung nach dem von der Kranken- 
kasse geschätzten Einheitswert festgesetzt werden 
(§ 65 Abs. 6 KVLG). 


§56 

Beitragsklassen 

(1) Für die Beiträge der landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer werden folgende Beitragsklassen be- 
stimmt; 

Beitragsklasse 1 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 2 KVLG, § 7 
Abs. 1 Nr. 2 der Satzung 

Beitragsklasse 2 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 

mit einem Flächenwert von 
. . . DM bis . . . DM 

Beitragsklasse 3 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 

mit einem Flächenwert von 
. . . DM bis . . . DM 

Beitragsklasse 4 — landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 

mit einem Flächenwert von 
. . . DM bis . . . DM 

Beitragsklasse 5 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 
mit einem Flächenwert von 
. . . DM bis . . . DM 

Beitragsklasse 5 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 

mit einem Flächenwert von 
. . . DM bis . . . DM 

Beitragsklasse 6 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 
mit einem Flächenwert von 
. . . DM bis ... DM 

Beitragsklasse 7 = landwirtschaftliche Unter- 
nehmen im Sinne des § 2 
Abs. 1 Nr. 1 KVLG, § 7 

Abs. 1 Nr. 1 der Satzung 
mit einem Flächenwert von 
... DM bis . . . DM 

Für Mitunternehmer gilt die Beitragsklasse, die 
ihrem Anteil am Unternehmen entspricht. 

(2) Der monatliche Beitrag in den nach Absatz 1 
bestimmten Beitragsklassen wird wie folgt fest- 
gesetzt 

Beitragsklasse 1 = . . . DM 

Beitragsklasse 2 = . . . DM 

Beitragsklasse 3 = . . . DM 
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Beitragsklasse 4 = . . . DM 
Beitragsklasse 5 — . . . DM 
Beitragsklasse 6 = . . . DM 
Beitragsklasse 7 — . . . DM. 

§57 

Beiträge fremillig Versicherter 

(1) Für die Beiträge der freiwillig Versicherten 
werden nach dem monatlichen Gesamteinkommen 
folgende Beitragsklassen festgesetzt: 

Beitragsklasse 1 = Gesamteinkommen 

bis 500 DM 

Beitragsklasse 2 = Gesamteinkommen 

von 501 DM 

bis 750 DM 

Beitragsklasse 3 = Gesamteinkommen 

von 751 DM 

bis 1 000 DM, 

Beitragsklasse 4 = Gesamteinkommen 

von 1 001 DM 
bis 1 250 DM 

Beitragsklasse 5 = Gesamteinkommen 

von 1 251 DM 
bis 1 500 DM 

Beitragsklasse 6 = Gesamteinkommen 

von 1 501 DM 
bis 1 725 DM 

Beitragsklasse 7 ~ Gesamteinkommen 

über 1 725 DM 

(§ 65 Abs. 7 KVLG). 

(2) Der monatliche Beitrag in den nach Absatz 1 
bestimmten Beitragsklassen wird wie folgt festge- 
setzt 

Beitragsklasse 1 = . . . DM 
Beitragsklasse 2 = . . . DM 
Beitragsklasse 3 = . . . DM 
Beitragsklasse 4 = . . . DM 
Beitragsklasse 5 = . . . DM 
Beitragsklasse 6 = . . . DM 
Beitragsklasse 7 = . . . DM. 

§ 58 

Beiträge für mitarbeitende Familienangehörige 

(1) Der Beitrag für mitarbeitende versicherungs- 
pflichtige Familienangehörige beträgt zwei Drittel 
des Beitrages, den der landwirtschaftliche Unter- 
nehmer, in dessen Unternehmen der Familienange- 
hörige tätig ist, selbst zu zahlen hat oder zu zahlen 
hätte, wenn er nach diesem Gesetz versichert wäre 
(§ 66 Abs. 1 Satz 1 KVLG). 


(2) Für mitarbeitende versicherungspflichtige Fa- 
miliennangehörige, die als Auszubildende beschäf- 
tigt sind, beträgt der Beitrag die Hälfte des in Ab- 
satz 1 genannten Vomhundertsatzes (§ 66 Abs. 1 
Satz 2 KVLG). 

(3) Steht der mitarbeitende versicherungspflich- 
tige Familienangehörige gleichzeitig in einem ande- 
ren versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält- 
nis, so werden die auf das Beschäftigungsverhältnis 
entfallenden Beiträge nach den Vorschriften des 
Trägers der Krankenversicherung, deren Mitglied 
der Versicherte ohne die Mitgliedschaft in der land- 
wirtschaftlichen Krankenkasse wäre, erhoben (§ 66 
Abs. 2 KVLG). 

(4) Die landwirtschaftlichen Unternehmer, tragen 
die Beiträge für die bei ihnen mitarbeitenden ver- 
sicherungspflichtigen Familienangehörigen. Haben 
mehrere landwirtschaftliche Unternehmer gleich- 
zeitig für denselben mitaiibeitenden versicherungs- 
pflichtigen Familienangehörigen Beiträge zu tragen, 
so haften sie als Gesamtschuldner für den vollen 
Beitrag. Auf Antrag eines der Unternehmer werden 
die Beitragsteile verteilt. Der Beitrag darf insgesamt 
den höchsten Beitrag nicht übersteigen, den einer 
der Unternehmer nach § 66 Abs. 1 KVLG zu zahlen 
hat (§ 64 Abs. 2 KVLG). 

(5) Die Beiträge sind nicht zu entrichten, solange 
der mitarbeitende versicherungpflichtige Familien- 
angehörige Krankengeld, Mutterschaftsgeld nach 
den §§27 oder 28 KVLG, Verletztengeld, Übergangs- 
geld oder Einkommensausgleich nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz erhält (§ 64 Abs. 3 KVLG). 

§ 59 

Beiträge sonstiger Personen 

(1) Der Beitrag für Personen, die Altersgeld, vor- 
zeitiges Altersgeld oder Landabgäberente beantragt 
haben und nicht nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 KVLG 
versichert sind, richtet sich nach der niedrigsten 
für landwirtschaftliche Unternehmer geltenden Bei- 
tragsklasse (§ 66 Abs. 3 KVLG). 

(2) Der Beitrag für Arbeitslose wird nach den Vor- 
schriften des Afbeitsförderungsgesetzes berechnet. 
Der Beitragssatz im Sinne des § 157 Abs. 2 AFG be- 
trägt 1 1 V. H. 

§60 

Ermäßigung der Beiträge 

(1) Bei Einberufung zu einem Dienst auf Grund ge- 
setzlicher Dienstpflicht von länger als drei Tagen 
ermäßigt sich der Beitrag auf ein Drittel (§ 67 
Abs. 1 KVLG). 

(2) Während des Rühens von Leistungen nach 
§ 42 Abs. 1 Nr. 2 KVLG ermäßigt sich der Beitrag 
auf ein Drittel (§ 67 Abs. 2 KVLG). 
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§ 61 

Zahlung der Beiträger Beitragseinzug 

(1) Die Beiträge sind ohne besondere Aufforde- 
rung bis zum 8. des Monats an die Krankenkasse zu 
zahlen, der auf den Monat folgt, für den sie zu ent- 
richten sind (§ 68 Abs. 1 KVLG). 

(2) Für den Beitragseinzug gelten im übrigen die 
Vorschriften und Bestimmungen über den Beitrags- 
einzug zur . . . landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaft . . . (§ 68 Abs. 2 KVLG). 

§ 62 

Mahnverfahren 

(1) Vor der Beitreibung von Rückständen findet / 
unbeschadet des § 82 Nr. 1 KVLG in Verbindung 
mit § 748 RVO / ein Mahnverfahren statt. Für das 
Mahnverfahren erhebt die Krankenkasse Gebühren, 
deren Betrag / von der Vertreterversammlung auf 
Vorschlag des Vorstandes / von dem Vorstand / fest- 
gesetzt wird {§ 68 Abs. 2, § 82 Nr. 1 KVLG, § 28 
Abs. 2 RVO). 

(2) Zinsen oder Säumniszuschläge für rückstän- 
dige Beiträge werden nicht erhoben (§ 68 Abs. 2 
KVLG, § 825 Abs. 1 Satz 1 RVO). 


VII. Strafen, Geldbußen und Zwangsgeld 

§ 63 

Strafen 

Die Strafvorschriften der §§ 141 bis 143 und 145 der 
Reichsversicherungsordnung gelten entsprechend. 
Mitglieder, denen mit ihrer Zustimmung für örtliche 
Bezirke insbesondere die Annahme von Meldungen 
und Anträgen sowie die Beratung der Versicherten 
übertragen worden ist (§ 45 Abs. 3 KVLG, § 28 der 
Satzung), stehen den Mitgliedern der Organe der 
Selbstverwaltung und den Angestellten der Kran- 
kenkasse gleich (§ 79 KVLG). 


§ 64 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 61 Abs. 1 oder 2 KVLG (§ 53 
Abs. 1 oder 2 der Satzung) eine Meldung nicht, nicht 
richtig, unvollständig oder nicht fristgemäß erstattet 
{§ 80 Abs. 1 KVLG). 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann von der Kran- 
kenkasse mit einer Geldbuße geahndet werden {§ 80 
Abs. 2 KVLG). 

§ 65 

Zwangsgeld 

Die Krankenkasse kann Versicherte und landwirt- 
schaftliche Unternehmer, bei denen versicherungs- 
pflichtige Familienangehörige mitarbeiten, durch 
Zwangsgeld zur Erfüllung der ihnen nach § 61 
Abs. 5 KVLG (§ 53 Abs. 5 der Satzung) auferlegten 
Pflichten anhalten (§ 81 KVLG). 


VIII. Schlußbestimmungen 

§ 66 

Bekanntmachungen 

Die Bekanntmachungen der Krankenkasse werden 
in den für die . . . landwirtschaftliche Berufsgenos- 
senschaft . . . bestimmten Blättern veröffentlicht 
(§ 53 Abs. 2 Nr. 11 KVLG). 

§ 67 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Ausnahme des § 32 Abs. 1 
Nr. 2 und Abs. 2 am 1. Oktober 1972 in Kraft. § 32 
Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 tritt am 1. Januar 1973 in 
Kraft. 


Beschlossen von der Vertreterversammlung der . . .landwirtschaftlichen Alterskasse . . . am , . . 
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Muster 


Erster Nachtrag zum Muster der Satzung 
für die landwirtschaftlichen Krankenkassen 


1. Die Satzung der . . . landwirtschaftlichen Krankenkasse . . . wird auf Grund 
des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Selbstverwaltungs rechts und zur 
Vereinfachung des Wahlverfahrens (Achtes Gesetz zur Änderung des Selbst- 
verwaltungsgesetzes) vom 7. August 1973 (BGBl. I S. 957) und auf Grund der 
RV-Bezugsgrößenverordnung 1974 wie folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Für die Erstattung der baren Auslagen, den Verdienstausfall- 
ersatz, die den Arbeitnehmeranteil übersteigenden Beiträge zur gesetz- 
lichen Rentenversicherung und die Gewährung von Pauschbeträgen für 
Zeitaufwand gelten die Vorschriften des Selbstverwaltungsgesetzes 
(§ 5 Abs. 3 bis 5 SVwG).'' 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen. 

2. In § 55 werden 

in Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort „Gemeinde"', in Absatz 2 Satz 1 
nach dem Wort „Einheitswert" und vor dem Wort „ab" und in Absatz 2 
Satz 2 nach dem Wort „Einheitswert" und vor dem Wort „zugrunde" 

jeweils die Worte „nach dem Stand vom 1. Oktober 1972" eingefügt. 


3. § 57 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
Alternative 1 (7 Beitragsklassen) 


„(1) Für die Beiträge der freiwillig Versicherten werden nach dem 
monatlichen Gesamteinkommen folgende Beitragsklassen festgesetzt: 


Beitragsklasse 1 
Beitragsklasse 2 

Beitragsklasse 3 

Beitragsklasse 4 

Beitragsklasse 5 

Beitragsklasse 6 

Beitragsklasse 7 


Gesamteinkommen 

bis 

500 

DM 

Gesamteinkommen 

von 

501 

DM 


bis 

800 

DM 

Gesamteinkommen 

von 

801 

DM 


bis 

1 100 

DM 

Gesamteinkommen 

von 

1 101 

DM 


bis 

1 400 

DM 

Gesamteinkommen 

von 

1 401 

DM 


bis 

1 700 

DM 

Gesamteinkommen 

von 

1 701 

DM 


bis 

1 875 

DM 

Gesamteinkommen 

über 

1 875 

DM 


(§ 65 Abs. 7 KVLG)." 
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Alternative 2 (9 Beitragsklassen) 

„(1) Für die Beiträge der freiwillig Versicherten werden nach dem monat- 
lichen Gesamteinkommen folgende Beitragsklassen festgesetzt: 


Beitragsklasse 1 

= 

Gesamteinkommen 

bis 

500 

DM 

Beitragsklasse 2 

= 

Gesamteinkommen 

von 

501 

DM 




bis 

700 

DM 

Beitragsklasse 3 

= 

Gesamteinkommen 

von 

701 

DM 




bis 

900 

DM 

Beitragsklasse 4 


Gesamteinkommen 

von 

901 

DM 




bis 

1 100 

DM 

Beitragsklasse 5 

= 

Gesamteinkommen 

von 

1 101 

DM 




bis 

1 300 

DM 

Beitragsklasse 6 


Gesamteinkommen 

von 

1301 

DM 




bis 

1 500 

DM 

Beitragsklasse 7 

= 

Gesamteinkommen 

von 

1 501 

DM 




bis 

1 700 

DM 

Beitragsklasse 8 

= 

Gesamteinkommen 

von 

1 701 

DM 




bis 

1 875 

DM 

Beitragsklasse 9 

= 

Gesamteinkommen 

über 

1 875 

DM 


(§ 65 Abs. 7 KVLG)." 

11. Ziffer I Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 12. August 1973 und Ziffer I Nr. 2 und 3 
mit Wirkung vom 1. Januar 1974 in Kraft. 


Beschlossen von der Vertreterversammlung 
der . . . landwirtschaftlichen Krankenkasse 
. . . am . . . 


(Ort) 


den 


(Datum) 


Der Vorsitzende der Vertreterversammlung 
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Anlage 2 


Muster 


Richtlinien 

der . . . Krankenkasse . . . über die Maßnahmen 
der Krankheitsverhütung nach § . . . der Satzung 


1. Allgemeine Bestimmungen 

1. Berechtigter Personenkreis 

Die Krankenkasse gewährt die Leistungen der 
Krankheitsverhütung für 
Mitglieder und 

familienhilfeberechtigte Angehörige. 

2. Art der Leistungen 

a) Die Krankenkasse sorgt mit den in diesen 
Richtlinien vorgesehenen Maßnahmen für die 
Verhütung von Erkrankungen der Mitglieder. 

b) Die Krankenkasse kann allgemein 

aa) die Versicherten über die allgemeinen 
Gesundheitsgefahren und deren Verhü- 
tung — auch unter Berücksichtigung mo- 
derner Hygiene und Ernährung — auf- 
klären, 

bb) die Versicherten für den Fall drohender 
Erkrankungen, insbesondere Epidemien, 
über sachgemäße Vorbeugungsmaßnah- 
men beraten, 

cc) die Versicherten zur Inanspruchnahme 
der gesetzlichen und satzungsmäßigen 
Vorsorgemaßnahmen anhalten und 

dd) das Interesse der Versicherten an den 
Maßnahmen der Krankheitsverhütung 
durch gezielte Werbung wecken und 
wachhalten. 

c) Die Krankenkasse gewährt als Leistung der 
Kr ankheits Verhütung im Einzelfall 

Heil- oder Badekuren, 

Erholungsaufenthalte oder 

Zuschüsse zu diesen Maßnahmen und Schutz- 
impfungen. 

3. Zweck der Leistungen 

Die Leistungen der Krankheitsverhütung haben 
den Zweck, Erkrankungen, insbesondere solche 
mit stationären Krankenbehandlung, zu verhin- 
dern. 


4. Anspruchsvoraussetzungen 

Die Leistungen der Krankheitsverhütung im 
Sinne von Nr. 2 Buchstabe c werden nur gewährt, 

a) wenn sie medizinisch notwendig und zweck- 
mäßig sind, 

b) wenn und solange die Mitgliedschaft bei der 
Krankenkasse besteht und 

c) wenn kein Anspruch gegen einen anderen 
öffentlich-rechtlichen Versicherungsträger ge- 
geben ist. 

Die Krankenkasse kann Heilkuren und Erho- 
lungsaufenthalte im Wiederholungsfall frühe- 
stens nach Ablauf von zwei Jahren gewähren. 

5. Versagung der Leistungen 

Die Leistungen der Kr ankheits Verhütung im 
Sinne von Nr. 2 Buchstabe c werden versagt, 
wenn der Berechtigte 

a) eine Kur oder einen Erholungsaufenthalt 
ohne wichtigen Grund abbricht, 

b) die Anordnungen des behandelnden Arztes 
nicht befolgt oder 

c) wegen eines Verstoßes gegen die Hausord- 
nung des Kur- oder Erholungsheimes vorzei- 
tig entlassen wird. 


II. Leistungen 

1. Heil- oder Badekuren 

Die Krankenkasse gewährt Heil- und Badekuren, 
wenn 

a) bei drohender Erkrankung durch die Kur die 
Fähigkeit zur Ausübung der bisherigen Tä- 
tigkeit voraussichtlich für längere Zeit erhal- 
ten oder 

b) durch die Kur eine sonst notwendige oder 
voraussichtlich in Kürze notwendig werdende 
Krankenhausbehandlung verhindert 

werden kann, die Heil- oder Badekur unter An- 
leitung eines Arztes oder unter ärztlicher Über- 
wachung durchgeführt wird und der gleiche Er- 
folg nicht durch einen Erholungsaufenthalt im 
Sinne von Nr. 2 erreicht werden kann. 
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Die Kosten werden in der Regel für 4 Wodien 
übernommen. Die Kostenübernahme kann auf 
weitere 2 Wochen ausgedehnt werden, wenn die 
Verlängerung der Kur medizinisch erforderlich 
ist. 


2. Erholungsaufenthalte 

Die Krankenkasse gewährt Erholungsaufenthalte, 

wenn 

a) durch den Erholungsaufenthalt eine Erkran- 
kung vermieden und die Fähigkeit zur Aus- 
übung der bisherigen Tätigkeit voraussicht- 
lich für längere Zeit erhalten oder 

b) durch den Erholungsaufenthalt eine sonst 
notwendige oder voraussichtlich in Kürze not- 
wendig werdende Krankenhausbehandlung 
verhindert 

werden kann. Die Kosten werden für höchstens 

4 Wochen übernommen. 


3. Zuschüsse zu den Kosten für selbstbeschaffte 
Heil- oder Badekuren oder Erholungsaufenthalte 

Die Krankenkasse gewährt einen Zuschuß zu 
den Kosten für selbstbeschaffte Heil- oder Bade- 
kuren oder Erholungsaufenthalte, wenn 

a) bei einer Heil- oder Badekur die in Ziffer II 
Nr. 1 geforderten Voraussetzungen erfüllt 
sind, die Heil- oder Badekur mindestens 3 
Wochen dauert und in einem Heilbad durch- 
geführt wird, das im Deutschen Bäderkalen- 
der aufgeführt ist oder 

b) die in Ziffer II Nr. 2 geforderten Vorausset- 
zungen erfüllt sind und der Erholungsaufent- 
halt mindestens 3 Wochen dauert. 

Der Zuschuß beträgt höchstens 15 Deutsche Mark 
je Aufenthaltstag und wird bis zur Dauer von 
4 Wochen gewährt. Bei Heil- oder Badekuren 
werden die Kosten der badeärztlichen Behand- 
lung durch den Badearztschein oder nach den 
Sätzen des Badearztvertrages abgegolten oder 
erstattet; die Kosten für notwendig werdende 
Bäder und Massagen werden in Höhe der nach- 
gewiesenen Kosten bis zu den für die Kranken- 
kasse geltenden Sätzen erstattet. Ziffer I Nr. 4 
Satz 2 gilt entsprechend. 


4. Zuschüsse zu Erholungsaufenthalten, die von an- 
deren Stellen durchgeführt werden 

Die Krankenkasse übernimmt von den Kosten 
für Erholungsaufenthalte, die von anderen Stel- 
len (wie Caritas, Innere Mission, Arbeiterwohl- 
fahrt, Deutsches Müttergenesungswerk, Sozial- 
ämter der Gemeinden) durchgeführt werden, ei- 
nen Betrag von höchstens 5 Deutsche Mark je 
Aufenthaltstag. Der Zuschuß wird für höchstens 
4 Wochen gewährt. 


5. Fahrtkosten 

a) Die Krankenkasse erstattet bei den von ihr 
gewährten Heil- oder Badekuren oder Erho- 
lungsaufenthalten die notwendigen Fahrtko- 
sten, Die Fahrtkosten werden in der Regel für 
die 2. Eisenbahnklasse vom Wohnort des Be- 
rechtigten bis zum Zielort und zurück nach 
dem günstigsten Bahntarif erstattet. Berech- 
tigten, denen infolge ihres Gesundheitszustan- 
des die Benutzung der 2. Eisenbahnklasse 
nicht zugemutet werden kann, werden die 
Kosten für die Benutzung der 1. Wagenklasse 
erstattet, wenn die Notwendigkeit durch eine 
ärztliche Bescheinigung nachgewiesen wird. 

b) Die Kosten der bahnamtlichen Gepäckbeför- 
derung werden erstattet. 

c) Die Krankenkasse erstattet nach Maßgabe von 
Buchstaben a und b die Kosten für einen 
Reisebegleiter, wenn die Notwendigkeit zur 
Begleitung vor Antritt der Reise durch Vor- 
lage einer ärztlichen Bescheinigung nachge- 
wiesen wird. 

d) Berechtigten, die anstelle eines öffentlichen 
Verkehrsmittels mit Kraftfahrzeugen an- und 
abreisen, werden die Fahrtkosten erstattet, 
die bei Benutzung der öffentlichen Verkehrs- 
mittel entstanden wären. Die Kosten für die 
Benutzung eines Personenkraftwagens oder 
Krankentransportwagens werden nur erstat- 
tet, wenn die Notwendigkeit des Transports 
durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 
nachgewiesen wird. 


6. Erlöschen der Zahlungsverpflichtung 

Die Zahlungspflicht der Krankenkasse erlischt, 
wenn die Heil- oder Badekur oder der Erholungs- 
aufenthalt nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Bewilligung durch die Krankenkasse ange- 
treten oder begonnen worden ist. Der Antrag- 
steller ist hierauf aufmerksam zu machen. 


IIL Verfahren 

1. Einleitung des Verfahrens 

a) Die Leistungen nach Ziffer II Nummern 1 bis 4 
werden auf Antrag gewährt. Der Antrag für 
Leistungen nach Ziffer II Nummern 1 und 2 ist 
vor Beginn der Maßnahmen bei der Kranken- 
kasse zu stellen, der Antrag für Leistungen 
nach Ziffer II Nr. 3 soll vor Beginn der Maß- 
nahmen gestellt werden. Dem Antrag ist eine 
ärztliche Bescheinigung über die Notwendig- 
keit der beantragten Maßnahme beizufügen. 

b) Leistungen der Krankheitsverhütung können 
auch von Amts wegen mit Zustimmung des 
Berechtigten gewährt werden. 
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2. Ärztliches Gutachten 

Die Krankenkasse kann zur Feststellung der Not- 
wendigkeit und Zweckmäßigkeit der beantragten 
Maßnahme ein /vertrauens-Zärztliches Gutachten 
einholen. 

3. Auswahl der Kuranstalten und Erholungsheime 

Die Krankenkasse wählt für die Leistungen nach 
Ziffer II Nummern 1 und 2 die für die Durch- 
führung der Maßnahme geeignete Kuranstalt 
oder das Erholungsheim aus. 


4. Entscheidung der Krankenkasse 

Die Krankenkasse teilt dem Antragsteller die 
Gewährung der Leistung mit. Bei Ablehnung er- 
teilt die Krankenkasse einen schriftlichen Be- 
scheid mit Rechtsbehelfsbelehrung. 


IV. Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten ab 1. Oktober 1972 in Kraft, 
Beschlossen vom Vorstand der . . . landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse . . . am . . . 
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Anlage 3 


Muster 


Richtlinien 

der . . . Krankenkasse « . . über die Gewährung von Genesendenfürsorge 
nadi § « . . der Satzung 


I. Allgemeine Bestimmungen 

1. Berechtigter Personenkreis 

Die Krankenkasse gewährt die Leistungen der 
Genesendenfürsorge für 

Mitglieder und 

familienhilfebereditigte Angehörige. 

2. Art der Leistungen 

Als Leistungen der Genesendenfürsorge gewährt 
die Krankenkasse 

Heil- oder Badekuren und 
Erholungsaufenthalte. 

3. Zweck der Leistungen 

Die Leistungen der Genesendenfürsorge haben 
den Zweck, 

eine stationäre Krankenbehandlung zu verkür- 
zen, 

nach Abklingen der akuten Krankheitserschei- 
nungen die Genesung zu fördern oder 

die Verschlimmerung einer Krankheit zu verhin- 
dern. 

Die Leistungen der Genesendenfürsorge sollen 
ferner dazu beitragen, daß der Betreute seine 
Tätigkeit ohne neue Gefährdung der Gesundheit 
sobald wie möglich wieder aufnehmen kann. 

4. Anspruchsvoraussetzungen 

Die Leistungen der Genesendenfürsorge werden 
gewährt, 

a) wenn sie medizinisch notwendig und zweck- 
mäßig sind, 

b) wenn und solange die Mitgliedschaft bei der 
Krankenkasse besteht, 

c) wenn die Heil- oder Badekur unter Anleitung 
eines Arztes oder ärztlicher Überwachung 
durchgeführt wird und 

d) wenn kein Anspruch gegen einen anderen 
öffentlich-rechtlichen Versicherungsträger ge- 
geben ist. 

Für Maßnahmen der Genesendenfürsorge, die 
ohne vorherige Zustimmung der Krankenkasse 


begonnen oder durchgeführt worden sind, über- 
nimmt die Krankenkasse grundsätzlich keine 
Kosten. Sie kann die Kosten ausnahmsweise 
ganz oder teilweise übernehmen, wenn die Maß- 
nahme der Genesendenfürsorge den in Ziffer I 
Nr. 3 genannten Zweck erfüllt. 


Die Leistungen der Genesendenfürsorge werden 

versagt, wenn der Berechtigte 

a) eine Kur oder einen Erholungsaufenthalt 
ohne wichtigen Grund abbricht, 

b) die Anordnungen des behandelnden Arztes 
nicht befolgt oder 

c) wegen eines Verstoßes gegen die Hausord- 
nung des Kur- oder Erholungsheimes vorzei- 
tig entlassen wird. 


II. Leistungen 

1. Heil- oder Badekuren 

Die Krankenkasse gewährt Heil- und Badekuren, 
wenn 

a) die Kur während oder unmittelbar nach einer 
schweren Krankheit zur Genesung erforder- 
lich und 

b) der gleiche Erfolg durch eine ambulante Be- 
handlung oder durch einen Erholungsaufent- 
halt nicht zu erzielen 

ist. Die Kosten werden in der Regel für 4 Wo- 
chen übernommen. Die Kostenübernahme kann 
auf weitere 2 Wochen ausgedehnt werden, wenn 
die Verlängerung der Kur medizinisch erforder- 
lich ist. 

2. Erholungsaufenthalte 

Die Krankenkasse gewährt Erholungsaufent- 
halte, wenn 

a) der Erholungsaufenthalt während oder unmit- 
telbar nach einer schweren Krankheit zur Ge- 
nesung erforderlich und 

b) der gleiche Erfolg durch eine ambulante Be- 
handlung nicht zu erzielen 

ist. Die Kosten werden für höchstens 4 Wochen 
übernommen. 


5. Versagung der Leistungen 
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3. Krankengeld für mitarbeitende Familien- 
angehörige 

Mitarbeitende Familienangehörige erhalten nach 
den für sie geltenden gesetzlichen Vorschriften 
während der Dauer der Genesendenfürsorge 
Krankengeld in Höhe des Betrages, der ihnen 
bei stationärer Krankenhausbehandlung zu ge- 
währen wäre. 

4. Fahrtkosten 

a) Die Krankenkasse erstattet die notwendigen 
Fahrtkosten. Die Fahrtkosten werden in der 
Regel für die 2. Eisenbahnklasse vom Wohn- 
ort des Berechtigten bis zum Zielort und zu- 
rück nach dem günstigsten Bahntarif erstattet. 
Berechtigten, denen infolge ihres Gesund- 
heitszustandes die Benutzung der 2. Eisen- 
bahnklasse nicht zugemutet werden kann, 
werden die Kosten für die Benutzung der 

1. Wagenklasse erstattet, wenn die Notwen- 
digkeit durch eine ärztliche Bescheinigung 
nachgewiesen wird. 

b) Die Kosten der bahnamtlichen Gepäckbeför- 
derung werden erstattet, 

c) Die Krankenkasse erstattet nach Maßgabe 
von Buchstaben a und b die Kosten für einen 
Reisebegleiter, wenn die Notwendigkeit zur 
Begleitung vor Antritt der Reise durch Vor- 
lage einer ärztlichen Bescheinigung nachge- 
wiesen wird. 

d) Berechtigten, die anstelle eines öffentlichen 
Verkehrsmittels mit Kraftfahrzeugen an- und 
abreisen, werden die Fahrtkosten erstattet, 
die bei Benutzung der öffentlichen Verkehrs- 
mittel entstanden wären. Die Kosten für die 
Benutzung eines Personenkraftwagens oder 
Krankentransportwagens werden nur erstat- 
tet, wenn die Notwendigkeit des Transports 
durch Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung 
nachgewiesen wird. 

5. Erlöschen der Zahlungsverpflichtung 

Die Zahlungspflicht der Krankenkasse erlischt, 
wenn die Heil- oder Badekur oder der Erholungs- 


aufenthalt nicht innerhalb von drei Monaten 
nach Bewilligung durch die Krankenkasse ange- 
treten oder begonnen worden ist. Der Antrag- 
steller ist hierauf aufmerksam zu machen. 


III. Verfahren 

1. Einleitung des Verfahrens 

a) Die Leistungen der Genesendenfürsorge wer- 
den auf Antrag gewährt. Der Antrag ist bei 
der Krankenkasse zu stellen. Ihm ist eine 
ärztliche Bescheinigung über die Notwendig- 
keit der beantragten Maßnahme beizufügen. 
Kassenärzte und Krankenhausärzte können 
Leistungen der Genesendenfürsorge Vorschlä- 
gen. 

b) Leistungen der Genesendenfürsorge können 
auch von Amts wegen mit Zustimmung 
des Berechtigten gewährt werden. 

2. Ärztliches Gutachten 

Die Krankenkasse kann zur Feststellung der Not- 
wendigkeit und Zweckmäßigkeit der beantragten 
Maßnahme ein /vertrauens-Zärztliches Gutachten 
einholen. 

3. Auswahl der Kuranstalten und Erholungsheime 

Die Krankenkasse wählt die für die Durchfüh- 
rung der Maßnahme geeignete Kuranstalt oder 
das Erholungsheim aus. 

4. Entscheidung der Krankenkasse 

Die Krankenkasse teilt dem Antragsteller die 
Gewährung der Leistungen der Genesendenfür- 
sorge mit. Bei Ablehnung erteilt die Kranken- 
kasse einen schriftlichen Bescheid mit Rechtsbe- 
helfsbelehrung. 


IV. Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten ab 1. Oktober 1972 in Kraft. 


Beschlossen vom Vorstand der . . . landwirtschaftlichen Krankenkassen . . . am . . . 
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Anlage 4 


Grundsätze 

über die Betriebs- und Haushaltshilfe 
der 

landwirtschaftlichen Alterskassen, landwirtschaftlichen Krankenkassen 
und landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 

gemäß 

§ 7 Abs. 3 und § 9 Abs. 1 GAL i. V. m. §§ 18 bis 22 und 34 bis 42 sowie Anlage E 
der Allgemeinen Richtlinien der landwirtschaftlichen Alterskasse über die Durch- 
führung von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit und von Einzelmaßnahmen nach § 9 Abs. 1 GAL, 

§§34 bis 36 und 77 KVLG i. V. m. §§ 41 bis 44 der Satzung der landwirtschaft- 
lichen Krankenkasse und 

§§ 779 a bis 779 d RVO i. V. m. der Satzung der landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaft. 


Inhalt 

A. Arten der Betriebs- und Haushaltshilfe und Anstellung der Ersatzkräfte 

L Hauptberufliche Ersatzkräfte 

1. Hauptberuflich bei der Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft angestellte Ersatzkräfte 

2. Hauptberuflich bei anderen Stellen angestellte Ersatzkräfte 

II. Nebenberufliche Ersatzkräfte 

III. Selbstbeschaffte Ersatzkräfte 

B. Einsatz der Ersatzkräfte 

1. Dauer des Einsatzes 

1. Einsatz durch die Alterskasse 

a) Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit 

b) Nachgehende Maßnahmen 

c) Einzelmaßnahmen nach § 9 GAL 

2. Einsatz durch die Krankenkasse 

a) Krankenhauspflege 

b) Vorbeugungs- oder Genesungskur 

c) Schwangerschaft und Entbindung 

3. Einsatz durch die Berufsgenossenschaft 

11. Besonderheiten des Einsatzes 

1. Tätigkeit im Unternehmen 

2. Unterkunft und Verpflegung 

3. Haftung 

III. Besonderheiten des Einsatzes selbstbeschaffter Ersatzkräfte 

1. Einsatzvoraussetzungen 

2. Arbeitsnachweis 

C. Berechtigter Personenkreis 

D. Verwendung der Ersatzkräfte bei anderen Stellen 
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A. Arten der Betriebs- und Haushaltshilfe 
und Anstellung der Ersatzkräfte 

Die auf Grund von 

§ 7 Abs. 3 und § 9 Abs. 1 GAL i, V. m. §§ 18 bis 22 
und §§34 bis 42 sowie Anlage E der Allgemeinen 
Richtlinien der landwirtschaftlichen Alterskasse 
über die Durchführung von Maßnahmen zur Er- 
haltung, Besserung oder Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit und von Einzelmaßnahmen nach 
§ 9 Abs. 1 GAL, 

§§34 bis 36 und 77 KVLG i. V. m. §§ 41 bis 44 der 
Satzung der landwirtschaftlichen Krankenkasse 
und 

§§ 779 a bis 779 d RVO i. V. m. § . . . *) der- Satzung 
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft 

vorgeschriebene oder zulässige Gewährung von Be- 
triebs- und Haushaltshilfe muß die im Hinblick auf 
die Größe, die Struktur sowie die Betriebsbewirt- 
schaftungsart unterschiedlichen landwirtschaftlichen 
Unternehmen berücksichtigen. Um allen denkbaren 
Verhältnissen zu entsprechen und einen dem Gesetz 
und dem wohlverstandenen Interesse der Beteiligten 
hohen Wirkungsgrad der vorbezeichneten Vorschrif- 
ten und Bestimmungen zu erreichen, können als Er- 
satzkräfte im Sinne der genannten Vorschriften und 
Bestimmungen angestellt und eingesetzt werden: 

hauptberufliche Ersatzkräfte, 
nebenberufliche Ersatzkräfte und 
selbstbeschaffte Ersatzkräfte. 

Die Ersatzkräfte müssen nach ihrer Eignung und 
Ausbildung in der Lage sein, den landwirtschaft- 
lichen Unternehmer oder dessen mitarbeitenden Ehe- 
gatten zu vertreten, insbesondere während der Zeit 
der Vertretung alle im landwirtschaftlichen Unter- 
nehmen / im Haushalt / notwendigen Arbeiten / nach 
Einweisung / selbständig zu verrichten. Entscheidun- 
gen von wesentlicher wirtschaftlicher Bedeutung sind 
stets im Einvernehmen mit dem landwirtschaftlichen 
Unternehmer oder seinem Ehegatten zu treffen. 


1. Hauptberuflicke Ersatzkräfte 

Hauptberufliche Ersatzkräfte sind die auf Grund 
eines besonderen Arbeitsvertrages bei der Alters- 
kasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft an- 
gestellten Ersatzkräfte, die nicht nebenberuflich und 
nicht nur vorübergehend die Tätigkeit einer Ersatz- 
kraft im Rahmen der Betriebs- und Haushaltshilfe 
ausüben. Zu den hauptberuflichen Ersatzkräften ge- 
hören auch die nach den gleichen Grundsätzen bei 
anderen Stellen angestellten Ersatzkräfte, die von 


*) Das Satzungsmuster für die landw. Berufsgenossen- 
schaft liegt bezüglich der Betriebs- und Haushaltshilfe 
zur Zeit noch nicht vor. Die entsprechenden Bestim- 
mungen müssen mithin später eingesetzt werden. 


der Alterskasse, Krankenkasse oder Berufsgeriossen- 
schaft im Einzelfall in Anspruch genommen werden. 
Hauptberufliche Ersatzkräfte sind Betriebshelfer, Be- 
triebshelferinnen und Haushaltshelferinnen. Als Be- 
triebshelferinnen und tiaushaltshelferinnen können 
auch Dorfhelferinnen, als Haushaltshelferinnen auch 
Familienpflegerinnen angestellt oder verwendet wer- 
den. 

1. Hauptberuflich bei der Alterskasse, Kranken- 
kasse und Berufsgenossenschaft angestellte Er- 
satzkräfte 

Hauptberufliche Ersatzkräfte werden von der Alters- 
kasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft in 
der unter Berücksichtigung der in ihrem Bezirk be- 
stehenden Verhältnisse erforderlichen Zahl ange- 
stellt. Sie stehen den drei Trägern der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung ständig für den Ein- 
satz in den landwirtschaftlichen Unternehmen zur 
Verfügung. Für sie gilt das in Anlage 4,1 beige- 
fügte Muster eines Arbeitsvertrages. 

2. Hauptberuflich bei anderen Stellen angestellte 
Ersatzkräfte 

Die Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft können zur Gewährung von Betriebs- oder 
Haushaltshilfe hauptberuflich bei anderen Stellen 
angestellte Ersatzkräfte gegen Erstattung der Kosten 
in Anspruch nehmen, sofern eine Ersatzkraft der 
Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft 
nach Ziffer I Nr. 1 und Ziffer II nicht zur Verfügung 
steht. 

Ist dies der Fall, so erstatten die Alterskasse und 
die Berufsgenossenschaft der anderen Einrichtung 
die Aufwendungen nach den auf Grund besonderer 
Vereinbarung getroffenen Regelungen bis zu den 
Bezügen eines Angestellten der Vergütungsgruppe 
BAT VIb. Bei der Berechnung des Einzelerstattungs- 
betrages ist in Übereinstimmung mit den Erlassen 
des Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung vom 28. November 1966 — IV b 4 — 6501 — 
718/66 — , vom 9. Mai 1967 — IV b 4 — 4588 — 
269/67 — und vom 8. August 1968 — IVb 4 — 
4587.1 — 735/68 — sowie mit Schreiben des Bundes- 
versicherungsamtes vom 29. Juni 1970 — II 3 — 
4011 — von der Grundvergütung zuzüglich des Orts- 
und Kinderzuschlages sowie des Arbeitgeberanteils 
zur Sozialversicherung auszugehen. Zusätzlich hierzu 
kann eine überstundenpauschale nach einem Ansatz 
von höchstens 17 Überstunden im Monat gewährt 
werden. Von dem sich hieraus ergebenden Gesamt- 
betrag ist zur Abgeltung der Kosten für Fortbildung, 
Urlaub, gesetzliche Feiertage, An- und Abreise vom 
Wohnort zum Einsatzort, für Weihnachtszuwendun- 
gen und für Vergütungsfortzahlung bei Krankheit 
ein Zuschlag von 28,25 v. H, als oberste Grenze er- 
stattungsfähig. (Stand 1. Oktober 1973) 

Soweit die Krankenkasse Ersatzkräfte anderer Ein- 
richtungen in Anspruch nimmt, sind mit diesen Ein- 
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richtungen Verträge über die Erbringung oder Ver- 
gütung der Dienstleistungen zu schließen {§ 77 Abs. 2 
KVLG). 


11. Nebenberufliche Ersatzkräfte 

Nebenberufliche Ersatzkräfte sind die auf Grund 
eines besonderen Arbeitsvertrages bei der Alters- 
kasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft an- 
gestellten Ersatzkräfte, die nicht hauptberuflich die 
Tätigkeit einer Ersatzkraft im Rahmen der Betriebs- 
und Haushaltshilfe ausüben. Stehen nebenberufliche 
Ersatzkräfte auf Grund vertraglicher Vereinigung 
zeitweise für den Einsatz als Ersatzkraft zur Ver- 
fügung, so beschränkt sich der eigentliche Arbeits- 
vertrag auf die Dauer des tatsächlichen Einsatzzeit- 
raumes, 

Die Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft können gemeinsam oder jede für sich die zur 
Gewährung von Betriebs- und Haushaltshilfe benö- 
tigten nebenberuflichen Ersatzkräfte anstellen. Für 
sie gilt das in Anlage 4.2 beigefügte Muster eines 
Arbeitsvertrages oder das in Anlage 4.3 beigefügte 
Muster eines kombinierten Bereitschafts- und Ar- 
beitsvertrages. 


IIL Selbstbeschaffte Ersatzkräfte 

Kann eine haupt- oder nebenberufliche Ersatzkraft 
nicht gestellt werden oder besteht Grund, von der 
Gestellung einer haupt- oder nebenberuflichen Er- 
satzkraft abzusehen, so erstatten die Alterskasse, 
Krankenkasse und Berufsgenossenschaft die Kosten 
für eine selbstbeschaffte betriebsfremde Ersatzkraft 
in angemessener Höhe. Dies gilt vor allem in den 
Fällen, in denen eine Ersatzkraft nur stundenweise 
benötigt wird, wenn in dem Unternehmen Sonder- 
kulturen bewirtschaftet werden, mit deren Pflege die 
Ersatzkraft nicht vertraut ist, oder wenn Unterneh- 
mer, Alterskasse, Krankenkasse oder Berufsgenos- 
senschaft aus Gründen, die in der Person des Unter- 
nehmers, seiner Familienangehörigen oder der Er- 
satzkraft liegen, vom Einsatz absehen will. 

Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so hat der 
Einsatz haupt- oder nebenberuflicher Ersatzkräfte 
Vorrang vor der Verwendung selbstbeschaffter Er- 
satzkräfte. Erlauben die betrieblichen und familiären 
Verhältnisse den Einsatz einer haupt- oder neben- 
beruflichen Ersatzkraft, so kommt mithin eine Er- 
stattung der Kosten für eine selbstbeschaffte Ersatz- 
kräft nicht in Betracht. 

Die Erstattung der Kosten einer selbstbeschafften 
Ersatzkraft ist nur zulässig, wenn sie betriebsfremd 
ist. Zu den betriebsfremden Ersatzkräften zählen 
demgemäß auch die Verwandten und Verschwäger- 
ten des Unternehmers oder seines Ehegatten, die 
sonst nicht im Betrieb tätig sind oder aushelfen; eine 
(nicht wesentliche) Aushilfe bleibt außer Betracht. 
Das Tatbestandsmerkmal der Betriebsfremdheit ist 
jedoch dann nicht gegeben, wenn auch sonst im Be- 
trieb helfende Angehörige die Arbeit des Unter- 


nehmers oder seines mitarbeitenden Ehegatten über- 
nehmen und eine zusätzliche Arbeitskraft nicht ein- 
gesetzt wird. 

Die Muster des Nachweises für den Einsatz selbst- 
beschaffter Ersatzkräfte als Grundlage für die Er- 
stattung der hierfür aufgewendeten Kosten sind* als 
Anlagen 4.4 und 4.5 beigefügt. 

Der Erstattungsbetrag gilt dann als angemessen, 
wenn er einen Betrag von bis zu 6 DM je Arbeits- 
stunde, höchstens jedoch bis zu 42 DM je Arbeitstag, 
nicht übersteigt. 


B. Einsatz der Ersatzkräfte 

Die Ersatzkräfte werden grundsätzlich von der 
Alterskasse, Krankenkasse oder Berufsgenossen- 
schaft oder den von ihnen beauftragten Stellen nach 
vorheriger Abstimmung mit der Alterskasse, Kran- 
kenkasse oder Berufsgenossenschaft eingesetzt. Inso- 
weit wird auch auf die Vereinbarung mit den beauf- 
tragten Stellen über den Einsatz der haupt- und 
nebenberuflichen Ersatzkräfte der Alterskasse, Kran- 
kenkasse und Berufsgenossenschaft sowie die Rah- 
menvereinbarung mit den beteiligten Spitzenver- 
bänden Bezug genommen. 


1. Dauer des Einsatzes 

1. Einsatz durch die Alterskasse 

a) Bei Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder 

Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit werden 
Ersatzkräfte in der Regel bis zur Dauer von höch- 
stens 3 Monaten gestellt, wenn in dem Unter- 
nehmen *) 

Dauert die stationäre Heilbehandlung länger an, 
so können Ersatzkräfte in begründeten Ausnah- 
mefällen für einen längeren Zeitraum gestellt 
werden. Der Einsatzzeitraum umfaßt auch den 
Tag der Abreise und der Rückkehr zum und vom 
Ort der stationären Heilbehandlung. 

b) Bei nachgehenden Maßnahmen gilt folgendes: 

aa) Bei Sicherungskuren werden Ersatzkräfte für 
die Dauer der Sicherungskur, höchstens je- 
doch bis zur Dauer von 6 Wochen gestellt. 
Der Einsatzzeitraum umfaßt auch die Tage 
der Abreise und der Rückkehr zum und 
vom Ort der Sicherungskur. 

bb) Bei Schonzeiten werden Ersatzkräfte bis zur 
Dauer von 2 Wochen gestellt. Voraussetzung 
ist, daß sich der landw. Unternehmer oder 
sein mitarbeiteiider Ehegatte entsprechend 
der ärztlichen Anordnung während der Dauer 
der Schonzeit nicht oder nicht wesentlich be- 
tätigt. 


*) keine Arbeitnehmer und keine mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen ständig beschäftigt werden 
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c) Bei Einzelmaßnahmen nach § 9 GAL gilt folgen- 
des: 

aa) Bei Frühheilbehandlung werden Ersatzkräfte 
in der Regel bis zur Dauer von 3 Monaten 
gestellt. Dauert die Frühheilbehandlung 
länger an, so können Ersatzkräfte in begrün- 
deten Ausnahmefällen für einen längeren 
Zeitraum gestellt werden. Der Einsatzzeit- 
raum umfaßt auch die Tage der Abreise und 
der Rückkehr zum und vom Ort der Früh- 
heilbehandlung. 

bb) Bei ärztlich verordneter Erholung werden Er- 
satzkräfte bis zur Dauer von 4 Wochen ge- 
stellt. Der Einsatzzeitraum umfaßt auch die 
Tage der Abreise und der Rückkehr zum und 
vom Ort der ärztlich verordneten Erholung. 

cc) Für eine bei Krankheit oder nach einem Ar- 
beitsunfall erforderliche offenen Heilbehand- 
lung werden Ersatzkräfte in der Regel bis 
zur Dauer von 4 Wochen gestellt, sofern es 
Art und Schwere der Krankheit oder des 
Arbeitsunfalls gebieten. Dauert die Heilbe- 
handlung länger an, so können die Ersatz- 
kräfte in besonderen Ausnahmefällen für 
einen längeren Zeitraum gestellt werden. 
Absatz 1 gilt entsprechend, wenn während 
der Schwangerschaft und bis zum Ablauf von 
8 Wochen nach der Entbindung, nach Früh- 
oder Mehrlingsgeburten bis zum Ablauf von 
12 Wochen nach der Entbindung eine offene 
Heilbehandlung i. S. d. Absatzes 1 Satz 1 
erforderlich ist; in diesem Fall werden Er- 
satzkräfte bis zur Dauer von 3 Monaten ge- 
stellt. 

Die Ersatzkräfte sollen frühestens 3 Tage 
nach Beginn der Krankheit oder nach Eintritt 
des Arbeitsunfalls eingesetzt werden. Von 
dieser Frist kann abgewichen werden, wenn 
aufgrund besonderer betrieblicher Verhält- 
nisse auf andere Weise ein unverhältnismä- 
ßig großer Schaden (z. B. während der Ernte 
oder der Bestellung) nicht abgewendet wer- 
den kann. 

dd) Bei Tod des landwirtschaftlichen Unterneh- 
mers oder seines mitarbeitenden Ehegatten 
werden Ersatzkräfte zur Aufrechterhaltung 
des Betriebes bis zur Dauer von 6 Wochen 
gestellt. 

Die Ersatzkräfte sollen frühestens 3 Tage 
nach dem Todestag eingesetzt werden. Von 
dieser Frist kann abgewichen werden, wenn 
aufgrund besonderer betrieblicher Verhält- 
nisse auf andere Weise ein unverhältnis- 
mäßig großer Schaden (z. B. während der 
Ernte oder der Bestellung) nicht abgewendet 
werden kann. Nach Ablauf von 6 Wochen 
nach dem Todestag ist der Beginn eines Ein- 
satzes von Ersatzkräften ausgeschlossen. 

2. Einsatz durch die Krankenkasse 

a) Bei Krankenhauspflege werden Ersatzkräfte für 
längstens drei Monate gestellt, wenn die Kran- 


kenhauspflege länger als 2 Wochen gedauert 
hat/und in dem Unternehmen keine Arbeitneh- 
mer und keine krankenversicherungspflichtigen 
mitarbeitenden Familienangehörigen ständig be- 
schäftigt sind/. Die Krankenkasse kann Ersatz- 
kräfte auch während der ersten 2 Wochen der 
Krankenhauspflege stellen, wenn dies besondere 
Verhältnisse im Unternehmen erfordern. 

b) Bei Vorbeugungs- oder Genesungskuren werden 
Ersatzkräfte in der Regel bis zur Dauer von 
4 Wochen gestellt. Der Einsatzzeitraum umfaßt 
auch die Tage der Abreise und der Rückkehr zum 
und vom Ort der Vorbeugungs- und Genesungs- 
kur. 

• 

c) Während der Schwangerschaft und bis zum Ab- 
lauf von 8 Wochen nach der Entbindung, bei 
Früh- und Mehrlingsgeburten bis zum Ablauf 
von 12 Wochen nach der Entbindung, werden Er- 
satzkräfte bis zur Dauer von 6 Wochen gestellt, 
wenn nach ärztlichem Zeugnis Leben oder Ge- 
sundheit von Mütter oder Kind bei Fortsetzung 
der Tätigkeit im landwirtschaftlichen Unterneh- 
men gefährdet ist. 

3. Einsatz durch die Beruf sgenossenschait 

Bei Heilanstaltspflege werden Ersatzkräfte für läng- 
stens 3 Monate gestellt, wenn die Heilanstaltspflege 
länger als 2 Wochen gedauert hat / und in dem 
Unternehmen keine Arbeitnehmer und keine nach 
dem Gesetz über die Krankenversicherung der Land- 
wirte versicherungspflichtigen mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen ständig beschäftigt sind / . Die Be- 
rufsgenossenschaft kann Ersatzkräfte auch während 
der ersten 2 Wochen der Heilanstaltspflege stellen, 
wenn dies besondere Verhältnisse im Unternehmen 
erfordern. 


II. Besonderheiten des Einsatzes 

1. Die Ersatzkräfte sind nach dem Arbeitsvertrag 
verpflichtet, ihre Arbeitskraft dem jeweiligen 
Einsatzunternehmen voll zur Verfügung zu stel- 
len. Sie sollen sich bei den notwendigen wirt- 
schaftlichen Entscheidungen sowie bei der Durch- 
führung aller Arbeiten grundsätzlich den Gege- 
benheiten des Einsatzunternehmens anpassen. 
Dies gilt auch für die Arbeits- und Freizeit. Unbe- 
schadet der generellen Weisungsbefugnis der 
Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft sollen sie Anordnungen des landwirtschaft- 
lichen Unternehmers oder seines mitarbeitenden 
Ehegatten im Rahmen ihrer Arbeitstätigkeit be- 
folgen. Entscheidungen von wesentlicher wirt- 
schaftlicher Bedeutung sind stets im Einverneh- 
men mit dem landwirtschaftlichen Unternehmer 
zu treffen. 

2. Den Ersatzkräften ist durch das Einsatzunterneh- 
men eine angemessene Unterkunft zu verschaf- 
fen. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, die Mahl- 
zeiten im Einsatzunternehmen einzunehmen. 
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3. Die Alterskasse, Krankenkasse und Berufsge- 
nossenschaft übernehmen keine Haftung für 
Schäden, die Ersatzkräfte in Ausübung ihrer 
Tätigkeit in den landwirtschaftlichen Unterneh- 
men leicht oder grob fahrlässig verursachen. 

Die Ersatzkräfte übernehmen keine Haftung für 
Schäden, die sie in Ausübung ihrer Tätigkeit in 
den landwirtschaftlichen Unternehmen leicht 
fahrlässig verursachen. 

Voraussetzung für den Einsatz der Ersatzkräfte 
bei ärztlich verordneter Erholung, bei ärztlich 
verordneter Schonzeit, infolge einer auf Krank- 
heit oder Arbeitsunfall beruhenden offenen Heil- 
behandlung und bei Todesfällen ist der Nach- 
weis der landwirtschaftlichen Unternehmer, daß 
eine Betriebshaftpflichtversicherung besteht. 


III. Besonderheiten des Einsatzes 
selbstbeschaffter Ersatzkräfte 

1. Die Alterskasse, Krankenkasse oder Berufsge- 
nossenschaft kann dem Einsatz selbstbeschaffter 
betriebsfremder Ersatzkräfte / auf Vorschlag des 
landwirtschaftlichen Unternehmers oder seines 
Vertreters / des Bürgermeisters / des Ortsland- 
wirts / des Ortsvertrauensmannes / unter Mittei- 
lung der erforderlichen Tatsachenangaben und 
Gründe zustimmen; sie entscheidet auch über 
Art und Umfang des Einsatzes sowie über die 
Höhe des Erstattungsbetrages. 

Voraussetzung für die Zustimmung ist, daß 

a) eine haupt- oder nebenberufliche Ersatzkraft 
nicht zur Verfügung gestellt werden kann 
oder ein gesetzlicher Grund besteht, von der 
Gestellung einer solchen Ersatzkraft abzu- 
sehen, 

b) der Einsatztatbestand nachgewiesen ist, 

c) eine Arbeitsleistung von täglich mindestens 
2 Stunden erforderlich ist und 


d) der Alterskasse, Krankenkasse oder Berufs- 
genossenschaft die erforderlichen Unterlagen 
vor Beginn des Einsatzes vorliegen. 

Sofern ein vorheriger schriftlicher Antrag 
nicht möglich, der alsbaldige Einsatz einer 
selbstbeschafften Ersatzkraft aus betrieblichen 
Gründen aber erforderlich ist (z. B. bei plötz- 
licher Einweisung zur stationären Heilbehand- 
lung) sind die erforderlichen Unterlagen nach 
mündlicher oder fernmündlicher Abstimmung 
unverzüglich, spätestens jedoch 2 Wochen 
nach Einsatzbeginn, der LAK, LKK oder LBG 
vorzulegen. 

2. Nach Abschluß der Tätigkeit ist der Alterskasse, 
Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft ein 
Arbeitsnachweis nach Vordruck vorzulegen, der 
von der Ersatzkraft, dem landwirtschaftlichen 
Unternehmer oder seinem Vertreter / und dem/ 
Bürgermeister / Ortslandwirt / Ortsvertrauens- 
mann / unterzeichnet sein muß. 


C. Berechtigter Personenkreis 

Die Ersatzkräfte werden von der Alterskasse, Kran- 
kenkasse oder Berufsgenossenschaft bei dem Aus- 
fall landwirtschaftlicher Unternehmer, ihrer mitarbei- 
tenden Ehegatten und ihrer mitarbeitenden Familien- 
angehörigen (§ 38 Abs. 2 GAL) eingesetzt, bei dem 
Ausfall mitarbeitender Familienangehöriger dann, 
wenn diese die Aufgaben des landwirtschaftlichen 
Unternehmers oder seines Ehegatten ständig wahr- 
nehmen. 


D. Verwendung der Ersatzkräfte bei anderen Fällen 

Die Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft können die bei ihnen angestellten Ersatzkräfte 
auch anderen Stellen zur Verfügung stellen. Die da- 
durch entstandenen Aufwendungen sind zu erstatten. 


63 



Drucksache 7/2346 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Anlage 4.1 


Arbeitsvertrag 

für hauptberufliche Ersatzkräfte 


Zwischen der . . . landwirtschaftlichen Alterskasse . . . 
der . . . landwirtschaftlichen Krankenkasse . . . der . . . 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft . . . und 
/Herrn/Frau/Fräulein/ . . . geboren am . . . wohnhaft 
in . . . wird folgender 

Arbeitsvertrag 

als hauptberufliche/r/ /Betriebshelfer/Betriebs- 
helferin/Haushaltshelferin/ 

abgeschlossen: 

§ 1 

(1) /Herr/Frau/Fräulein/ . . . wird mit Wirkvmg 
vom . , . als Betriebshelfer/Betriebshelferin/einge- 
stellt. 

(2) /Er/Sie/ hat /den/die/ infolge 
einer Krankheit, 

eines Arbeitsunfalles, 
eines Todesfalles, 

einer Vorbeugungs- oder Genesungskur, 
einer Schwangerschaft, 

einer stationären Heilbehandlung und einer ihr 
nachgehenden Maßnahme sowie 

einer weiteren Maßnahme im Sinne des §9 GAL 

ausfallende/n/ landwirtschaftliche/n/ /Unternehmer/ 
Unternehmerin/ Ehegatten des landwirtschaftlichen 
Unternehmers/mitarbeitenden Familienangehörigen, 
sofern sie Aufgaben des Unternehmers oder seines 
Ehegatten/ständig/ ausüben/ zu ersetzen und die 
diese/m/r/ obliegenden betrieblichen Arbeiten / im 
Haushalt / zu übernehmen. Entsprechendes gilt, wenn 
der mitarbeitende Ehegatte aus den gleichen Grün- 
den ausfällt. 

§ 2 

(1) Der Einsatz erfolgt auf Anordnung der Alters- 
kasse, Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft. 

(2) /Der/ Die/ /Betriebshelfer/Be triebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ ist verpflichtet alle /ihm/ihr/ nach den 
Grundsätzen über die Betriebs- und Haushaltshilfe 
der Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossen- 
schaft in dem Einsatzunternehmen obliegenden Ar- 
beiten gewissenhaft und pünktlich zu erfüllen. Die 
Arbeitstätigkeit im Einsatzunternehmen regelt sich 
im Einvernehmen mit dem landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer oder seinem Stellvertreter. 

(3) Die von der Alterskasse, Krankenkasse und 
Berufsgenossenschaft erlassene Dienstanweisung für 


/Betriebshelfer/Betriebshelferinnen/Haushaltshelfer- 
innen/ ist Bestandteil dieses Vertrages. 


§ 3 

(1) /Der/Die/ Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ ist gemeinsamer/gemeinsame/ Ange- 
stellter/Angestellte der Alterskasse, Krankenkasse 
und Berufsgenossenschaft. 

(2) Das Arbeitsverhältnis wird auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. Die ersten sechs Monate gelten als 
Probezeit. 

(3) Eine fristlose Kündigung ist auch bei Entzie- 
hung der Fahrerlaubnis zulässig. Die Entziehung 
der Fahrerlaubnis ist der Alterskasse, Kranken- 
kasse oder Berufsgenossenschaft unverzüglich mit- 
zuteilen. 

§ 4 

(1) /Der/Die/ Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ soll sich grundsätzlich den Gegeben- 
heiten des Einsatzunternehmens anpassen. Dies gilt 
auch für die Arbeits- und Freizeit. Die regelmäßige 
Arbeitszeit unter Einschluß der betriebsüblichen 
Pausen beträgt von montags bis einschließlich frei- 
tags täglich 9 Stunden und samstags 5 Stunden. 
Samstage sind spätestens ab 12 Uhr, Sonntage ganz 
arbeitsfrei. 

(2) Soweit es die betrieblichen Verhältnisse des 
Einsatzunternehmens erfordern, ist /der/die/ Be- 
triebshelfer/Betriebshelferin/Haushaltshelferin/ ver- 
pflichtet, auch über die in Absatz 1 bestimmte Ar- 
beitszeit hinaus — wenn erforderlich auch samstags 
und sonntags — tätig zu sein. Hierfür wird ein ent- 
sprechender Freizeitausgleich oder eine Pauschal- 
vergütung in Höhe von 150 DM monatlich gewährt. 

/Der/Die/Betriebshelfer/Betriebshelferin ist ver- 
pflichtet, auf Weisung der Alterskasse, Kranken- 
kasse oder Berufsgenossenschaft vorübergehend 

a) als /Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haushaltshel- 
ferin/ für andere oder 

b) im Innen- oder Außendienst der Alterskasse, 
Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft 

tätig zu sein sowie an Aus- und Fortbildungskursen 
teilzunehmen. Die Arbeitszeit richtet sich im Falle 
des Satzes 1 Buchstabe a nach § 4, im Falle des Sat- 
zes 1 Buchstabe b nach der für die übrigen Ange- 
stellten der Alterskasse, Krankenkasse und Berufs- 
genossenschaft geltenden Regelung. 
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§ 6 

(1) /Der/Die/Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ erhält eine Vergütung, die [während 
der Probezeit den Sätzen der Vergütungsgruppe VII 
des BAT und nach Ablauf der Probezeit bei vorlie- 
gender Bewährung] den Sätzen der Vergütungs- 
gruppe /Vll/VIb/ BAT entspricht, mindestens jedoch 
in Höhe einer Gesamtbruttovergütung, die der Grup- 
pe VII BAT nach vollendetem 39. Lebensjahr ein- 
schließlich Ortszusdilag Stufe 1 Ortsklasse A ent- 
spricht/. [Zu der Vergütung wird eine Zulage von 
. . , DM monatlich gewährt.] 

(2) Für den Mehrversdileiß an Wäsche und Klei- 
dung sowie für Arbeiten mit Kunstdünger und Pflan- 
zenschutzmitteln wird monatlich ein Betrag von 
40 DM gewährt. Der Betrag wird nach Abschluß 
eines jeden Einsatzes, spätestens vierteljährlich 
nachträglich gezahlt. 

/§ 7 

(1) Der Erholungsurlaub beträgt 21 Werktage je 
Kalenderjahr. Er wird in erster Linie in der Zeit 
vom 1. Oktober bis 31. März gewährt. 

(2) Ist /der/die/Betriebshelfer/Betriebshelferin/ 
Haushaltshelferin/ nicht das ganze Kalenderjahr tä- 
tig gewesen, so ist für jeden vollen Arbeitsmonat 
Vi 2 des Urlaubs zu gewähren. 

(3) Der Urlaub ist in der Regel zwei Monate vor 
Antritt schriftlich zu beantragen./ 


§ 8 

Während des Einsatzes als /Betriebshelfer/Be- 
triebshelferin/Haushaltshelferin/ werden an Stelle 
von Beschäftigungs Vergütung oder Tage- und Über- 
nachtungsgeld Unterkunft und Verpflegung durch 
das Einsatzunternehmen verschafft. 


§ 9 

Der dienstliche Wohnsitz /des/der/ Betriebshelfers/ 
Betriebshelferin/Haushaltshelferin/ ist ... /Der/Die/ 
Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haushaltshelferin/ ist 
jedoch verpflichtet, auch einen anderen von der Al- 
terskasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft 
bestimmten Wohnsitz zu nehmen. 


§ 10 

(1) /Der/Die/ Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ ist befugt, ein privateigenes Kraftfahr- 
zeug für die Fahrt von /seinem/ihrem/ Wohnsitz 
zum Einsatzunternehmen und zurück sowie von 
einem Einsatzunternehmen zum anderen zu benut- 
zen. Das gleiche gilt für je eine Fahrt vom Einsatz- 
unternehmen zu /seinem/ihrem/ Wohnsitz und zu- 
rück bei einer Abwesenheit von mindestens zwei 
Wochen. Die Wegstreckenentschädigung richtet sich 
nach den bei genehmigter Benutzung des eigenen 
Kraftfahrzeuges geltenden Bestimmungen. 

(2) Ist /der/die/ Betriebshelfer/Betriebshelferin/ 
Haushaltshelferin/ verheiratet, so ist /er/sie/ an je- 
dem Wochenende zu einer Heimfahrt berechtigt. Für 
diese Fahrt wird eine Wegstreckenentschädigung 
von . . . DM je km, höchstens bis zu 200 km für die 
Hin- und Rückfahrt gewährt. 

(3) Fahrten, die /der/die/ Betriebshelfer/Betriebs- 
helferin/Haushaltshelferin/ für das Einsatzunterneh- 
men ausführt (Betriebsfahrten) werden von der Al- 
terskasse, Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft 
nicht entschädigt. 

§ 11 

(1) /Der/Die/ Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ ist verpflichtet, der Alterskasse, Kran- 
kenkasse oder Berufsgenossenschaft bei Beginn 
eines jeden Einsatzes einen Ankunftsbericht /nach 
Ablauf jeder Woche einen Wochenbericht/ und nach 
Beendigung des Einsatzes einen Abschlußbericht un- 
ter Verwendung der vorgeschriebenen Vordrucke 
zu erstatten. 

(2) /Der/Die/ Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haus- 
haltshelferin/ ist ferner verpflichtet, der Alterskasse, 
Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft über jedes 
besondere Vorkommnis im Einsatzunternehmen so- 
fort schriftlich, in dringenden Fällen fernmündlich zu 
berichten. 

§ 12 

Soweit sich aus den vorstehenden Bestimmungen 
nichts anderes ergibt, gelten für das Arbeitsverhält- 
nis die Bestimmungen des Bundesangestellten-Tarif- 
vertrages (BAT) vom 23. Februar 1961 in der jeweils 
geltenden Fassung entsprechend. Die Gewährung 
von Weihnachts- und Jubiläumszuwendungen richtet 
sich nach den für die Angestellten der Alterskasse, 
Krankenkasse und Berufsgenossenschaft geltenden 
Bestimmungen. 
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Arbeitsvertrag 

für nebenberufliche Ersatzkräfte 


Zwischen 

der . . . landwirtschaftlichen Alterskasse . . . 

der . . . landwirtschaftlichen Krankenkasse . . . 

der . . . landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft . . . 

und 

Herrn/Frau/Fräulein . . . 
geboren am . . . 
wohnhaft in . . . 

wird folgender 

Arbeitsvertrag 

als nebenberufliche (r) /Betriebshelfer/Betriebs- 
helferin/Haushaltshelferin 
abgeschlossen 

§ 1 

(1) Herr/Frau/Fräulein . . . wird mit Wirkung vom 
... als Betriebshelfer/Betriebshelferin/Haushaltshel- 
ferin eingestellt. 

(2) Er/Sie hat den infolge 
einer Krankheit, 

eines Arbeitsunfalles, 
eines Todesfalles, 

einer Vorbeugungs- oder Genesungskur, 
einer Schwangerschaft, 

einer stationären Heilbehandlung und einer ihr 
nachgehenden Maßnahme sowie 

einer weiteren Maßnahme im Sinne des § 9 GAL 

ausfallende/n/ landwirtschaftliche/n/ Unternehmer/ 
Unternehmerin/Ehegatten des landwirtschaftlichen 
Unternehmers/mitarbeitenden Familienangehörigen, 
sofern sie Aufgaben des Unternehmers oder seines 
Ehegatten /ständig/ausüben/ zu ersetzen und die 
diese/m/r/ obliegenden betrieblichen Arbeiten /im 
Haushalt/ zu übernehmen. 


§ 2 

(1) Herr/Frau/Fräulein . . . hat sich grundsätzlich 
den Gegebenheiten des Einsatzunternehmens anzu- 
passen. Dies gilt auch für die Arbeits- und Freizeit. 

(2) Herr/Frau/Fräulein ... ist verpflichtet, alle 
ihm/ihr in dem Einsatzunternehmen obliegenden Ar- 
beiten gewissenhaft und pünktlich zu erfüllen. 

Hinsichtlich der Arbeitstätigkeit im Einsatzunter- 
nehmen ist er/sie an die Weisungen des landwirt- 
schaftlichen Unternehmers oder seines Stellvertre- 
ters gebunden. 

Die Arbeitstätigkeit im Einsatzunternehmen re- 
gelt sich im Einvernehmen mit dem landwirtschaft- 
lichen Unternehmer oder seines Stellvertreters. 

§ 3 

Herr/Frau/Fräulein . . . erhält für die als Betriebs- 
helfer/Betriebshelferin/Haushaltshelferin ausgeübte 
Tätigkeit eine Vergütung von . . . DM. 

§ 4 

Während des Einsatzes als Betriebshelfer/Be- 
triebshelferin/Haushaltshelferin werden Unterkunft 
und Verpflegung durch das Einsatzunternehmen ge- 
währt oder verschafft. 

§ 5 

(1) Herr/Frau/Fräulein ... ist verpflichtet, der Al- 
terskasse, Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft 
für jeden Einsatz unter Verwendung des zur Verfü- 
gung gestellten Vordrucks einen Tätigkeitsbericht 
zu erstatten. Er/Sie hat über jedes besondere Vor- 
kommnis im Einsatzunternehmen der Alterskasse, 
Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft sofort 
schriftlich, in dringenden Fällen auch fernmündlich 
zu berichten. 

(2) Im übrigen gilt die von der Alterskasse, 
Krankenkasse und Berufsgenossenschaft für die 
hauptberuflichen Betriebshelfer/Betriebshelferinnen/ 
Haushaltshelferinnen erlassene Dienstanweisung 
entsprechend. 
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Anlage 4.3 


Bereitschafts- und Arbeitsvertrag 
für nebenberufliche Ersatzkräfte 


Zwischen 

der . . . landwirtschaftlichen Alterskasse . . . 

der . . . landwirtschaftlichen Krankenkasse . . . 

der . . . landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft . , . 

und 

Herr/Frau/Fräulein , . . 
geboren am ... 
wohnhaft in . , . 

wird folgender 


Bereitscbafts- und Arbeitsvertrag 

als nebenberufliche/r/ Betriebshelfer/Betriebshelfe- 
rin/Haushaltshelferin 

abgeschlossen; 

§ 1 

(1) Herr/Frau/Fräulein... der/die hauptberuflich 
als . . . tätig ist, verpflichtet sich, der Alterskasse, 
Krankenkasse und Berufsgenossenschaft auf deren 
Anforderung nach Bedarf // bis höchstens . . . mal 
jährlich/als nebenberuflich tätige // Ersatzkraft (Be- 
triebsheffer/Betriebshelferin/Haushaltshelferin) zur 
Verfügung zu stehen. 

(2) Die Alterskasse, Krankenkasse und Berufs- 
genossenschaft ist berechtigt, Herrn/Frau/Fräu- 
lein . . . für den Einsatz als Betriebshelfer/Betriebs- 
helferin/Haushaltshelferin // vorübergehend/in der 
Regel bis zu einem Zeitraum von jeweils 4 Wochen, 
in Ausnahmefällen auch für einen kürzeren oder 
längeren Zeitraum //in Anspruch zu nehmen. 

(3) Herr/Frau/Fräulein . . . kann im Einzelfall die 
Inanspruchnahme nur aus triftigen Gründen ableh- 
Grund verweigert, kann der Vertrag von der Alters- 
kasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft frist- 
los gekündigt werden. 

§ 2 

Das Arbeitsverhältnis gilt jeweils lediglich für den 
tatsächlichen Einsatzzeitraum als abgeschlossen. 


§ 3 

(1) Herr/Frau/Fräulein hat sich grundsätzlich den 
Gegebenheiten des Einsatzunternehmens anzupas- 
sen. Dies gilt auch für die Arbeits- und Freizeit. 

(2) Herr/Frau/Fräulein ... ist verpflichtet, alle 
ihm/ihr in dem Einsatzunternehmen obliegenden 
Arbeiten gewissenhaft und pünktlich zu erfüllen. 
(Hinsichtlich der Arbeitstätigkeit im Einsatzunter- 
nehmen ist er/sie an die Weisungen des landwirt- 
schaftlichen Unternehmers oder seines Stellvertre- 
ters gebunden.) (Die Arbeitstätigkeit im Einsatz- 
unternehmen regelt sich im Einvernehmen mit dem 
landwirtschaftlichem Unternehmer oder seinem Stell- 
vertreter.) 

§ 4 

Herr/Frau/Fräulein . . . erhält für die als Betriebs- 
helfer/Betriebshelferin/Haushaltshelferin tatsächlich 
ausgeübte Tätigkeit eine Vergütung von . . . DM. 

§ 5 

Während des Einsatzes als Betriebshelfer/Betriebs- 
helferin/Haushaltshelferin werden Unterkunft und 
Verpflegung durch das Einsatzunternehmen gewährt 
oder verschafft. 

§ 6 

(1) Herr/Frau/Fräulein ... ist verpflichtet, der 
Alterskasse, Krankenkasse oder Berufsgenossen- 
schaft für jeden Einsatz unter Verwendung des zur 
Verfügung gestellten Vordrucks einen Tätigkeitsbe- 
richt zu erstatten. Er/Sie hat über jedes besondere 
Vorkommnis im Einsatzunternehmen der Alters- 
kasse, Krankenkasse oder Berufsgenossenschaft so- 
fort schriftlich, in dringenden Fällen auch fernmünd- 
lich zu berichten. 

(2) Im übrigen gilt die von der Alterskasse, 
Krankenkasse und Berufsgenossenschaft für die 
hauptberuflichen Betriebshelfer/Betriebshelferinnen 
erlassene Dienstanweisung entsprechend. 

§ 7 

Dieser Vertrag kann von beiden Vertragspartnern 
mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden. 
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Arbeitsnachweis 

für selbstbesdiaffte Ersatzkräfte 


landwirtschaftliche 

Alterskasse ; 

landwirtschaftliche 

Krankenkasse 

landwirtschaftliche 

Berufsgenossenschaft 


Arbeitsnachweis 
für selbstbeschaffte Ersatzkräfte 

1. Angaben zur Person der Ersatzkraft: 


(Name, Vorname) 

(Geburtsdatum) 

2 . ( ) 

(Wohnort mit Postleitzahl) 


(Verwandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnis zu dem land- 
wirtschaftlichen Unternehmer und/oder dem Ehegatten) 

4. Ist der Betreffende hauptberuflich oder nebenbe- 
ruflich im Betrieb tätig? 

Ja/Nein 

II. Sitz des Einsatzunternehmens: 

Ort: Straße: Nr.:.; 

(Postleitzahl) 

III. Angaben zur Person des landwirtschaftlichen 
Unternehmers und seines Ehegatten 

1. Name des landwirtschaftlichen Unternehmers: 

(Bei Frauen oder Witwen auch Geburtsname) 

Vorname: 

geb. am: in Krs 

2. Name des mitarbeitenden Ehegatten: 

(Bei Frauen auch Geburtsname) 

Vorname: 

geb. am: 

1) Alterskasse, Krankenkasse und Berufgenossenschaft 
dürfen Kosten für selbstbeschaffte Ersatzkräfte nur 
dann in angemessener Höhe erstatten, wenn die Er- 
satzkräfte betriebsfremd sind. Deshalb ist die Kosten- 
erstattung in den Fällen nicht möglich, in denen die 
in Anspruch genommene Ersatzkraft auch sonst haupt- 
beruflich oder nebenberuflich im landwirtschaftlichen 
Unternehmen tätig ist. Eine nebenberufliche Tätigkeit 
liegt auch dann vor, wenn sie nur zeitweise, aber in 
gewisser Regelmäßigkeit ausgeübt wird. Eine einma- 
lige Aushilfe ist indessen unschädlich. 

Nicht entscheidend ist indessen das Verwandschafts- 
oder Schwägerschaftsverhältnis. 


3. Der Einsatz der Ersatzkraft /ist/war/ erforderlich 
wegen 2) : 


4. Beginn und Dauer /des Ausfalls/der Arbeitsun- 
fähigkeit/ 


IV. Angaben über die Dauer des Einsatzes der 
selbstbeschafften Ersatzkraft: 

1. Beginn des Arbeitseinsatzes: 

(Tag, Monat, Jahr) 

2. Beendigung des Arbeitseinsatzes; 

(Tag, Monat, Jahr) 

3. Bei täglichem stundenweisen Arbeitseinsatz An- 
gabe der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden: 


Die Richtigkeit der vorstehenden Angaben wird 
hiermit versichert. Uns ist bewußt, daß unrichtige 
Angaben zur strafrechtlichen Verfolgung führen 
können. 


, den 

(Ort) (Datum) 


(Unterschrift des landwirt- (Unterschrift der Ersatzkraft) 

sdiaftlichen Unternehmers oder 
seines Stellvertreters) 


(Unterschrift des Bürgermei- 
sters/des Ortslandwirts/Orts- 
vertrauensmannes des 
Bauernverbandes) 


2. Bei dieser Frage sind die Gründe für/ den Ausfall/die 
Arbeitsunfähigkeit/ des landwirtschaftlichen Unterneh- 
mers oder seines Ehegatten anzugeben, z. B. /Ausfall/ 
Arbeitsunfähigkeit/ wegen 

einer auf Grund von Krankheit erforderlichen statio- 
nären oder ambulanten Krankenbehandlung 
einer auf Grund eine's /Arbeitsunfalles/Wegeunfalles/ 
oder einer Berufskrankheit erforderlichen statio- 
nären oder ambulanten Heilbehandlung 
einer Vorbeugungs-, Genesungs- oder Erholungskur 
einer Schwangerschaft und 

einer von der Alterskasse gewährten stationären 
Heilbehandlung. 

In allen Fällen ist eine ärztliche Bescheinigung beizu- 
fügen. 
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Arbeitsnadiweis 

für selbstbeschaffte Ersatzkräfte bei dem Einsatz in Todesfällen 


Alterskasse 


Krankenkasse 


Berufsgenossenschaft 


landwirtschaftliche 


landwirtschaftliche 


landwirtschaftliche 


III. Angaben zur Person/des/der/Verstorbenen 

1. Name des verstorbenen landwirtschaftlichen 
Unternehmers: 

(Bei Frauen oder Witwen audi Geburtsname) 

Vorname; 

geh. am: 

Todestag: 


Arbeitsnachweis 
für selbstbeschaffte Ersatzkräfte 
bei dem Einsatz in Todesfällen 


I. Angaben zur Person der Ersatzkraft: 


(Name, Vorname) 


(Geburtsdatum) 


2. Name des verstorbenen Ehegatten: 

(Bei Frauen audi Geburtsname) 

Vorname; 

geh. am: 

Todestag: 

IV. Angaben über Art und Dauer des Einsatzes: 


2 . ( ) 

(Wohnort und Postleitzahl) 

3 

(Verwandschafts- oder Sdiwägerschaftsverhältnis zu dem/der Ver- 
storbenen und/oder dem überlebenden Ehegatten) 

4. Ist der Betreffende hauptberuflich oder nebenbe- 


ruflich 1) im Betrieb tätig? Ja/Nein 

II. Sitz des Einsatzunternehmens: 

Ort - Straße Nr 

(Postleitzahl) 


1. Beginn des Arbeitseinsatzes - 

(Tag, Monat, Jahr) 

2. Beendigung des Arbeitseinsatzes 

(Tag, Monat, Jahr) 

3. Bei täglichem stundenweisen Arbeitseinsatz An- 
gabe der insgesamt geleisteten Arbeitsstunden. 

Die Richtigkeit der vorstehenden Angaben Wird hier- 
mit versichert. Uns ist bewußt, daß unrichtige An- 
gaben zur strafrechtlichen Verfolgung führen können. 


Alterskasse, Krankenkasse und Berufsgenossenschaft 
dürfen Kosten für selbstbeschaffte Ersatzkräfte nur 
dann in angemessener Höhe erstatten, wenn die Er- 
Satzkräfte betriebsfremd sind. Deshalb ist die Kosten- 
erstattung in den Fällen nicht möglich, in denen die 
in Anspruch genommene Ersatzkraft auch sonst haupt- 
beruflich oder nebenberuflich im landw. Unternehmen 
tätig ist. Eine nebenberufliche Tätigkeit liegt auch 
dann vor, wenn sie nur zeitweise, aber in gewisser 
Regelmäßigkeit ausgeübt wird. Eine einmalige Aus- 
hilfe ist indessen unschädlich. 

Nicht entscheidend ist indessen das Verwandtschafts- 
oder Schwägerschaftsverhältnis. 


, den 

(Ort) (Datum) 


(Unterschrift des 1 and Wirtschaft- (Unterschrift der Ersatzkraft) 

liehen Unternehmers oder 
seines Stellvertreters) 


(Unterschrift des Bürgermei- 
sters oder Ortslandwirts/Orts- 
vertrauensmannes des Bauern- 
verbandes) 
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V erwaltungsstellen 

Name der Körperschaft 

Anzahl der 
Verwaltungsstellen 

Ort 

Schleswig-Holsteinische LKK 

9 

Eutin, Flensburg, Garding, Heide, Itzehoe, Nie- 
büll, Plön, Ratzeburg, Rendsburg 

LKK Oldenburg-Bremen 

6 

Oldenburg, Jever, Brake, Westerstede, Clop- 
penburg, Vechta 

Hannoversche LKK 

41 

Diepholz, Hameln, Nienburg, Springe, Stadt- 
hagen, Stolzenau, Syke, Einbeck, Göttingen, 
Gronau, Hildesheim, Holzminden, Northeim, 
Osterrode, Peine, Buchholz, Burgdorf, Celle, 
Gifhorn, Lüchow, Lüneburg, Soltau, Uelzen, 
Walsrode, Bremerhaven, Bremervörde, Neu- 
haus, Osterholz-Scharmbeck, Rotenburg, Stade, 
Verden, Aschendorf, Bersenbrück, Lingen, 
Neuenhaus, Osnabrück, Aurich, Leer, Norden, 
Wittmund, Berlin 

LKK Braunsdiweig 

— 

— 

Lippische LKK 


— 

KK der rheinischen Landwirtschaft 

15 

Koblenz, Kirn, Trier, Aachen, Bonn, Geilen- 
kirchen, Geldern, Grevenbroich, Kempen, 
Moers, Ratingen, Schleiden, Siegburg, Wesel, 
Wipperfürth 

Westfälische LKK 

17 

Ahaus, Beckum, Borken, Burgsteinfurt, Coes- 
feld, Höxter, Lübbecke, Meschede, Minden, 
Münster, Paderborn, Recklinghausen, Soest, 
Tecklenburg Unna, Warendorf, Wiedenbrück 

LKK Hessen-Nassau 

28 

Bad Homburg v. d. H., Bad Hersfeld, Bebra, 
Biedenkopf, Eschwege, Frankenberg, Fritzlar, 
Fulda, Gelnhausen, Hahn/Taunus, Hanau, Her- 
born, Hofgeismar, Homberg/Efze, Hünfeld, Jo- 
hannisberg/Rheingau, Kassel, Korbach, Lim- 
burg, Marburg/Lahn, Melsungen, Niederwall- 
menach, Schlüchtern, Westerburg, Wetzlar, 
Wiesbaden, Wolfhagen, Ziegenhain 

LKK Darmstadt 

9 

Alsfeld, Büdingen, Friedberg, Gießen, Groß- 
Gerau, Groß-Umstadt, Heppenheim, Lauter- 
bach, Michelstadt 

LKK Rheinhessen-Pfalz 

6 

Kaiserslautern, Landau/Pfalz, Bad Dürkheim, 
St. Julian, Mainz, Alzey 

LKK für das Saarland 

4 

Merzig, Saarlouis, St. Wendel, Blieskastel 
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Name der Körperschaft 

Anzahl der 
Verwaltungsstellen 

Ort 

LKK Oberfranken und Mittelfranken 

9 

Bayreuth, Bamberg, Coburg, Münchberg, 
Fürth, Uffenheim, Feuchtwangen, Weißenburg, 
Feucht 

LKK Niederbayern-Oberpfalz 

14 

Abensberg, Deggendorf, Eggenfelden, Landau/ 
Isar, Passau, Straubing, Viechtach, Amberg, 
Cham, Kemnath, Neumarkt i. d. Opf., Regens- 
burg, Schwandorf, Weiden 

LKK Unterfranken 

5 

Aschaffenburg, Bad Kissingen, Bad Neustadt, 
Hofheim, Schweinfurt 

LKK Schwaben 

7 

Donauwörth, Dillingen, Günzburg, Mindel- 
heim, Kaufbeuren, Kempten, Lindau 

LKK Oberbayern 

5 

Aichach, Aibling, Grafing, Pfaffenhofen/Ilm, 
Mühldorf/Inn 

Badische LKK 

17 

Buchen, Buehl, Bruchsal, Donaueschingen, Em- 
mendingen, Freiburg, Heidelberg, Karlsruhe, 
Lörrach, Mannheim, Mosbach, Pforzheim, 
Oberkirch/Renchtal, Radolfzell, Sinsheim, Tau- 
berbischofsheim, Tiengen/Oberrhein 

LKK Württemberg 

28 

Balingen, Biberach, Aalen, Ehingen, Eßlingen, 
Gerabronn, Göppingen, Heidenheim, Heil- 
bronn, Herrenberg, Leutkirch, Ludwigsburg, 
Mühlacker, Münsingen, Niederstetten, öhrin- 
‘ gen, Ravensburg, Riedlingen, Rottweil, Schwä- 
bisch-Hall, Sigmaringen, Tübingen, Ulm 

KK für den Gartenbau 

8 

Berlin, Hamburg, Hannover, Dortmund, Köln, 
Frankfurt/M., Karlsruhe, Nürnberg 

insgesamt: 

223 
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